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6 7 ZusammenfassungZusammenfassung

Die Verhaltens-, Sozial- und Geisteswissenschaften 
können uns neue Erkenntnisse über unser politisches 
Verhalten vermitteln, beispielsweise darüber, wie und 
warum sich Emotionen, Werte, Identitäten und Vernunft 
auf unsere Gedanken und Äußerungen und auf 
politische Entscheidungen auswirken.

Fehlwahrnehmungen und Desinformation: 
Unser Denken wird durch unser 
Informationsumfeld bestimmt und macht uns 
anfällig für Desinformation. Wir müssen uns 
verstärkt damit auseinandersetzen, wie wir 
denken. Motivated Reasoning hat zur Folge, dass 
Menschen Sachinformationen ausblenden, die ihren 
Überzeugungen entgegenstehen. Fehlinformierte 
Menschen halten sich selbst nicht für uninformiert: Sie 
berufen sich auf Sachverhalte, die sie als zutreffend 
bewerten. Falsche Nachrichten, insbesondere in der 
Politik, werden „erheblich weiter, rascher, tiefgreifender 
und umfassender verbreitet als die Wahrheit.“ 
Richtigstellungen führen zu genaueren Einschätzungen 
bestehender Sachverhalte, ändern im Allgemeinen aber 
nichts an den Einstellungen der Menschen.

Kollektive Intelligenz: Die Wissenschaft kann 
uns helfen, die Zusammenarbeit politischer 
Entscheidungsträger neu zu gestalten, um 
bessere Entscheidungen zu treffen und Fehler 
in der Politikgestaltung zu verhindern. 
Kollektives Denken kann die Qualität politischer 
Entscheidungen erheblich verbessern, allerdings nur 
dann, wenn Kooperationsprozesse sorgfältig konzipiert 
werden. Nur wenn alle kritischen Informationen sowie 
besonderes Wissen und besondere Erfahrung geteilt 
werden, kann sich kollektive Intelligenz entwickeln 
und Gruppendenken oder Polarisierungen vermieden 
werden. Psychologische Sicherheit ist eine wesentliche 
Voraussetzung dafür, dass Informationen, Ideen, 
Fragen und abweichende Meinungen geäußert werden.

Emotionen: Emotionen und Vernunft sind nicht 
voneinander zu trennen. Bessere Informationen 
über die Emotionen von Bürgerinnen und Bürgern 
und eine größere emotionale Kompetenz könnten 
die Politikgestaltung verbessern.

Emotionen sind für Entscheidungen ebenso wichtig 
wie logisches Denken und geeignet, vernünftige 
Entscheidungen gleichermaßen zu unterstützen 
und zu vereiteln. Wütende Menschen bemühen 
sich seltener um Informationen und neigen eher zu 
starren Haltungen. Angst hingegen kann dazu führen, 
dass Informationen tiefer verarbeitet werden. Eine 
effizientere Erfassung der Emotionen von Bürgerinnen 
und Bürgern könnte dazu beitragen, politische 
Entscheidungen besser zu steuern. Wenn wir lernen, 
Emotionen mit einzubeziehen und zu nutzen, statt 
sie auszublenden, könnten Entscheidungsprozesse 
und die Zusammenarbeit im Regierungshandeln 
verbessert werden.

Werte und Identitäten sind Triebfedern 
politischen Verhaltens, werden aber nicht 
angemessen verstanden oder diskutiert. 
Politische Entscheidungen werden von 
Gruppenidentitäten, Werten, Weltanschauungen, 
Ideologien und Persönlichkeitsmerkmalen stark 
beeinflusst. Das Erstarken des Widerstands gegen 
Zuwanderung und Multikulturalismus am rechten Rand 
des politischen Spektrums hat zu einer neuen Form der 
Polarisierung geführt, die weniger wirtschaftlicher als 
vielmehr kultureller Art ist. Werte beeinflussen nicht 
nur unser politisches Verhalten, sondern auch unsere 
Wahrnehmung von Fakten erheblich.

Framing, Metaphern und Erzählungen: 
Fakten sprechen nicht für sich selbst. Framing, 
Metaphern und Erzählungen („Narrative“) müssen 
verantwortungsbewusst verwendet werden, wenn 
Sachinformationen ankommen und verstanden 
werden sollen. Ein neutrales Framing existiert nicht: 
Etwas mit einzubeziehen bedeutet auch immer, etwas 
anderes außen vor zu lassen. Das Framing politischer 
Probleme kann sich erheblich auf Überzeugungen 
auswirken. Daher setzt sich nicht die Seite mit den 
meisten oder stichhaltigsten Fakten durch, sondern 
diejenige, die das plausibelste Szenario liefert, das 
instinktiv als zuverlässig empfunden und von einer 
als glaubwürdig betrachteten Quelle zum Ausdruck 
gebracht wird.

Framing, Metaphern und Erzählungen: 
Dem Vertrauensschwund, mit dem Fachexperten 
und Regierungen konfrontiert sind, kann nur durch 
größere Ehrlichkeit und öffentlichem Diskurs 
über Interessen und Werte begegnet werden. 

Vertrauenswürdigkeit gründet sich auf Erfahrung 
und Ehrlichkeit sowie auf gemeinsame Interessen 
und Werte. Das Ideal einer wertfreien Wissenschaft 
erweist sich in der Realität als vielschichtiger Komplex: 
Werte können in unterschiedlichen Phasen des 
Prozesses ins Spiel kommen. Dies bedeutet nicht, dass 
Wissenschaft nicht vertrauenswürdig wäre, sondern 
vielmehr, dass größere Transparenz hinsichtlich 
der Bedeutung von Werten in der Wissenschaft 
benötigt wird. Dass die Öffentlichkeit Gelegenheit zur 
Überprüfung von Sachinformationen erhält, ist von 
entscheidender Bedeutung für die Bewahrung der 
wissenschaftlichen Autorität. Deliberative Demokratie 
und Bürgerbeteiligung können wirksam dazu 
beitragen, das verlorene Vertrauen in demokratische 
Einrichtungen wiederherzustellen.

Evidenzinformierte Politikgestaltung: 
Der Grundsatz, dass Politik durch 
Sachinformationen fundiert sein sollte, 
wird nicht mehr als Selbstverständlichkeit 
akzeptiert. Politiker, Wissenschaftler und die 
Zivilgesellschaft müssen diesen Eckpfeiler der 
liberalen Demokratie verteidigen. Das Framing 
eines politischen Problems ist mehr eine politische 
denn technische Aufgabe, für die geklärt werden 
muss, welche Forschungen durchzuführen sind, 
welche Sachinformationen berücksichtigt werden 
und was außer Acht gelassen werden kann. Die 
Verpflichtung zu einer evidenzinformierten Politik kann 
nicht als selbstverständlich betrachtet werden. Die 
Bindung an Parteilinien in einem stark polarisierten 
politischen Umfeld erschwert Regierungen die 
tatsächliche Berücksichtigung von Sachinformationen. 
Der Berücksichtigung von Sachverhalten stehen 
erhebliche Hindernisse entgegen: Wissenschaftler 
und politische Entscheidungsträger orientieren 
sich an unterschiedlichen Standards und Kulturen, 

drücken sich auf unterschiedliche Weise aus, haben 
unterschiedliche Beweggründe und Zeitbegriffe und sind 
unterschiedlichen Haushaltszwängen unterworfen. An 
einem gut konzipierten evidenzinformierten politischen 
System sollten Wissensmakler und Einrichtungen 
beteiligt sein, die Brücken zwischen Wissenschaftlern 
und politischen Entscheidungsträgern schlagen. 
Der Grundsatz dass politische Entscheidungen 
unter Einbezug von Sachinformationen getroffen 
werden sollten, könnte als wichtige Ergänzung der 
Grundsätze der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit 
anerkannt werden.
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Wir befinden uns an einem Punkt, an dem sich 
entscheidet, wie wir unsere Gesellschaften künftig 
organisieren werden. Komplexe Sachverhalte, 
problematische Fragen, die Fülle von Informationen, 
die Geschwindigkeit des Wandels, Ungewissheit, 
Fehlinformation, Populismus und Polarisierung sowie 
neue Governance-Modelle und digitale Technologien 
erfordern einen Wandel der Politikgestaltung. 

Der Wettbewerb sowohl um Macht als auch um die 
Unterstützung der Wähler steht im Mittelpunkt des 
Ökosystem der Politikgestaltung. Allerdings sind alle 
Akteure in diesem Umfeld – Politiker, Beamte und Bürger 
– Menschen, die mit Algorithmen nicht zu erfassen sind. 
Die Wissenschaft kann uns neue Erkenntnisse über unser 
politisches Verhalten vermitteln, beispielsweise darüber, 
wie und warum sich Emotionen, Werte, Identitäten 
und Vernunft auf unsere Gedanken und Äußerungen 
und auf politische Entscheidungen auswirken. 

Die Gemeinsame Forschungsstelle (JRC = Joint Research 
Centre) der Europäischen Kommission setzt sich für eine 
bessere Politik und für die Verteidigung der Werte der 
EU ein, indem sie wissenschaftliche Erkenntnisse in die 
Politik einbringt. Die neuen Herausforderungen für die 
Politik stellen sich als ernsthafte Herausforderungen 
auch für diejenigen dar, die bestrebt sind, auf Basis 
wissenschaftlicher Erkenntnisse auf die Politikgestaltung 
einzuwirken. Die Lösung kann nicht darin bestehen, 
einfach weiterzumachen wie bisher. Es reicht nicht 
aus, Gerüchte zu widerlegen, Fakten zu prüfen, 
Fehlwahrnehmungen zu korrigieren, die Wissenschaft 
stärker zu fördern und wissenschaftliche Kompetenzen 
zu verbessern. All dies ist wünschenswert, aber letztlich 
nicht geeignet, Aufschluss darüber zu geben, warum 
Fakten nicht einfach für sich selbst sprechen. 

Vielmehr müssen wir intelligentere Lösungen dafür 
finden, wie wir Politik gestalten und die Wissenschaft 
einbeziehen, indem wir besseres und wissenschaftlich 
fundierte Erkenntnisse entwickeln, wie wir als Bürgerinnen 
und Bürger sowie als politische Entscheidungsträger 
und Wissenschaftler politische Entscheidungen auf 
individueller, kollektiver und institutioneller Ebene treffen. 
Das sogenannte Defizitmodell ist unzureichend. Nur 
auf der Grundlage eines genaueren Bildes unseres 
politischen Verhaltens können wir verstehen, was 
die Politik und den politischen Prozess wirklich 
antreibt, und sicherstellen, dass wissenschaftliche 

Erkenntnisse angemessen berücksichtigt werden.

Unsere Analyse beschränkt sich nicht darauf, das 
Verhalten politischer Entscheidungsträger (im 
Wesentlichen Beamte und Politiker) zu untersuchen. 
Vielmehr soll dieser Bericht auch dazu beitragen, das 
politische Verhalten von Bürgerinnen und Bürgern 
verständlich zu machen und zu berücksichtigen, 
welche durch Wahlen oder durch stärkere direkte 
Beteiligung an politischen Prozessen wesentlichen 
Einfluss auf die Politikgestaltung nehmen. 

Ziel dieses Berichts ist es daher, wichtige Erkenntnisse 
aus den Verhaltenswissenschaften (Psychologie, 
Neurowissenschaften, Anthropologie, Wirtschaft 
und kognitive Linguistik) und den Sozial- und 
Geisteswissenschaften (Geschichte, Politikwissenschaften, 
Politikwissenschaften und Wissenschaftstheorie) 
zu gewinnen, um eine dem heutigen Wissensstand 
entsprechende Vorstellung davon zu entwickeln, 
wie sich Menschen politisch verhalten.

Diese Vorstellung wird eine solide Grundlage für 
eine bessere Politikgestaltung darstellen, bei der 
wissenschaftliche Erkenntnisse und Vernunft in 
demokratische Prozesse einfließen. Diese Erkenntnisse 
können vielleicht dazu beitragen, einige der Krisen 
unserer demokratischen Systeme zu bewältigen. 

Die Ergebnisse der durchgeführten Forschungen werden 
in diesem Bericht in sieben Kapiteln behandelt:

1. Fehlwahrnehmungen und Desinformation
2. Kollektive Intelligenz
3. Emotionen
4. Werte und Identität 
5. Framing, Metaphern und Erzählungen 
6. Vertrauen und Offenheit
7. Evidenzinformierte Politik 

Jedes Kapitel ist in zwei Abschnitte gegliedert; im 
ersten Teil werden die wichtigsten Erkenntnisse aus der 
Wissenschaft dargelegt, während im zweiten Teil die 
potenziellen Auswirkungen auf die Politikgestaltung 
im weitesten Sinne dargelegt werden. Die Kapitel sind 
eng miteinander verknüpft, da die Politik ein komplexes 
System mit vielen Rückkopplungen und Verbindungen 
zwischen den verschiedenen treibenden Kräften darstellt.

EINLEITUNG
Hintergrund
Die JRC ist der Auffassung, dass evidenzinformierte 
Politikgestaltung zu besserer Politik führt. Daher 
liegt es in unserem Interesse und – unserer Meinung 
nach – auch im Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
Europas, Wege zur besseren Berücksichtigung von 
Sachinformationen in politische Entscheidungsprozesse 
zu finden. Ausgehend von dieser Grundüberzeugung 
wurde das Programm Enlightenment 2.0 
(Aufklärung 2.0) entwickelt.

Am Anfang stand die klassische Prämisse der 
Aufklärung, dass Vernunft die primäre Quelle politischer 
Autorität und Legitimität ist. Verhaltens-, entscheidungs- 
und sozialwissenschaftliche Forschungen zeigen aber, 
dass wir nicht ausschließlich vernunftgesteuert sind. 
Daher haben wir versucht, die zusätzlichen treibenden 
Kräfte politischer Entscheidungsprozesse zu verstehen. 
Moderne Demokratien beruhen vor allen Dingen auf 
dem westlichen Aufklärungsbegriff, in Folge dessen 
wir uns als vernunftgesteuerte Akteure betrachten. Bei 
diesem Projekt wurde deutlich, dass viele der in diesem 
Bericht behandelten Erkenntnisse in der historischen 
Epoche der Aufklärung bereits implizit angelegt waren.

Ein kooperativer Ansatz
Angesichts des Ausmaßes der Herausforderung 
und des Umfangs des benötigten Fachwissens war 
ein ko-kreativer Ansatz für unsere Methodik von 
zentraler Bedeutung. Im März 2018 wurde eine 
internationale Ausschreibung für Geistes-, Sozial- und 
Naturwissenschaftler veröffentlicht. Dabei wurden 
Anträge aus zahlreichen Fachgebieten ausgewählt, u. a. 
aus folgenden Bereichen:

kognitive Linguistik, Ethnologie/Anthropologie, 
Evolutionsbiologie, Geschichte der Aufklärung, 
Neurowissenschaften, Organisationsverhalten, 
Wissenschaftstheorie, Physiologie, politische Studien, 
politisches Verhalten, politische Psychologie, 
Politikwissenschaft, Psychologie, Sozialpsychologie, 
Soziologie und Theologie.

Die Wissenschaftler konnten sich um folgende Aufgaben 
bewerben:

• federführender Verfasser einer Literaturrecherche 
in einem bestimmten Fachgebiet, 

• Co-Autor einer Literaturrecherche in einem 
bestimmten Fachgebiet, 

• Gutachter einer Literaturrecherche in einem 
bestimmten Fachgebiet, 

• Mitarbeit in einem Lenkungsausschuss.

Nach der Überprüfung der eingegangenen Anträge 
durch einen Bewertungsausschuss wurden auf 
der Grundlage veröffentlichter Kriterien insgesamt 
60 Fachleute ausgewählt. 

METHODIK

 Die Wissenschaft 
vermittelt uns neue 
Erkenntnisse über 
unser politisches 
Verhalten, 
beispielsweise darüber, 
wie und warum 
sich Emotionen, 
Werte, Identitäten 
und Vernunft auf 
unsere Gedanken 
und Äußerungen 
und auf politische 
Entscheidungen 
auswirken.
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Zur Auswertung der aktuellen Fachliteratur wurden die 
Experten den folgenden acht Gruppen zugeordnet:

• Wirtschaft
• Geschichte
• Sprache, Linguistik, Anthropologie und Kultur
• Neurowissenschaften
• Philosophie
• Politikwissenschaft
• Psychologie
• Öffentliche Politik, Verwaltung und Soziologie

Jede Gruppe beantwortete dieselben zwei 
Forschungsfragen, die von der Expertengemeinschaft 
gestellt worden waren:

• Was sind die treibenden Kräfte 
für politisches Verhalten? 

• Was sind die wirksamsten Strategien für die 
optimale Einbeziehung von Sachinformationen 
in politische Entscheidungsprozesse?

Dieser innovative Ansatz zur Bildung von 
Forschungsteams wurde von den Experten größtenteils 
positiv bewertet. Die Qualität der acht wissenschaftlichen 
Berichte zeugt von der Offenheit und dem Engagement 
der Wissenschaftler für die Zusammenarbeit mit 
unbekannten Forschern statt mit den vertrauten Kollegen.

Die JRC führte zwei Workshops unter Beteiligung von 
Kollegen aus der gesamten Kommission durch. Im 
ersten Workshop im Mai 2018 verständigten sich die 
Beteiligten über das Konzept, die Methodik und die 
Forschungsfragen. Der zweite Workshop im Oktober 
2018 ermöglichte unmittelbare Peer-Reviews der 
Literaturrecherchen. In beiden Workshops wurden 
Methoden der partizipatorischen Führung angewendet, 
um die Qualität der Diskussionen zu maximieren.

Normative Feststellung
Im ersten Workshop stellten die Fachexperten fest, dass 
die JRC ihre Prämissen für das Projekt beschreiben müsse. 
Daher wurde die folgende Feststellung formuliert:

 
„Die Qualität politischer Gestaltung, politischer 
Debatten und politischer Entscheidungen 
nimmt zu, wenn die Gestaltung, die Debatten 
und die Entscheidungen auf der Grundlage 
solider, relevanter und frei zugänglicher 
Sachinformationen getroffen werden. Politische 
Fragen können nicht in gleicher Weise wie 
wissenschaftliche Fragen ‚gelöst‘ werden, da sie 
nicht rein analytischer Natur sind und normative 
Kompromisse erfordern. Die Wissenschaft kann 
nur die analytische Frage nach dem ‚Sein‘ der 
Welt beantworten, nicht aber normative Fragen 
dazu, wie die Welt sein ‚sollte‘. Der Begriff einer 
‚evidenzinformierten Politik‘ ist zutreffender als 
der einer „evidenzbasierten Politik“: Er macht 
klar, dass Sachinformationen einen Beitrag 
zum politischen Prozess leisten, aber keine 
absolute Autorität besitzen. Die Bedeutung 
von Sachinformationen in der politischen 
Debatte wird häufig nicht wegen grundlegender 
Einwände gegen Sachinformationen angezweifelt, 
sondern vielmehr aufgrund der konkreten 
Sachinformationen, die als Grundlage für 
bestimmte Entscheidungen herangezogen werden. 
Die Auswahl wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und ihre Verwendung als Grundlage für 
politische Entscheidungen wirken sind normative 
Entscheidungen.

Sachinformationen sind insoweit von wesentlicher 
Bedeutung, als sie das beste verfügbare Bild 
der Realität vermitteln und damit konkrete 
Einschränkungen des Spielraums für politischen 
Entscheidungen und die potenziellen Kosten 
und Nutzen mit sich bringen. Wissenschaftliche 
Erkenntnisse können politische Entscheidungen 
und politische Debatten optimieren, indem 
sie alle politischen Akteure (Bürgerinnen und 
Bürger, Beamte und Politiker) dabei unterstützen, 
fundierte und autonome Entscheidungen im 
Einklang mit ihren Wertvorstellungen und 
Prioritäten zu treffen.“

Aufgabe der JRC 
Als wissenschaftlichem Dienst der Kommission kommt 
der JRC zentrale Bedeutung bei der Sammlung, 
Verwaltung und Auswertung kollektiver wissenschaftlicher 
Informationen für eine bessere EU-Politik zu. Unsere 
Aufgabe besteht darin, wissenschaftlich überprüfte 
Erkenntnisse aus unterschiedlichen Bereichen der 
Wissenschaft zu gewinnen und sie für die Gestaltung von 
Politik nutzbar zu machen.

Bei der Erstellung dieses Berichts waren wir kontinuierlich 
bestrebt, die aus der Wissenschaft gezogenen Lehren auf 
unsere Arbeitsmethode anzuwenden:

• Mit Zustimmung der Verfasser wurden 
Berichte über den aktuellen Erkenntnisstand 
der Wissenschaften intern an Kollegen bei 
der Kommission weitergegeben, damit diese 
die Entwicklung dieses Vorhabens besser 
nachvollziehen können.

• Die Kollegen bei der Kommission kamen 
regelmäßig und informell zusammen, um sich 
über neue Entwicklungen bei diesem Vorhaben zu 
informieren und die politischen Auswirkungen zu 
erörtern. Ihnen wurden bereits erste Fassungen 
des Berichts zur Stellungnahme übermittelt.

• Eine stark gekürzte Fassung dieses Berichts 
wurde an über 100 Fachleute weitergeleitet, 
um die Verlässlichkeit der ursprünglichen 
Berichte sicherzustellen und der Gefahr von 
Gruppendenken zu begegnen.

• Für die Fachexperten und interessierte 
Kollegen in der gesamten Kommission wurden 
praxisorientierte Gemeinschaften eingerichtet.

Zugang zu den Berichten über den 
Stand der Wissenschaft 
Die JRC prüft derzeit Möglichkeiten zur Veröffentlichung 
aller acht Berichte in einer Sonderausgabe einer 
frei zugänglichen wissenschaftlichen Zeitschrift, 
um vollständige Transparenz zu gewährleisten und 
die Reichweite unserer Arbeit zu maximieren.

Danksagung
Dieser Bericht ist das Ergebnis der ko-kreativen 
Zusammenarbeit mit Hochschulen und politischen 
Entscheidungsträgern. Er enthält förmliche und 
informelle Beiträge von Fachleuten, Praktikern 
aus der Politik und Vertretern internationaler und 
zivilgesellschaftlicher Organisationen. Wir danken allen, 
die so großzügig an der Erstellung dieses Berichts 
mitgewirkt haben. Ohne ihre Unterstützung hätte 
dieser Bericht nicht entstehen können. Der Anhang 
enthält eine Liste aller beteiligten externen Fachleute.

 Angesichts verh-
altens-, sozial- und 
entscheidungswissen-
schaftlicher Forschun-
gen, die zeigen, dass 
die Menschen nicht 
ausschließlich vernunft-
gesteuert sind, möchten 
wir verstehen, welche 
Faktoren die politische 
Entscheidungsfindung 
beeinflussen.
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 1.1 Hauptergebnisse

 1.1.1 Unser Denken ist nicht sonderlich 
gut an unser politisches 
Informationsumfeld angepasst

Menschen denken nicht immer rational. Das ist nicht 
unbedingt ein Problem. Problematisch ist jedoch, dies 
außer Acht zu lassen und Politik auf der fälschlichen 
Annahme zu gründen, dass Menschen sich in jedem Fall 
rational verhalten. 

Das heutige Informationsumfeld stellt eine erhebliche 
Herausforderung für das politische Denken der 
Bürgerinnen und Bürger dar. Traditionell spielen die 
Medien eine wichtige Rolle beim Filtern unzuverlässiger 
Informationen und bei der Vermittlung ausgewogener 
Informationen. Dieser „Wächterfunktion“ kommt 
wesentliche Rolle im Hinblick auf das Framing 
politischer Themen zu. Mit dem Aufkommen des 
Internets, insbesondere der sozialen Medien, haben die 
traditionellen Medien hinsichtlich der Prägung politischer 
Debatten jedoch an Bedeutung verloren. Das Internet hat 
zur Verfügbarkeit von Informationen in nie gekanntem 
Ausmaß geführt und das Geschäftsmodell, auf der sich 
die traditionelle Rolle der Medien gründet, erheblich 
verändert erheblich verändert.

Produktion und Vertrieb sind inzwischen getrennt, d. h. 
der Verfasser oder Redakteur eines Artikels behält 
zwar die Kontrolle über seine Inhalte, die Verteilung 
erfolgt jedoch zunehmend über die Algorithmen 
der Social-Media-Plattformen.1 In der Regel wählen 
diese Algorithmen Daten aus und stellen sie so dar, 
dass sie größtmögliche Aufmerksamkeit wecken. 
Ausgewogenheit oder Richtigkeit gewährleisten sie 
nicht. Die Bewertung der Richtigkeit von Informationen, 
Fotos und Videos, eine Aufgabe, die früher den Medien 
in ihrer „Gatekeeper-Funktion“ oblag, bleibt daher heute 
den Nutzern selbst überlassen.2 Die Überflutung mit 
Informationen in Verbindung mit dem zunehmenden 
Bedeutungsverlust der „Gatekeeper-Funktion“ der 
Medien stellt eine beispiellose Anforderung an unsere 
kognitiven Fähigkeiten dar.

Dies hat zu einer epistemischen Krise geführt, in der 
der Einzelne nicht mehr in der Lage ist, entscheidende 
Sachinformationen in vollem Umfang zu verstehen und 
zu erklären. Die traditionellen kognitiven Strukturen und 
die herkömmliche Informationsinfrastruktur, auf die 
wir uns früher verlassen haben, taugen nicht mehr zur 
Erklärung der Wirklichkeit.3

Dieser Wandel der politischen Informationsumgebung 
eröffnet politischen Akteuren neue Möglichkeiten zur 
gezielten und unvermittelten Kommunikation mit 
den Bürgerinnen und Bürgern. Auch wenn erhebliches 
Potenzial zur Verbesserung der politischen Debatte 
besteht, stellt die Manipulation der öffentlichen 
Meinung über Social-Media-Plattformen eine sehr reale 
Bedrohung dar.4 Beispielsweise werden Behauptungen 
umso zutreffender angesehen, je häufiger sie 
wiederholt werden.5 Zwar war es schon immer möglich, 
eine Darstellung im Rundfunk und in den Printmedien 
zu wiederholen, diese Wiederholung kann heute in den 
sozialen Medien aber aus unterschiedlichsten Quellen 
und in Echtzeit erfolgen. Die Anzahl der Likes, die eine 
Quelle in sozialen Medien erhält, kann die vermeintliche 
Glaubwürdigkeit dieser Quelle erheblich erhöhen,6 
während negative Bewertungen die Glaubwürdigkeit 
untergraben können.7 Dass Menschen sich an den 
Meinungen anderer orientieren, ist nichts Neues. Neu 
sind jedoch die Anzahl der verfügbaren Meinungen, die 
Geschwindigkeit, mit der Meinungen zugänglich sind, und 
die Möglichkeit der Manipulation von Aufmerksamkeit 
durch Algorithmen.

Unsere Denkfähigkeiten werden 
durch das heutige Informationsumfeld 
herausgefordert und macht uns 
anfällig für Desinformation. Wir 
müssen uns verstärkt damit 
auseinandersetzen, wie unsere 
Denkprozesse ablaufen.

FEHLWAHRNEHMUNGEN 
UND DESINFORMATION
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Abbildung 1: Themen nach durchschnittlicher Bereitschaft zur Meinungsänderung
Quelle: Kaplan et al. (2016)

Die Nutzer sozialer Medien äußern ihre Präferenzen 
durch ihre Likes sowie durch ihre Freunde und 
die Inhalte, die sie posten. Aufgrund der über sie 
gesammelten Informationen werden sie mit Erzählungen 
konfrontiert, die diese Präferenzen verstärken und 
Filterblasen schaffen.8 Ob diese Blasen dafür sorgen, 
dass sich Menschen gegenüber anderen Standpunkten 
abschotten, ist umstritten. Es gibt Anzeichen dafür, 
dass soziale Medien und Suchmaschinen sogar zu einer 
stärkeren Konfrontation mit dem Material der anderen 
Seite des politischen Spektrums führen.9 Andererseits 
verstärken sie aber auch die Polarisierung zwischen 
Menschen, da sie sich in ihren Überzeugungen bestätigt 
sehen und das Interesse an der Auseinandersetzung mit 
anderen Meinungen verlieren, und behindern so einen 
konstruktiven Wissenserwerb.10

Einzelpersonen müssen in dieser Situation daher 
eine epistemische Wachsamkeit, d. h. die Bereitschaft 
zur kritischen Bewertung der Glaubwürdigkeit der 
bereitgestellten Informationen entwickeln.11 Dies 
beinhaltet eine kritische Haltung gegenüber den 
Informationsquellen, einschließlich verdächtiger Medien, 
die die Verbreitung von falschen Informationen zum 
Ziel haben, sowie gegenüber eher traditionellen Medien, 
die eine eigene politische Agenda verfolgen. Die gleiche 
Wachsamkeit kann auch im Hinblick auf das eigene 
Denken an den Tag gelegt werden, um sich stärker der 
Denkmodelle und Erzählungen bewusst zu werden, auf 
der die eigene Weltsicht aufbaut.

 1.1.2 Fakten bewirken nicht zwangsläufig 
Meinungsänderungen

Ein Aspekt menschlichen Denkens, der umfassender 
zur Kenntnis genommen werden muss, ist Motivated 
Reasoning, d. h. die Tatsache, dass Menschen 
dazu neigen, bereits bestehende Überzeugungen 
durch Sachinformationen bestätigt zu sehen12 
und Sachinformationen auszublenden, die ihren 
Überzeugungen entgegenstehen. Wenn ein Argument 
ihrer politischen Einstellung widerspricht, werden sie es 
mit Nachdruck bekämpfen. Stützt eine Argumentation 
hingegen das eigene Weltbild, kann sie ohne größere 
Einwände akzeptiert werden.13 

In der Regel sperren sich Menschen gegenüber 
Informationen, die ihren Überzeugungen zuwiderlaufen, 
insbesondere dann, wenn diese Informationen von der 
anderen Seite des politischen Spektrums stammen.14 
Beispielsweise wurde festgestellt, dass Personen, die 
negative Informationen über einen Bewerber um ein 
politisches Amt erhalten, den sie persönlich schätzen, 
diesen noch stärker unterstützen.15

Mit anderen Worten: Menschen neigen dazu, zu glauben, 
was sie glauben wollen, auch wenn sie mit gegenteiligen 
Sachinformationen konfrontiert werden. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn diese Informationen von 
einem politischen Gegner kommen.

Motivated Reasoning ist parteiübergreifend anzutreffen 
und nachweislich unabhängig von kognitiven Fähigkeiten.16 
Besonders verbreitet ist Motivated Reasoning offenbar bei 
besser informierten Menschen, zumindest bei manchen 
Themen.17 Je mehr Menschen über eine Frage nachdenken, 
desto eher neigen sie zu ideologischem Motivated 
Reasoning.18 Diese Erkenntnis spricht für die kulturelle 
Kognition, d. h. die Tatsache, dass Menschen die Risiken 
bestimmter Verhaltensweisen kulturspezifisch einschätzen.19 
Im Hinblick auf den Klimawandel beispielsweise haben 
Untersuchungen aus den USA gezeigt, dass vertiefte 
wissenschaftliche und politische Erkenntnisse a) bei 
Konservativen die Skepsis gegenüber dem Klimawandel 
und der Bedeutung menschlicher Aktivitäten für den 
Klimawandel noch erhöhen, b) bei Liberalen (Progressiven) 
hingegen verbliebene Zweifel weiter verringern.20 Dieses 
Verhalten war bei einigen Themen wie beispielsweise der 
Stammzellenforschung oder der Evolution des Menschen, 
nicht aber bei Themen wie etwa der Nanotechnologie oder 
genetisch veränderten Lebensmitteln zu beobachten.21 
Darüber hinaus hat eine Studie gezeigt, dass Teilnehmer, die 
mit Informationen konfrontiert werden, die tief verwurzelten 
Überzeugungen widersprechen, bei nicht als politisch 
betrachteten Themen, beispielsweise Mobiltelefonen 
oder Lebensmittelfarben (siehe Abbildung 1), eher 
geneigt sind, ihre Meinungen zu revidieren.22

 1.1.3 Wir neigen dazu, Themen zu 
überschätzen, die uns Sorgen bereiten

Das Konzept des „emotionalen Analphabetismus“ ist bei 
Überlegungen zu sozialen und politischen Realitäten von 
erheblicher Bedeutung. Nach diesem Konzept neigen 
über ein bestimmtes Problem besorgte Menschen dazu, 
die Verbreitung dieses Problems zu überschätzen und 
sehen daher umso größeren Anlass zu Besorgnis.23 
Tendenziell ist beispielsweise zu beobachten, dass 
Europäer die Zahl der Zuwanderer in ihrem jeweiligen 
Land regelmäßig zu hoch ansetzen (Abbildung 2). 
Die Ergebnisse sind von Land zu Land unterschiedlich, 
aber in bis zu 20 EU-Mitgliedstaaten wird die Zahl 
der Zuwanderer mindestens auf das Doppelte der 
tatsächlichen Zahl geschätzt.24 In den USA glauben die 
Menschen, dass jährlich 25 % aller Teenager ein Kind zu 
Welt bringen; tatsächlich liegt der Anteil der Teenager-
Mütter bei 3 %. Und in Italien wurde der Anteil der über 
65-Jährigen auf 50 % geschätzt; der tatsächliche Anteil 
beträgt jedoch nur 21 %.25

Mehrere Faktoren tragen zu diesem Phänomen 
bei. Zum einen haben jahrzehntelange empirische 
verhaltensökonomische Forschungen ergeben, dass 
Menschen Schwierigkeiten haben, Wahrscheinlichkeiten 
und einfache Prozentangaben zu verstehen.26 
Ereignisse mit geringer Wahrscheinlichkeit 
werden in manchen Fällen überschätzt (z. B. bei 
beschreibungsbasierten Entscheidungen), in anderen 
Fällen aber auch unterschätzt (beispielsweise bei 
Entscheidungen aufgrund eigener Erfahrungen).27 
Dahinter steckt allerdings noch mehr.

Menschen neigen dazu, sich auf negative Informationen 
zu konzentrieren, also eine sogenannte negative 
Voreingenommenheit (negativity bias) zu entwickeln.28 
Die negativen Informationen bleiben ihnen lebendig 
in Erinnerung, lassen sich leicht abrufen und führen 
dazu, dass Menschen die Häufigkeit an sich seltener 
Phänomene überschätzen.29 Ebenfalls gering ausgeprägt 
ist die Fähigkeit zur Wahrnehmung allmählicher positiver 
Veränderungen (beispielsweise die rückläufige Anzahl von 
Teenager-Schwangerschaften in vielen Ländern). 
Und schließlich besteht tendenziell die Überzeugung, dass 
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Abbildung 2: Tatsächlicher und empfundener Anteil der Zuwanderer an der Gesamtbevölkerung
Quelle: Eurostat, 2018

Wie hoch ist Ihrer Kenntnis nach der Anteil von Zuwanderern an der Gesamtbevölkerung in (Unserem Land)?
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Situationen kontinuierlich schlechter werden, während 
die Vergangenheit idealisiert wird. Auch wenn keine 
Nachweise dafür vorliegen, dass Menschen die Welt 
heute weniger realistisch sehen als früher, wird eine 
realistische Wahrnehmung der Welt durch die Online-
Medien in nie gekanntem Ausmaß gefährdet.30

 1.1.4 Wir sind zunehmend 
Fehlinformationen ausgesetzt…

In einer postfaktischen Welt wird die öffentliche Meinung 
offenbar stärker durch die Ansprache von Emotionen 
und individuellen Überzeugungen als durch Hinweise 
auf die Faktenlage beeinflusst. Sachinformationen 
spielen jedoch nach wie vor eine Rolle in der 
politischen Debatte, insbesondere bei komplexen und 
umstrittenen sozialen und politischen Sachverhalten. 
Problematisch ist, dass die Menschen die Realität 
unzutreffend wahrnehmen, insbesondere in zentralen 
politischen Fragen.

Fehlwahrnehmungen sind nicht mit Unwissenheit zu 
verwechseln.31 Zu unterscheiden ist vielmehr zwischen 
Uninformiertheit und Fehlinformation, zwischen 
dem Fehlen einer geeigneten Antwort auf eine 
konkrete Frage und einer fälschlichen Überzeugung 
bezüglich einer Antwort.32 Fehlinformierte Menschen 
halten sich selbst nicht für uninformiert: Sie berufen 
sich auf Fakten, die sie als zutreffend bewerten.33 
Wenn Menschen nicht viel über ein Thema wissen, sind 
sie unter Umständen offener für neue Informationen. 

Menschen mit Fehlwahrnehmungen halten sich 
hingegen möglicherweise für verhältnismäßig gut 
informiert und sind dann weniger zugänglich für 
neue Informationen. 

Zwar gibt es keine Anzeichen dafür, dass die 
Zahl uninformierter Menschen in den letzten 
Jahrzehnten gestiegen ist, doch in der Politik werden 
Fehlinformationen heute zunehmend als Problem 
betrachtet.34 Typische Beispiele sind der Anteil der 
Amerikaner, die den Klimawandel leugnen oder 
fälschlicherweise glauben, dass Masernimpfungen bei 
Kindern zu Autismus führen.35

Manchmal sind Fehlinformationen auch auf reinen 
Eigennutz zurückzuführen. Vom Klimawandel 
überzeugte Menschen machen sich Sorgen, und ihre 
Besorgnis kann dazu führen, dass ihre Lebensweise 
(einschließlich ihrer Ausgaben) infrage gestellt 
wird. Aber auch Verschwörungstheorien können 
Verhaltensänderungen bewirken. Sie können die 
Einstellungen von Menschen nachhaltig prägen und 
sehr schwer zu entkräften sein. Offenbar bedienen 
Verschwörungstheorien ein Bedürfnis, dem auf andere 
Weise Rechnung getragen werden muss, damit 
sie aufgegeben werden können. Beunruhigender 
Weise scheint das öffentliche Interesse an 
Verschwörungstheorien zuzunehmen, während die 
Beteiligung an politischen Prozessen zurückgeht.

 1.1.5 …die häufig bewusst 
verbreitet werden

Der wesentliche Unterschied zwischen Fehlinformation 
und Desinformation besteht in der zugrundeliegenden 
Absicht. Als Fehlinformation wird die Verbreitung 
falscher Informationen bezeichnet. Desinformation 
hingegen bezeichnet die Verbreitung falscher 
Informationen in der Absicht, andere zu täuschen. Eine 
der wichtigsten Verbreitungsformen von Desinformation 
sind manipulierte Nachrichten, die über vielfältige 
Medien in Umlauf gebracht werden.36 Die Auswirkungen 
von Desinformation auf das politische Verhalten sind 
nicht zu unterschätzen.

In einer Studie aus dem Jahr 2018 wurde die 
unterschiedliche Verbreitung zutreffender, falscher 
und nur teilweise zutreffender Nachrichten auf 
Twitter untersucht. Dabei wurden 126 000 Tweets 
geprüft, die etwa 4,5 Millionen Mal weitergeleitet 
(retweetet) wurden. Falschnachrichten (Fake News) 
wurden erheblich weiter, rascher, tiefgreifender und 
umfassender verbreitet als die Wahrheit. Bei den 
sachlich korrekten Nachrichten erreichten die 

Nachrichten mit der höchsten Verbreitung (1 %) selten 
mehr als 1000 Menschen. Bei den Falschnachrichten 
lag die Verbreitung in der Regel hingegen bei 1000-
100 000 Retweets. Gegenüber Falschnachrichten 
dauerte es außerdem sechsmal länger, bis zutreffende 
Nachrichten die Anzahl von 1500 Retweets erreichten. 
Diese Tendenz war bei allen Arten von Informationen, 
insbesondere aber bei politischen Nachrichten 
festzustellen. Kurzum: Falschnachrichten werden 
gerne verbreitet, besonders in der Politik. Politische 
Falschnachrichten sind Neuigkeiten und eher geeignet, 
Angst, Abscheu oder Überraschung auszulösen. 
Sachlich zutreffende Nachrichten hingegen decken sich 
mit Erwartungen, stimmen traurig (oder freudig) oder 
wecken Vertrauen.37

In einer Studie aus dem Jahr 2018 wurde die 
unterschiedliche Verbreitung zutreffender, falscher 
und nur teilweise zutreffender Nachrichten auf 
Twitter untersucht. Dabei wurden 126 000 Tweets 
geprüft, die etwa 4,5 Millionen Mal weitergeleitet 
(retweetet) wurden. Falschnachrichten (Fake News) 
wurden erheblich weiter, rascher, tiefgreifender 
und umfassender verbreitet als die Wahrheit. Bei 
den sachlich korrekten Nachrichten erreichten die 
Nachrichten mit der höchsten Verbreitung (1 %) selten 
mehr als 1000 Menschen. Bei den Falschnachrichten 
lag die Verbreitung in der Regel hingegen bei 1000-
100 000 Retweets. Gegenüber Falschnachrichten 

dauerte es außerdem sechsmal länger, bis zutreffende 
Nachrichten die Anzahl von 1500 Retweets erreichten. 
Diese Tendenz war bei allen Arten von Informationen, 
insbesondere aber bei politischen Nachrichten 
festzustellen. Kurzum: Falschnachrichten werden 
gerne verbreitet, besonders in der Politik. Politische 
Falschnachrichten sind Neuigkeiten und eher geeignet, 
Angst, Abscheu oder Überraschung auszulösen. 
Sachlich zutreffende Nachrichten hingegen decken sich 
mit Erwartungen, stimmen traurig (oder freudig) oder 
wecken Vertrauen.38

Menschen, die Falschnachrichten glauben, denken unter 
Umständen nicht hinreichend kritisch. Die jüngsten 
empirischen Erkenntnisse erklären dies mit dem 
Phänomen des Motivated Reasoning.39 Maßnahmen 
zur Förderung einer analytischen Bewertung von 
Nachrichten könnten dazu beitragen, Fehlinformationen 
zu verhindern. Stärker reflektierende Mediennutzer 
wären demnach weniger anfällig für Täuschungen. 
Allerdings sind auch Menschen, die sich als kritisch 
betrachten, die Situationen hinterfragen und 
Mainstream-Medien kritisch gegenüberstehen, anfällig 
für Fehlinformationen.40

Aufnahmen der jeweiligen Menschenmenge auf der National Mall in Washington D. C. anlässlich der Amtseinführung von US-Präsident 
Donald Trump am 20. Januar 2017 ab 12.01 Uhr und von Präsident Barack Obama am 20. Januar 2009 zwischen 12.07 Uhr und 12.26 
Uhr. Das erste Foto war der Auslöser für die Wortprägung „alternative Fakten“. © REUTERS/Reuters Staff - stock.adobe.com

 Falsch informierte 
Personen halten sich 
selbst nicht für un-
wissend: sie glauben 
das, was sie für Tatsa-
chen halten.
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 1.1.6 Die Bekämpfung von Fehlinforma-
tionen und von Desinformation ist 
eine der großen Herausforderungen 
des 21. Jahrhunderts

Was kann abgesehen von der Förderung 
kritischen Denkens sonst noch zur Bekämpfung 
von Fehlinformationen und von Desinformation 
getan werden? Letztendlich sind Mechanismen 
erforderlich, mit denen die Qualität von Nachrichten 
bewertet und zuverlässige Nachrichten von 
Falschnachrichten und anderen Nachrichten 
unterschieden werden können, die nur einen geringen 
Qualitätsanspruch erfüllen.41 Ein solcher Mechanismus 
ist die Widerlegung (debunking) wahrheitswidriger 
Behauptungen. Versuche haben allerdings gezeigt, 
dass die Widerlegung von Behauptungen, d. h. 
Richtigstellungen, zwar zu genaueren Bewertungen 
von Sachverhalten führen, im Allgemeinen aber keine 
Meinungsänderungen bewirken.42

Teilweise bestehen Bedenken, dass Personen, die mit 
Darstellungen konfrontiert werden, die ihren eigenen 
Überzeugungen zuwiderlaufen, noch vehementer 
auf ihrer Meinung beharren. Infolge dieses „Backfire-
Effekts“ könnten Anstrengungen zur Widerlegung 
von Überzeugungen wirkungslos oder sogar 
kontraproduktiv sein.43 Obwohl in einigen Fällen eine 
solche gegenteilige Wirkung hervorgerufen werden 
könnte, gibt es dafür gegenwärtig nur wenige, schwer 
replizierbare Anhaltspunkte in der Fachliteratur.44 
Die Fälle, in denen diese Wirkung festgestellt wurden, 
betrafen besonders umstrittene Themen, bzw. die 
fraglichen Behauptungen waren nicht eindeutig.45

Wenn Widerlegungen zu besser fundierten 
Überzeugungen führen, könnten Faktenchecks 
hilfreich sein. Faktenchecks werden jedoch von 
Menschen vorgenommen, und Menschen können 
sich von der schieren Fülle der täglich entstehenden 
Fehlinformationen leicht entmutigen lassen.46 Mit 
der Fülle an Informationen Schritt zu halten, ist eine 
Herausforderung. Und auch der Zeitfaktor ist nicht 
zu unterschätzen. Falschnachrichten können binnen 
Stunden „viral“ gehen. Mit Faktenchecks befassten 
Personen bleibt dann nicht genügend Zeit, Informationen 
„manuell“ zu prüfen und zu widerlegen oder zumindest 
dafür zu sorgen, dass Falschnachrichten weniger 
durch die Ranking-Algorithmen der sozialen Medien 
gepusht werden.47 Darüber hinaus hat eine Meta-
Analyse von De-Biasing-Strategien gezeigt, dass 
Aufrufe zur Kohärenz wirksamer als Faktenchecks 
und Quellen-Glaubwürdigkeit dazu beitragen, 

die Auswirkungen von Fehlinformationen zu verringern 
(z. B. wäre die Richtigstellung der Fehlinformation, 
dass Präsident Obama in Kenia geboren sei, nicht 
ausreichend; vielmehr müsste eine ganze Kette 
von Ereignissen hinzukommen, aus denen sich eine 
Erzählung zur Verbesserung der Kohärenz ergibt).48

Ein alternativer Ansatz zur Richtigstellung 
wahrheitswidriger Behauptungen ist die präventive 
Widerlegung (pre-bunking), auch genannt 
„Impfungstheorie“ (inoculation theory).49 Wenn 
Menschen mit schwachen falschen Behauptungen 
konfrontiert werden, die rasch widerlegt werden, sind 
sie tendenziell eher bereit, solche Behauptungen 
künftig zu erkennen und zurückzuweisen. Dies ist ein 
aussichtsreicher Ansatz, der jedoch in großem Maßstab 
noch näher überprüft werden muss.50 Ein weiterer 
ebenfalls vielversprechender Ansatz ist beispielsweise 
das Spielen von „Fake-News-Spielen“, bei denen die 
Spieler mit Täuschungsstrategien selbst Nachrichten zu 
politischen Themen entwickeln. Das Spielen reduziert 
die Glaubwürdigkeit und die Überzeugungskraft von 
Falschnachrichten in der subjektiven Wahrnehmung.51

Trotz des Backfire-Effekts und ungeachtet der 
praktischen Herausforderungen, denen sich mit 
Faktenchecks befasste Personen gegenübersehen, 
können Widerlegungen (und präventive Widerlegungen) 
funktionieren. Sie werden jedoch immer nur dazu 
beitragen, den Wahrheitsgehalt von Behauptungen 
zu bewerten. Fraglich bleibt, ob diese Anstrengungen 
ausreichend sind, um der Wirkung von Desinformation 
in vollem Umfang zu begegnen. Dies ist weiterhin 
umstritten.52 Vielleicht wären diese Ansätze ausreichend, 
wenn das Ziel von Desinformation allein darin 
bestünde, Haltungen zu ändern. Tatsächlich wird mit 
Desinformation aber mehr bezweckt. Zum einen wird 
versucht, durch Infiltration von Online-Communities 
und durch Verbreiten bereits kursierender spaltender 
Erzählungen zu polarisieren.53 Besser informiert zu 
sein, heißt nicht zwangsläufig, dass Menschen gegen 
Polarisierung immun sind.54

Desinformation soll auch verwirren und dafür sorgen, 
dass Fakten geringere Bedeutung beigemessen wird. 
Dadurch wird die Funktion des öffentlichen Raums als 
Raum für Debatten und gegenseitiges Verständnis 
unterwandert. Die deutsch-amerikanische Philosophin 
und Politologin Hannah Arendt erläuterte im Rückblick 
auf die Erfahrungen Europas mit Autoritarismus:

Eine 

Abmilderung der Auswirkungen von Desinformation 
erfordert erhebliche Anstrengungen. Benötigt wird 
ein integrierter Ansatz, mit dem die Bedeutung von 
Sachinformationen wiederhergestellt und Bürgerinnen 
und Bürger in politischen Belangen, die ihr persönliches 
Wohlbefinden betreffen, eine wichtigere Rolle spielen.

 1.2 Was bedeutet das für Politik 
und Verwaltung?

 1.2.1 Wir müssen uns genauer 
anschauen, wie Menschen 
Informationen verstehen

Informationen werden unterschiedlich ausgelegt, je 
nachdem, wie sie kommuniziert werden. Einfache 
Botschaften werden leichter verstanden. Fachbegriffe 
können systematisch durch Synonyme ersetzt werden, die 
auch bei geringerer Lesekompetenz verstanden werden.56 
Abbildungen helfen ebenso wie eine eher selbsterklärende 
Darstellung von Informationen.57 Häufigkeitsangaben 
beispielsweise sind leichter zu verstehen als 
Wahrscheinlichkeiten (z. B. „jeder Vierte“ statt „25 %“).58

Gleichzeitig könnten die Anstrengungen zur Verbesserung 
der Grundkompetenzen kritischen Denkens verstärkt 
werden. Die Bürgerinnen und Bürger könnten dann 
die Verwendung von Fakten zur Untermauerung 
politischer Standpunkte sorgfältiger beurteilen. Ein 
guter Ansatz könnte darin bestehen, die Vermittlung 
der Fähigkeit, Statistiken zu verstehen, schon früh 
in die Lehrpläne von Schulen aufzunehmen. Auch 
die Berücksichtigung verhaltenswissenschaftlicher 
Erkenntnisse über das menschliche Denken in der 
Schule würde dazu beitragen, dass Bürgerinnen und 
Bürger ihr eigenes Denken stärker reflektieren. 

 1.2.2 Auch politische Entscheidungsträger 
können kognitiven 
Verzerrungen unterliegen

Der WYSIATI-Effekt („What you see is all there is“; „Was du 
siehst ist alles was es gibt“) hat zur Folge, dass Menschen 
nur nach den ihnen zugänglichen Informationen 
urteilen und die Existenz und die Bedeutung anderer 
Sichtweisen außer Acht lassen.59 Menschen, die ihren 
eigenen Informationen verhaftet sind und sich in sozialen 
Blasen bewegen, neigen eher zu verzerrten Weltbildern. 
Sie werden sich selbst und ihr Umfeld eher als „normal“ 
empfinden und daher weniger in der Lage sein, Empathie 
für andere Menschen und Offenheit für andere Ansichten 
zu entwickeln. Dieses Phänomen des „naiven Realismus“ 
ist auch bei politischen Entscheidungsträgern in ihren 
jeweiligen Blasen zu beobachten.

Hinzu kommt das Phänomen der Verzerrungsblindheit 
(bias blind spot), d. h. dass Menschen sich selbst 
im Vergleich mit anderen tendenziell als weniger 
voreingenommen einschätzen.60 In der Politikgestaltung 
kann dies nachteilige Auswirkungen haben: Politische 
Entscheidungsträger tun die Argumente anderer zu 
leicht ab und erkennen die Voreingenommenheit in ihrer 
eigenen Argumentation nicht. Dies kann die Qualität 
von Diskussionen und letztlich auch von Entscheidungen 
beeinträchtigen. Um die Auswirkungen dieser 
Voreingenommenheit zu begrenzen, können Instrumente 
und Verfahren eingerichtet werden. Wenn Menschen 
beispielsweise dazu gebracht werden, sich über die 
Fehlbarkeit von Intuition Gedanken zu machen, ist die 
Gefahr der Verzerrungsblindheit weniger gegeben.61 
Ein Mittel, um diesem Phänomen bei politischen 
Entscheidungsträgern zu begegnen, sind Spiele, mit 
denen die Verzerrungsblindheit unter Einbeziehung 
solcher Erkenntnisse gezielt reduziert werden soll.62 
Und schließlich wurde festgestellt, dass Menschen, die sich 
bei Entscheidungen in einer fremden Sprache bewegen, 
weniger zu Voreingenommenheit neigen. Insofern könnte 
auch die Förderung von Mehrsprachigkeit förderlich sein.63

 Wenn jeder Sie belügt, 
führt das nicht dazu, dass 
Sie die Lügen glauben, 
sondern vielmehr dazu, dass 
niemand überhaupt noch 
etwas glaubt. […] Und 
ein Volk, das nichts mehr 
glauben kann, ist nicht in 
der Lage, sich eine Meinung 
zu bilden. Es wird nicht nur 
seiner Handlungsfähigkeit, 
sondern auch seiner Fähigkeit 
zu denken und zu urteilen 
beraubt. Und mit einem 
solchen Volk können Sie 
machen, was Sie wollen.55

Hannah Arendt – deutsch-amerikanische Philosophin und 
Politiktheoretikerin
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 1.2.3 Es geht nicht nur um Fakten

Die Art und Weise, wie Politiker öffentlich über 
Fakten sprechen, entscheidet darüber, wie 
Sachinformationen bei der Politikgestaltung 
behandelt werden. Diskussionen werden nicht 
ausschließlich aufgrund von Fakten entschieden. 
Menschen mit bestimmten Wertvorstellungen 
werden von Fakten angesprochen, die andere 
Menschen völlig unberührt lassen. Die Berufung 
auf Fakten als „die Wahrheit“ ist kontraproduktiv. 
Motivated Reasoning bedeutet, dass Menschen 
Fakten bewusst ausblenden, wenn sie ihren 
Überzeugungen zuwiderlaufen. Politiker müssen 
größere Anstrengungen unternehmen, Fakten 
von Wertvorstellungen zu trennen. Eingehendere 
Debatten über Wertvorstellungen würden helfen, 
Fakten nüchterner zu betrachten und vielleicht 
entschiedener zwischen sachlichen Debatten und 
Motivated Reasoning zu unterscheiden. 

Als Reaktion auf emotionalen Analphabetismus 
ist der Verweis auf „echte Fakten“, d. h. auf ein 
tatsächlich bestehendes Problem möglicherweise 
nicht uneingeschränkt hilfreich. Zum einen 
verschafft das Beharren darauf, dass nur teilweise 
zutreffende Darstellungen „nicht wahr“ seien, 
eben diesen Darstellungen in der Öffentlichkeit 
nur verschärfte Aufmerksamkeit und ist damit 
kontraproduktiv. Und zum anderen wird mit diesem 
Ansatz bestenfalls Fehlwahrnehmungen begegnet, 
ohne jedoch die Bedenken auszuräumen, die 
diesen Fehlwahrnehmungen zugrunde liegen. Wenn 
der Behauptung, dass fast 17 % der Menschen 
in der EU Zuwanderer seien, mit dem Hinweis 
begegnet wird, dass der Anteil tatsächlich nur bei 
7,2 % liege, wird nicht auf die zugrundeliegende 
Emotion eingegangen, die überhaupt erst zu 
der überhöhten Einschätzung geführt hat.

Wenn Menschen Sachverhalte, die ihnen Sorge 
bereiten, überschätzen, sollte die Antwort nicht darin 

bestehen, diese Menschen mit der Begründung zu 
übergehen, dass sie sich nicht an Tatsachen halten. 
Vielmehr sollte diese Überbewertung als Indiz für 
die Bedenken dieser Menschen angesehen werden. 
Diese Überbewertung ist maßgeblich dafür, wie 
die Menschen eine aktuelle Situation einschätzen. 
Dies wiederum wird die politische Debatte 
bestimmen. Politische Entscheidungsträger lassen 
dies außer Acht und schaden sich damit selbst.

 1.2.4 Soziale Medien müssen 
zur Bekämpfung von 
Desinformation beitragen

Das bestehende Online-Umfeld mit einer rapide 
anwachsenden Fülle an Online-Inhalten erfordert 
ein System, mit dem Fehlinformationen rasch 
und einfach überprüft werden können. Die großen 
Internetplattformen – Facebook, Google und Twitter 
– haben ihre Anstrengungen zur Bekämpfung dieses 
Problems verstärkt. Ihre Interessen decken sich jedoch 

nicht unbedingt mit denen von Regierungen. Als Twitter 
nach der Sperrung von 70 Millionen verdächtigen 
Konten rückläufige Nutzerzahlen bekannt gab, sank der 
Börsenwert um 21 %.64 Daher könnten Regierungen, 
denen an der Bekämpfung von Desinformation 
gelegen ist, verlangen, dass diese Unternehmen noch 
mehr tun, um zu praktikablen Lösungen zu gelangen, 
insbesondere dann, wenn Desinformationskampagnen 
von einem ausländischen Staat finanziert werden.

 Wenn Politiker 
sich stärker bemühen 
würden, Fakten von 
Wertvorstellungen zu 
trennen und hauptsäch-
lich über Letztere dis-
kutierten, wäre es viel-
leicht zu vermeiden, 
dass sachliche Debatten 
und Motivated Reason-
ing miteinander vermis-
cht werden.

© REUTERS/Luke MacGregor - stock.adobe.com
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 2.1 Hauptergebnisse

 2.1.1 Die soziale Dimension des Denkens

Unser individuelles Denken hat sich mit Blick auf 
die Unterstützung kollektiven Handelns entwickelt. 
Jeder einzelne Mensch verfügt nur über begrenzte 
kognitive Fähigkeiten. Individuelles Denken ist 
mit einem Bestätigungsfehler behaftet und 
durch Motivated Reasoning beeinträchtigt. Durch 
kollektives Denken können individuelle kognitive-
Verzerrungen korrigiert und Ergebnisse erheblich 
verbessert werden, allerdings nur dann, wenn 
Kooperationsprozesse sorgfältig konzipiert werden.65

Nach der Theorie des argumentativen Denkens sind die 
Funktion des Denkens und die Fähigkeit von Menschen 
zur überzeugenden Argumentation eine soziale 
Kompetenz, die für die Allgemeinheit von Vorteil ist.66 
In einem Versuch erreichten Einzelpersonen bei einer 
Auswahl logischer Aufgaben Erfolgsquoten von 10-
20 %. In kleinen Gruppen hingegen wurden deutlich 
höhere Quoten (70-80 %) erzielt.67 Andere Versuche 
haben gezeigt, dass Einzelpersonen systematisch einer 
„Wissensillusion“ unterliegen. Menschen überschätzen 
ihr Verständnis von Konzepten (z. B. ihre Vorstellung 
vom Funktionieren eines Fahrrads) systematisch und 
erkennen erst dann, wie begrenzt ihr Wissen ist, wenn 
sie um nähere Erläuterungen gebeten werden.68

Außerdem gehen Menschen systematisch und 
fälschlicherweise davon aus, den Umfang des 
Wissens anderer in ihrer Gemeinschaft zu kennen. 
Eine gut organisierte Gemeinschaft kann dieser 
Verzerrung jedoch begegnen, wenn sie sich bewusst 
ist, dass sie wirksame Wissensgemeinschaften 
entwickeln muss, in denen kognitive Aufgaben von 
den jeweiligen Mitgliedern verteilt werden.69

 2.1.2 Verzerrte Verhaltensweisen 
und Beurteilungsfehler gibt es 
auch innerhalb von Gruppen

Die meisten politischen Fragen sind komplex und 
unzureichend strukturiert und müssen ungeachtet 
bestehender Unwägbarkeiten, Unsicherheiten, 
Informationsdefizite und zeitlicher Zwänge bewältigt 
werden. Politikgestaltung wird daher in weiten Teilen 
durch kollektive Prozesse bestimmt. Dies führt nicht 
unbedingt zu besseren Entscheidungen, da Gruppen 
nicht zwangsläufig effizient zusammenarbeiten.70 
Ebenso wie bei Einzelpersonen kommt es auch in 
Gruppen zu Voreingenommenheit. Diesen Verzerrungen 
kann durch Wissen, angemessene Vorgehensweisen und 
geeignete Kompetenzen begegnet werden.

Kollektive Prozesse sind nicht nur teilweise durch 
Inkohärenzen zwischen Zielen und Anreizen sowie 
durch Zeitdruck und die Gefahr von Diskriminierung und 
Begünstigung innerhalb von Gruppen geprägt, sondern 
führen häufig auch aufgrund von Verzerrungen und von 
Beurteilungsfehlern zu schlechten Entscheidungen.71 
Die ungleiche Verteilung wesentlicher Informationen 
unter den Mitgliedern einer Gruppe und die mangelnde 

Die Wissenschaft 
kann uns helfen, die 
Zusammenarbeit 
politischer 
Entscheidungsträger neu 
zu gestalten, um bessere 
Entscheidungen zu treffen 
und Fehler zu verhindern.

KOLLEKTIV 
INTELLIGENZ
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 2.1.3 Mehr als die Summe seiner 
Bestandteile – der Faktor 
Kollektive Intelligenz

Kollektives Denken bzw. kollektive Intelligenz sind seit 
dem frühen 20. Jahrhundert Gegenstand experimenteller 
Forschung. Neueste Forschungen haben gezeigt, dass 
eine durchschnittliche kollektive Reaktion umso genauer 
erfolgt, je mehr Teilnehmer mit unterschiedlichen 
Ansichten an einer Studie beteiligt sind. 

In einem US-amerikanischen Experiment mit 
Rechtsanwälten und Jura-Studenten mussten 
beide Gruppen Prognosen zum Ausgang 
zivilrechtlicher Geschworenenverfahren abgeben. 
Bei den Einschätzungen war der größte Zuwachs an 
Prognosegenauigkeit bereits dann zu verzeichnen, 
wenn zwei Personen gemeinsam eine Bewertung 
abgaben. Im Durchschnitt waren die gemeinsamen 
Einschätzungen von 15 Jura-Studenten mit begrenzter 
Erfahrung zutreffender als die Einschätzungen eines 
einzelnen sehr erfahrenen Rechtsanwalts.85 Zu betonen 
ist allerdings, dass daraus nicht zu schließen ist, dass 
Fachwissen unnötig sei. Vielmehr hat das Experiment 
gezeigt, dass weitere Meinungen (insbesondere die 
ersten weiteren Einschätzungen) je nach Gegenstand 
einen erheblichen Mehrwert schaffen und die 
Fehlerquote kollektiver Prognosen senken können.

Ergebnisse empirischer Forschungen in diesem immer 
noch verhältnismäßig neuen Gebiet deuten darauf hin, 
dass kollektive Intelligenz mehr ist als die minimale, 
maximale oder durchschnittliche Intelligenz der 
einzelnen Mitglieder einer Gruppe. Kollektive Intelligenz 
ist ein Merkmal an sich.

In einigen wichtigen einschlägigen Forschungsarbeiten 
wurde vorgeschlagen, kollektive Intelligenz mit einem 
einzigen statistischen Faktor anhand von Parametern zu 
messen, mit denen die Leistungsfähigkeit einer Gruppe 
im Hinblick auf vielfältige Aufgaben abgeschätzt werden 
kann. Zu diesen Elementen zählen:86

• der Umfang, in dem Gruppenmitglieder in 
der Lage sind, die Befindlichkeiten anderer zu 
beurteilen (soziale Wahrnehmung),  

• die ausgewogene Beteiligung von 
Gruppenmitgliedern an Debatten, 

• der Anteil weiblicher Mitglieder und 

• der Grad der kognitiven Vielfalt (unterschiedliche 
Denkweisen).

Auch wenn die zugrundeliegende Methode zur 
Messung der Leistung von Gruppen noch umstritten 
ist, könnten diese Ansätze doch erheblichen Aufschluss 
darüber geben, wie die Zusammenarbeit innerhalb von 
Regierungen und Verwaltungen gestaltet werden könnte.87

Die Fähigkeit, die Befindlichkeiten und die Kenntnisse 
anderer zu beurteilen und einzuschätzen, wie die eigene 
Sachkompetenz von anderen beurteilt wird („Theorie 
des Geistes“), ist eine wesentliche Voraussetzung für 
unser Zusammenleben.88 Diese Fähigkeit kann mit dem 
„Reading the Mind in the Eyes“-Test geprüft werden 
(siehe Abbildung 3). In einem solchen Test wurden den 
Teilnehmern 36 Bilder von Augenpaaren gezeigt. Die 
Probanden sollten den Gemütszustand der abgebildeten 
Personen aufgrund der Augen beschreiben. Dieser Test 
zur Prognose der Gruppen-Leistungsfähigkeit und der 
sozialen Wahrnehmung kann sowohl online als auch 
offline durchgeführt werden.89

Er deutet darauf hin, dass kollektive Intelligenz 
prognostiziert werden kann und in einer Online-
Umgebung systematisch entwickelt werden könnte. Wenn 
Wissen und Sachkenntnis weit gestreut sind, könnte eine 
solche systematische Nutzung kollektiver Intelligenz 
für den Aufbau wirksamer Wissensgemeinschaften von 
entscheidender Bedeutung sein. 

Anhand von Einträgen in Wikipedia haben Forscher 
festgestellt, dass unter bestimmten Umständen 
(etwa zur Vermeidung von Deliberationen in 
Echokammern und zur Gewährleistung einer wirksamen 
Moderation) polarisierte Gruppen, in denen Akteure 
mit unterschiedlichen Einstellungen ausgewogen 

Wertschätzung von Fachwissen sind bei Gruppen 
sehr verbreitet und beeinträchtigen die Qualität von 
Entscheidungen. Wenn Fachwissen nicht weitergegeben 
und nicht anerkannt wird, kann dies zu qualitativ 
schlechten Entscheidungen führen.72 Nur wenn alle 
kritischen Informationen sowie besondere Kenntnisse 
und Fachwissen innerhalb einer Gruppe geteilt werden, 
kann das Potenzial kollektiver Intelligenz (wisdom of 
the crowd; Weisheit der Gruppe) ausgeschöpft werden. 
Mitglieder einer Gruppe neigen dazu, Informationen 
strategisch zu teilen oder zurückzuhalten (z. B. 
aufgrund von Konformitätsdruck oder aus Angst vor 
Ablehnung). Sie konzentrieren sich auf Informationen, 
die mit den eigenen Werten in Einklang stehen, und 
betrachten Informationen als stichhaltiger, die ihre 
eigene Position stützen. Dies gilt insbesondere in 
Wettbewerbssituationen.73

Politikgestaltung stellt eine besondere Herausforderung 
für die kollektive Intelligenz dar, da Kompromisse 
zwischen verschiedenen konkurrierenden Werten, 
Interessen und Policy-Optionen gefunden werden 
müssen. Dies kann die Tendenz verstärken, 
Informationen strategisch zu teilen oder zurückzuhalten, 
um Policy Ziele zu erreichen und sich auf zielkonforme 
Informationen zu konzentrieren.

Informationen, die zu Beginn des Deliberationsprozesses 
ausgetauscht und anschließend wiederholt werden, sind 
präsenter und werden als glaubwürdiger empfunden.74 
Wenn niemand innerhalb einer Gruppe ein Problem 
zumindest genau versteht, kann dies zur Folge haben, 
dass auch eine unzutreffende Position überzeugend 
vertreten wird.

Gruppen gelangen auch durch Gruppendenken zu 
schlechten Entscheidungen, wenn Mitglieder die 
Harmonie innerhalb der Gruppe über selbstständiges 
Denken und wirksame Entscheidungsprozesse 
stellen.75 Homogenität innerhalb von Gruppen 
ist dann gegeben, wenn die Mitglieder ähnliche 
soziodemografische Hintergründe, Erfahrungen und 
Weltanschauungen haben.76 Dadurch erhöht sich der 
Zusammenhalt innerhalb einer Gruppe. Allerdings 
werden auch die Entstehung von Echokammern und die 
verfrühte Beendigung von Diskussionen begünstigt.77 
Auf individueller Ebene können Gruppendruck und das 
Bedürfnis nach Zugehörigkeit dazu führen, dass sich 
Menschen wider besseres Wissen der Mehrheitsmeinung 
anschließen. Gruppendenken kann dadurch entstehen, 
dass bei der Zusammenstellung oder Besetzung von 
Projektteams tendenziell „gleichgesinnte“ Personen 
ausgewählt werden. Ergebnis ist eine geringe Vielfalt 

der Perspektiven und Denkweisen. Dadurch kann die 
Leistungsfähigkeit eines ganzen Teams beeinträchtigt 
werden. Vielfalt des Denkens unterscheidet sich 
insoweit von Vielfalt in anderen Bereichen, als sie 
nicht sichtbar und schwer zu fassen ist.78 Es ist daher 
unwahrscheinlich, dass von Gruppendenken betroffene 
Gruppen zu optimalen Entscheidungen gelangen. 
Dies wurde in zahlreichen Studien nachgewiesen, 
insbesondere in Bezug auf bedeutende politische 
Fehler wie etwa die Invasion in der Schweinebucht, der 
Vietnamkrieg und die Katastrophen der Raumfähren 
Challenger und Columbia.79

Als Gruppenpolarisierung wird die Tendenz bezeichnet, 
dass Gruppen zu extremeren (d. h. riskanteren oder 
konservativeren) Entscheidungen gelangen als 
deren ursprüngliche Präferenzen erwarten lassen.80 
Diese Wirkung wurde in zahlreichen Situationen 
in wichtigen Gremien (von wirtschafts- und 
geldpolitischen Ausschüssen bis hin zu Gerichten) 
beobachtet.81 Zur Erklärung dieses Phänomens gibt es 
mehrere Theorien.82 Die Polarisierung entsteht durch 
das Auftauchen nicht weitergegebener Informationen 
im Diskussionsprozess. Anderen Forschungen zufolge 
beruht Gruppenpolarisierung auf informationsrelevanten 
Faktoren wie sozialen Einflüssen oder auch auf einer 
lückenhaften, unvollständigen Argumentationskette.83 
Überzeugend vorgetragene Argumente, die die 
ursprünglichen Einstellungen bestätigen, sowie 
aufkeimender Konsens innerhalb einer Gruppe scheinen 
die Aufnahme neuer Informationen zu verhindern. 

Auch Stress kann sich negativ auf die Qualität der 
Deliberation innerhalb von Gruppen auswirken (ebenso 
wie bei Entscheidungen von Einzelpersonen), da unter 
Stress instinktive Entscheidungen an Stelle rationaler 
Überlegungen treten.84 Ebenfalls nachteilig für die 
Qualität von Entscheidungen können Zeitdruck und 
das Gefühl sein, eine Tätigkeit sei nur von geringer 
Bedeutung oder eine gestellte Aufgabe sei nicht ohne 
Weiteres zu lösen.

Auch aufgrund der Erkenntnisse über die mit 
Gruppendenken verbundenen Probleme konnte 
ermittelt werden, unter welchen Bedingungen kollektive 
Intelligenz am besten funktioniert.

 IIch nutze nicht nur 
allen Verstand, den ich 
habe, sondern borge mir 
zusätzlich alles, was ich 
bekommen kann.
Woodrow Wilson, 28. Präsident der Vereinigten Staaten 
von Amerika
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 2.1.4 Die Intelligenz von Bürgerinnen 
und Bürgern nutzen

Diese Erkenntnisse können nicht nur innerhalb 
von Regierungen, sondern auch darüber hinaus 
zur Anwendung kommen, beispielsweise indem 
Tausende von Bürgern über das Internet an Prozessen 
beteiligt werden. Praktische Lösungen wie etwa die 
Deliberationssysteme vTaiwan und MIT Deliberatorium 
existieren bereits.93 Durch die Nutzung solcher 
Deliberationsräume und für die Berücksichtigung des 
(externen) Wissens potenziell sehr großer Gruppen 
soll unter anderem die Genauigkeit von Prognosen 
verbessert werden.94 Deliberationsplattformen werden 
zudem genutzt, um die Qualität von Online-Debatten 
oder von Diskussionen über potenziell kontroverse, 
komplexe Themen mithilfe von Argument-Mapping-
Software und von Moderationssystemen zu verbessern.

 2.2 Was bedeutet das für Politik 
und Verwaltung?

Ansätze zur Nutzung kollektiver Intelligenz in der 
Regierungstätigkeit dürften dazu beitragen, die Leistung 
von Teams sowie die Politikgestaltung zu verbessern. 
Forschungen zu den Triebfedern kollektiver Intelligenz 
haben gezeigt, wie wichtig es ist, Politikgestaltung eher 
als kollektive Tätigkeit denn als das Handeln Einzelner 
zu begreifen. Die erhebliche Zunahme an Ausschüssen, 
Arbeitsgruppen, Task Forces und Meetings als wesentliche 
Elemente politischer Tätigkeit zeigt, dass dies auch 
in der Praxis bereits weitgehend so gesehen wird. 
Forschungen haben allerdings auch ergeben, dass 
kollektive Prozesse nicht zwangsläufig zum Erfolg 
führen, sondern genaue und sorgfältige Konzepte, 
Schulungen und Maßnahmen zum Kompetenzaufbau 
erfordern, um Polarisierungen, Gruppendenken 
und schlechte Entscheidungen zu vermeiden.

 2.2.1 Transformation von Gruppen zu 
intelligenten und effizienten Teams

Wie Arbeitsgruppen optimal zu strukturieren sind, ist 
in der Wissenschaft nicht eindeutig geklärt. Vielfältige 
Denkansätze, soziodemografische Hintergründe, 
empathische Einzelpersonen (durchschnittlich sind Frauen 
empathischer)95 und unterschiedliche Standpunkte 
hinsichtlich der zu behandelnden Themen scheinen die 
Entfaltung kollektiver Intelligenz zu begünstigen. 

Die Abstimmung von Zielen und der Austausch von 
Informationen sind entscheidend für eine Verbesserung 
der kollektiven Intelligenz. Untersuchungen haben 
jedoch gezeigt, dass auch längerfristige Strategien 
geändert werden müssen. Ansatzpunkte wären 
die Einstellungs- und Besetzungsverfahren, die 
Zusammensetzung von Projektteams, die Messung b 
und Überwachung von Teamleistungen und die 
Laufbahnentwicklung. 

Neben der Zusammensetzung von Teams verdient 
der Prozess der täglichen Zusammenarbeit besondere 
Aufmerksamkeit. Politische Entscheidungsträger 
können die im Folgenden beschriebenen Verfahren 
nutzen und in ihre Prozesse integrieren.96

vertreten sind, bessere Ergebnisse erzielen können als 
homogene Gruppen.90 Dieses Beispiel macht allerdings 
auch deutlich, wie wichtig die Gestaltung des Raumes, 
in dem Kollaboration stattfindet, für die zu erzielenden 
Ergebnisse ist.

In einem anderen Ansatz zur Erfassung der Faktoren, die 
kollektive Intelligenz steuern, wurden die Unabhängigkeit 
des Denkens, dezentrale Inputs, vielfältige Sichtweisen 

und eine objektive Sammlung und Synthese von Wissen 
als wesentliche Elemente bewertet.91 Auch wenn soziale 
Interaktion, z. B. durch die sorgfältige Gestaltung 
der Zusammenarbeit, sich positiv auf die Qualität 
von Entscheidungen auswirken kann, wird in einer 
kürzlich veröffentlichten Studie vermutet, dass auch 
periodische Pausen die kollektive Intelligenz verbessern 
können, da sie dazu beitragen, eine hohe kognitive 
Leistungsfähigkeit aufrechtzuerhalten.92

EU Policy Lab, weitere Informationen unter: https://blogs.ec.europa.eu/eupolicylab/

 Kollektive Proz-
esse ergeben sich 
nicht von selbst, 
sondern erfordern 
sorgfältige und 
genaue Planung, Bil-
dung und Maßnah-
men zur Kompetenz-
entwicklung.

Abbildung 3: „Reading the Mind in the Eyes“—Test (RMET) 
Quelle: Reginald B. Adams Jr., Nicholas O. Rule, Robert G. Franklin Jr., Elsie Wang, Michael T. Stevenson, Sakiko Yoshikawa, Mitsue 
Nomura, Wataru Sato, Kestutis Kveraga, und Nalini Ambady, “Cross-cultural Reading the Mind in the Eyes: An fMRI Investigation”, 
Journal of Cognitive Neuroscience, 22:1 (Januar 2010), S. 97-108. © 2009 Massachusetts Institute of Technology.
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Erfahrung aus unterschiedlichen Quellen beitragen 
und in ihren jeweiligen Bereichen als kompetent 
anerkannt werden.106

Diese Erkenntnis steht im Einklang mit der Bedeutung, 
die Meinungsvielfalt und unabhängigem Denken 
beigemessen wird. Einer kürzlich durchgeführten 
Untersuchung zufolge begünstigt partizipative Führung 
die Ausprägung kollektiver Intelligenz, die wiederum zu 
besseren Entscheidungen beitragen kann.107 

Die Offenlegung und die eindeutige Kommunikation 
sachdienlichen Wissens und der Umfang der 
individuellen Erfahrung der Mitglieder eines Teams 
sowie die explizite Übertragung entsprechender 
Aufgaben können förderlich für die Leistung einer 
Gruppe sein.108

Effizientes Arbeiten in einer interdisziplinären Umgebung 
ohne gemeinsame Theorien, Methoden, Annahmen oder 
Taxonomien ist schwierig. Expertenteams sind häufig 
schlecht für eine solche Zusammenarbeit gerüstet, 
da ihre Denk- und Wissensstrukturen häufig auf ihr 
jeweiliges Fachgebiet beschränkt sind. Die explizite 
Beschreibung von Prozessen und Annahmen 
kann zu einem genaueren und umfassenderen 
Verständnis eines grundlegenden politischen 
Problems beitragen.109 Ein sachlich-fundierter Konsens 
über das zugrundeliegende politische Problem 
noch vor Abwägung möglicher Lösungen würde die 
Entwicklung eines politischen Konsenses fördern und die 
Entscheidungsfindung verbessern.

Gruppenleiter können entsprechend der Leistung einer 
Gruppe geschult, mit Anreizen motiviert und bewertet 
werden. Gemessen werden können die Auswirkungen 
im Hinblick auf die Weitergabe entscheidungsrelevanter 
Informationen, die Einbeziehung der Mitglieder in die 
Diskussion, die Moderation mit dem Ziel, ein gleiches 
Maß an Beteiligung für alle Mitglieder sicherzustellen 
und die Kultivierung von Gruppennormen (physische 
Sicherheit, Umgangsform, Verantwortung).110

 2.2.3 Erprobte und bewährte Strategien 
für bessere Entscheidungen

Innerhalb von Gruppen kann vorsätzlich förmlich oder 
informell für Meinungsunterschiede gesorgt werden, 
indem eine Minderheit regelmäßig die Mehrheitsposition 
in Zweifel zieht. Es gibt Anzeichen dafür, dass 
Meinungsunterschiede innerhalb einer Gruppe zu 
besseren Entscheidungen führen, da unter Einbeziehung 
eines breiteren Wissensspektrums intensiver diskutiert 

wird. Menschen neigen nämlich gewöhnlich dazu, 
abweichende und/oder potenziell kontroverse Meinungen 
für sich zu behalten.111 Entscheidend ist jedoch, dass 
möglichst viele unterschiedliche Meinungen zum Ausdruck 
gebracht werden, damit bereits im Vorfeld sinnvolle 
Diskussionen geführt werden können. Dadurch erhöht sich 
die Wahrscheinlichkeit optimaler Lösungen.112 Wie bereits 
erläutert, schafft ein breites Meinungsspektrum eine 
vorteilhafte Ausgangslage. 

Auch das sogenannte „What if thinking“ („Was wäre 
Wenn“ Denken), bei dem als Szenario das Scheitern einer 
Handlung angenommen wird, um Vorstellungen über 
mögliche Ursachen und alternative Ansätze zu entwickeln, 
kann hilfreich sein. Kontrafaktisches Denken kann die 
Weitergabe von Informationen fördern und die Qualität 
von Entscheidungen verbessern.113

Die Entwicklung von Szenarien mit Prognoseverfahren 
kann politischen Entscheidungsträgern helfen, komplexe 
politische Fragen sowie Wege, die zu unterschiedlichen 
plausiblen Szenarien führen, anhand der Einordnung in 
einen gesellschaftlichen Kontext zu analysieren, künftige 
Entwicklungen einzuschätzen und besser zu verstehen. 
Forschungen haben gezeigt, dass dieser Ansatz erheblich 
dazu beitragen kann, Verzerrungen zu begegnen, sofern 
die Szenarien sorgfältig entwickelt werden.114

Teams können ihre Mehrheitsmeinung systematisch 
überprüfen, indem sie nach dem Advocatus-Diaboli-
Prinzip bewusst für Kontroversen sorgen. Versuche 
haben gezeigt, dass der Advocatus Diaboli (des Teufels 
Anwalt) wirksam dazu beitragen kann, fehlerbehaftete 
Vorgehensweisen und Konformitätsdruck auszuhebeln.115 
Dazu muss allerdings eine Umgebung psychologischer 
Sicherheit für den Advocatus Diaboli gegeben sein.

Ein ähnliches Instrument ist das Red Teaming, bei dem 
mehrere Teams beauftragt werden, mit Verfahren 
zum kritischen und kreativen Denken bestehende 
Mängel aufzuspüren. Alternativ können innerhalb 
eines Teams Collaborative Red Teams zur Erprobung 
mehrerer alternativer Ansätze eingesetzt werden.116 
Diese Herangehensweise beruht auf der Erkenntnis, 
dass Menschen Kritik eher annehmen, wenn sie aus der 
eigenen Gruppe vorgetragen wird.117

 2.2.2 Bewährte Strategien zur 
Verbesserung der Arbeit und 
der Leistung von Teams

Die klare Strukturierung der Aufgaben einer Gruppe, 
beispielsweise durch Bereitstellung aller erforderlichen 
Unterlagen rechtzeitig vor einem Meeting, sorgt dafür, 
dass Diskussionen auf besserer Informationsgrundlage 
geführt werden können.97 Einiges deutet darauf 
hin, dass konzeptionelle Aufgaben mit einem hohen 
Maß an Eigenständigkeit besser bewältigt werden. 
Die optimale Balance der Abhängigkeiten innerhalb 
von Gruppen hängt jedoch stark von den jeweiligen 
Gegebenheiten ab.98

Empirische Erkenntnisse sprechen zunehmend dafür, 
dass die Nutzung von Methoden zur Strukturierung 
von Kooperationsprojekten (z. B. die Soft Systems 
Methodology (SSM), der Strategic Choice Approach 
(SCA), Cognitive Mapping usw.) einen Mehrwert schafft, 
indem die Beschreibung von Zielen und die Entwicklung 
eines gemeinsamen Verständnisses der eigentlichen 
Problemstellung unterstützt werden.99 
Trotzdem bleiben Bedenken hinsichtlich der Wirksamkeit 
verschiedener Methoden bestehen. 

Regierungen können Deliberations-Software einsetzen, 
mit der Argumentationen visualisiert und in Karten 
dargestellt werden, um Informationen objektiver 
zusammenzufassen. Dieser Ansatz ermöglicht eine 
umfassendere Erforschung potenzieller politischer 
Lösungen. CAAM-Software (CAAM = Computer–Aided 
Argument Mapping) wie etwa Rationale oder pol.is stellt 
explizit Zusammenhänge zwischen Argumentationen her 
und veranschaulicht diese Zusammenhänge.100 
Für die Nutzung dieser Software in Kooperationsprozessen 
besteht ein beträchtliches Potenzial.101 

Die Schaffung eines Umfelds "psychologischer 
Sicherheit" ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, 
dass Informationen, Ideen, Fragen und abweichende 
Meinungen geäußert werden. Psychologische Sicherheit 
wurde definiert als „gemeinsame Überzeugung von 
Mitgliedern eines Teams, dass in einem Klima des 
Vertrauens, der Fürsorge und des gegenseitigen 
Respekts von Kompetenzen keine persönlichen Risiken 
bestehen“.102 In der Forschung wurde ein ausgeprägter 
Zusammenhang zwischen psychologischer Sicherheit 
und dem Lernen und der Leistung von Teams 
festgestellt. Außerhalb psychologisch sicherer Zonen 
neigen Menschen dazu, Informationen für sich zu 
behalten, nicht um Hilfe zu bitten, sich nicht zu Fehlern 
zu bekennen und Standpunkte nicht zu revidieren, 
weil sie befürchten, an Ansehen zu verlieren oder 
inkompetent zu erscheinen.103 Wenn die Mitglieder 
eines Teams sich psychologisch sicher fühlen und 
bereit sind, zwischenmenschliche Risiken einzugehen 
und Verantwortung zu übernehmen, dürften durchaus 
positive Auswirkungen auf die kollektive Leistung 
eines Teams zu erwarten sein.104 Gleichzeitig können 
Verzerrungen innerhalb einer Gruppe zumindest zum Teil 
korrigiert werden, wenn Informationen weitergegeben 
werden, ohne peinliche Situationen, Ablehnung oder 
Bestrafungen befürchten zu müssen. Zwar wurden 
relativ wenige Untersuchungen darüber durchgeführt, 
wie ein solches sicheres Umfeld auf Regierungs- und 
Verwaltungsebene am besten hergestellt werden 
kann, Erfahrungen mit partizipativer Führung und mit 
Verfahren zur Förderung der Achtsamkeit zufolge 
könnten dies jedoch erfolgversprechende Ansätze sein.105

Partizipative Führung ist ein Verfahren zur Nutzung 
kollektiver Intelligenz, mit dem Gruppenmitglieder 
Führungsaufgaben innerhalb einer Gruppe nach 
vereinbarten Regeln und Standards ihrer Gruppe 
priorisieren und wahrnehmen können. Partizipative 
Führung kann zu besseren Entscheidungen führen, 
wenn die Mitglieder einer Gruppe durch die bessere 
Weitergabe von Informationen Wissen und/oder 

 Die Schaffung eines 
Umfelds psychologis-
cher Sicherheit ist eine 
wesentliche Voraus-
setzung für den Aus-
tausch kritischer Infor-
mationen, Ideen, Fragen 
und Meinungen.
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 3.1 Hauptergebnisse

 3.1.1 Entscheidungen beruhen auf 
Emotionen und auf Vernunft

Die verbreitete Vorstellung, dass Emotionen zwangsläufig 
die Vernunft untergraben und dass die Unterdrückung 
von Emotionen automatisch zu besseren Entscheidungen 
führt, wird von der Wissenschaft nicht bestätigt: Unsere 
Entscheidungen beruhen sowohl auf Emotionen als auch 
auf Vernunft.

Die Erforschung von Emotionen und Vernunft hat eine 
lange Geschichte, auch wenn dies bis ins 20. Jahrhundert 
hinein weitgehend eine Domäne der Philosophie war, in 
der Emotionen und Vernunft als konkurrierende Faktoren 
begriffen wurden.118 Die heutige Forschung hinterfragt 
diese Vorstellung und hat begonnen, die Auswirkungen 
von Emotionen auf Wahrnehmung, Aufmerksamkeit und 
Erinnerung systematischer zu messen.

Untersuchungen haben gezeigt, dass Menschen 
emotionale oder bedrohliche Informationen 
aufmerksamer wahrnehmen und sich leichter merken 
als neutrale Informationen. (An wütende Gesichter 
beispielsweise erinnern wir uns leichter als an 
fröhliche Gesichter.)119 Außerdem wurde festgestellt, 
dass unterschwellige Botschaften und einfache 
umgebungsbezogene Auslöser wie Musik oder Bilder 
Emotionen hervorrufen und Verhaltensänderungen 
bewirken können.120

Auch aus Untersuchungen mit neuen Neuroimaging-
Verfahren ergibt sich ein differenzierteres Bild 
emotionaler und kognitiver Prozesse.121 

Mit Nachweisen dafür, dass Emotionen ein wesentliches 
Element in menschlichen Entscheidungsprozessen 
sind, hat die Wissenschaft gezeigt, dass Emotionen 
und Vernunft nicht zwangsläufig gegensätzlich wirken 
müssen. Emotionale und rationale Mechanismen 
haben sich im Gehirn parallel entwickelt. Sie ergänzen 
und unterstützen einander.122 Die Mechanismen 
wirken in stark vernetzten, wechselseitigen und 
formbaren Beziehungen zusammen, um unsere 
Überlebenstauglichkeit zu verbessern.123 Diese 
Ergebnisse stehen der traditionellen Vorstellung 
entgegen,124 Emotionen seien ein Hindernis für 
vernünftiges Denken und müssten daher aus 
Entscheidungsprozessen ausgeblendet werden.

 3.1.2 Emotionen sind eine Form 
evolutionsgeprägter Intelligenz125

Umfangreiche Forschungen haben gezeigt, 
dass Emotionen, Stimmungen und sonstige 
umgebungsabhängige Auslöser Auswirkungen auf 
Wahrnehmungen sowie auf unsere Aufmerksamkeit 
und unser Erinnerungsvermögen haben.126 
Neue evolutionswissenschaftliche Theorien gehen 
davon aus, dass Emotionen und Vernunft nicht sinnvoll 
voneinander zu trennen sind. Emotionen und Vernunft 
können in vielfältiger Weise zusammenwirken.127 d 
Im evolutionären Kontext werden Emotionen als 
„durch natürliche Selektion bestimmte spezielle 
Verhaltensweisen“128 betrachtet. 

EMOTIONEN
Emotionen und Vernunft 
sind nicht voneinander 
zu trennen. Bessere 
Informationen über die 
Emotionen von Bürgerinnen 
und Bürgern und eine 
größere emotionale 
Kompetenz könnten die 
Politikgestaltung verbessern.

 Das Herz hat seine 
Gründe, die die Vernunft 
nicht kennt…c

Blaise Pascal – französischer Mathematiker, Physiker,
Erfinder, Schriftsteller und katholischer Theologe.
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Bei dieser Vorstellung werden die Funktionen von 
Emotionen betont. Inzwischen besteht jedoch 
zunehmend Konsens darüber, dass Emotionen zwar 
einerseits anders erlebt werden als bewusstes Denken, 
andererseits aber kaum Entscheidungen getroffen 
werden, die nicht sowohl eine emotionale als auch 
eine vernünftige Komponente hatten. Insoweit sind 
Emotionen ebenso wesentlich für Entscheidungsprozesse 
wie logisches Denken.129 Sie können vernünftige 
Lösungen begünstigen, aber auch verhindern.130 
Mit anderen Worten: Emotionen sind vernünftiger 
als früher angenommen: Menschen fühlen nicht nur, 
sondern denken auch mit Emotionen, und die besten 
Entscheidungen beruhen auf sowohl auf Vernunft als 
auch auf Emotionen.131

Wenn Emotionen nicht sinnvoll von Vernunft zu trennen 
sind, dann können Emotionen auch durch Anwendung 
kognitiver Strategien gesteuert werden.132 Eine Strategie 
besteht beispielsweise darin, einfach „Aufmerksamkeit 
von einem Besorgnis erregenden Auslöser abzuziehen“;133 
eine andere Möglichkeit besteht darin, die Bedeutung 
einer Emotion positiver darzustellen und eher Abstand 
vom Gegenstand der Emotion zu nehmen.134 

Mit dem Begriff der „Emotionsrevolution“ hat die 
Neurologie „emotionale Prozesse auf die gleiche 
Ebene mit kognitiven Prozessen“ gestellt,135 indem sie 
nachgewiesen hat, dass Emotionen und Kognition weder 
funktionell noch anatomisch unterschiedlich, sondern 
vielmehr „in unserer Hirnstruktur tief miteinander 
verwoben sind“136. Diese Erkenntnisse sind jedoch noch 
immer nicht Teil des Allgemeinwissens, und das mentale 
Modell der Trennung von Vernunft und Emotionen ist noch 
immer sehr tief verwurzelt.137

 3.1.3 Emotionen können direkten 
Einfluss auf politisches und 
moralisches Denken haben 

Die anfängliche unbewusste und emotionale 
Verarbeitung von Informationen prägt alle 
anschließenden Phasen unseres Denkens.138 Emotionen 
haben erheblichen Einfluss auf unser Urteilsvermögen 
und können zu verzerrten Urteilen führen. Als 
leistungsfähige Triebfedern ermöglichen sie jedoch 
rasche Entscheidungen in komplexen Zusammenhängen, 
die unsere kognitiven Fähigkeiten überfordern würden.139 
Mit zunehmender Komplexität unseres Umfelds, aber 
auch bei risikobezogenen Entscheidungen oder bei 
erheblichen Unwägbarkeiten verlassen wir uns offenbar 
sogar in besonderem Maße auf Emotionen und unsere 
physischen Empfindungen.140

Möglicherweise orientieren wir uns erheblich öfter an 
Emotionen als gemeinhin angenommen, da Emotionen 
vielfältige Entscheidungen (u. a. Risikoeinschätzungen und 
Haltungen in politischen Fragen) beeinflussen können:141 
Auf physische Empfindungen erfolgen instinktiv 
emotionale Reaktionen, und diese spielen eine 
wesentliche Rolle in Entscheidungsprozessen.142

Ebenfalls wird in neuen Forschungszweigen versucht, 
den Nachweis zu führen, dass individuell unterschiedliche 
Reaktionen auf physische Empfindungen Einfluss 
auf politische Einstellungen und moralische Urteile 
haben können.143 Untersuchungen zu individuell 
unterschiedlichen Verhaltensweisen aufgrund von Abscheu 
als einer starken und für unser Leben wesentlichen 
Grundemotion und zu politischen Grundeinstellungen 
machen diesen Zusammenhang deutlich. 

Neueste Erkenntnisse zur Bedeutung von Abscheu 
deuten darauf hin, dass nicht nur „kurzzeitige 
Abscheu Urteilsverschiebungen in eine politisch 
konservative Richtung bedingt“,144 sondern dass 
Abscheu auch mit fest gefügten moralischen und 
politischen Einstellungen einhergeht. Das Gefühl von 
Abscheu scheint eher mit moralischen Urteilen und 

mit allgemeineren politischen Haltungen wie etwa 
einer konservativen Grundeinstellung verbunden 
zu sein.145 Menschen, die leicht Abscheu empfinden, 
sind eher geneigt, Ungleichheiten zu akzeptieren, 
stehen Autoritarismus positiver gegenüber und 
haben weniger Sympathien für andere Ethnien 
sowie für Gruppen mit niedrigem gesellschaftlichem 
Status oder von der Norm abweichenden 
Verhaltensweisen.146 
Häufig unterstützen sie strengere Rechtsvorschriften 
bei zahlreichen politischen Themen im 
Zusammenhang mit Gesundheitsfragen. 
Beispielsweise befürworten sie tendenziell eher 
Lebensmittel aus ökologischem Anbau und lehnen 
genetisch veränderte Lebens- und Futtermittel ab, 
sie unterstützen Maßnahmen zur Einschränkung des 
Rauchens und sind gegen die Impfung von Kindern.147

Entwicklungsgeschichtlich ist Abscheu ein universeller 
Warnmechanismus, der bewirkt, dass potenzielle Gifte 
vermieden werden. Da Abscheu somit eine außerhalb 
der bewussten Wahrnehmung liegende Emotion 
mit Schutzfunktion darstellt, ist sie äußerst schwer 
zu überwinden.148

 3.1.4 Stress beeinträchtigt Vernunft 
und begünstigt unüberlegte Urteile

Unmittelbare physiologische Reaktionen mit emotionaler 
Komponente wie beispielsweise Stress können sich 
auf vielfältige soziale, kognitive und physiologische 
Funktionen auswirken.149 Stress beeinträchtigt das 
Arbeitsgedächtnis und unsere kognitiven Fähigkeiten. 
Außerdem deuten Untersuchungen darauf hin, dass auch 
eine stärkere kumulative Stressbelastung im Laufe eines 
Lebens sich nachteilig auf das Denkvermögen auswirkt. 
Die Beziehung zwischen Stress und Leistungsvermögen 
ist möglicherweise nicht linear, häufig ist aber zu viel 
Stress ebenso wie zu wenig Beanspruchung ungünstig 
für die kognitive Leistungsfähigkeit. Übermäßiger Stress, 
beispielsweise aufgrund empfundener Bedrohungen 
oder dann, wenn Entscheidungen unter Zeitdruck zu 

treffen sind, können Entscheidungsstrategien drastisch 
verändern. Stress kann dazu führen, dass Menschen 
von flexiblen vernunftgesteuerten Überlegungen und 
analytischem Denken zu eher intuitivem Verhalten 
übergehen, um zu Entscheidungen zu gelangen. 
Diese Entscheidungsprozesse gehen naturgemäß 
weniger mit bewusstem Überlegen einher und können 

Die neuseeländische Premierministerin Jacinda Ardern beim Freitagsgebet im Hagley Park vor der Al-Noor-Moschee in Christchurch, 
Neuseeland, 22. März 2019. © REUTERS/Jorge Silva - stock.adobe.com
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eine übermäßige Gewichtung von Emotionen und 
Neigungen bewirken.150 Die Feststellung, dass diese 
modulierende Wirkung von Stress sich nicht auf 
bestimmte Bereiche beschränkt, legt die Vermutung 
nahe, dass Lern- und Erinnerungsverhalten unter Stress 
allgemein eher von Gewohnheiten als von Vernunft 
bestimmt wird.151 Außerdem sind Individuen im sozialen 
Umfeld unter Stress weniger bereit, ursprüngliche 
Urteile zu revidieren, und verlassen sich eher auf 
ihr Bauchgefühl. Die Nutzenorientierung tritt dann 
eher in den Hintergrund.152 Auch wenn auf diesem 
Gebiet inzwischen verstärkt geforscht wird, bedürfen 
spezifische Auswirkungen von Stress auf individuelle 
Beurteilungen und Entscheidungen in unterschiedlichen 
Zusammenhängen noch weiterer Untersuchungen.

 3.1.5 Emotionen prägen das Verhalten 
von Bürgerinnen und Bürgern

Politiker appellieren in politischen Kampagnen 
regelmäßig an Emotionen. Forschungen dazu, wie 
bestimmte Emotionen politische Haltungen prägen, 
stehen jedoch erst am Anfang.153 Positive und 
negative Emotionen scheinen maßgeblich dafür zu 
sein, wie Bürgerinnen und Bürger sich zu politischen 
Themen verhalten, und zunehmend werden konkrete 
Auswirkungen unterschiedlicher Arten von Emotionen 
auf die Verarbeitung von Informationen und auf die 
politische Teilhabe nachgewiesen. 

Diese Arbeit konzentriert sich weitgehend auf Wut 
und Angst, zwei Emotionen von zentraler Bedeutung 
für die politischen Debatten unserer Zeit. Wut 
und Angst sind eng miteinander verwandt und 
scheinen ähnliche Ursachen zu haben (gewöhnlich 
Bedrohungen). Allerdings sprechen zunehmende 
Erkenntnisse dafür, dass diese Emotionen sich 
unterschiedlich auf politisches Verhalten auswirken.154 
Wut fördert politischen Aktionismus, jedoch nicht 
unbedingt eine stärkere Vernunftorientierung bei der 
politischen Teilhabe.155 Sie begünstigt gruppen- bzw. 
parteikonforme Einstellungen von Bürgerinnen und 
Bürgern (partisan citizenship),156 da wütende Menschen 
sich tendenziell weniger um Informationen bemühen 
und stärker zur Abschottung neigen157 (beispielsweise 
beteiligen sich wütende Menschen eher an 
Demonstrationen als an inhaltlichen Debatten). Wut ist 
eine Aversionsemotion (ähnlich wie Abscheu und Hass), 
und wenn Menschen mit vertrauten Aversionsreizen 
konfrontiert werden, verfallen sie eher in früher 
erlernte Routinen zur Bewältigung der betreffenden 
Situationen.158

Bekannte Bedrohungen können Wut auslösen. 
Unbekannte Bedrohungen und Situationen, die nicht 
ohne Weiteres zu bewältigen sind oder in denen weniger 
leicht ein Schuldiger zu finden ist, lösen hingegen Angst 
aus. Angst hat ein geringeres Mobilisierungspotenzial 
als Wut und kann zu einer tieferen Verarbeitung von 
Informationen und zu gründlicheren Überlegungen 
führen, da sie das Bedürfnis nach Aufklärung verstärkt 
und das Interesse an dem Gegenstand erhöht, der als 
Bedrohung empfunden wird.159 Außerdem kann Angst 
die Ambivalenz gegenüber einer Partei erhöhen und so 
eine politische Polarisierung abschwächen.160 

Wut und Angst haben unterschiedliche Auswirkungen auf 
die Wahrnehmung der mit Entscheidungen verbundenen 
Risiken und die Einstellung gegenüber riskanten 
Entscheidungen. In bestimmten Zusammenhängen 
verbessert Angst die Wahrnehmung von Informationen 
über Bedrohungen, reduziert die Risikobereitschaft und 
fördert die Kompromissbereitschaft.161 Wut hingegen 
führt dazu, dass sich bestehende Haltungen 
verfestigen, die Risikobereitschaft steigt und die 
Kompromissbereitschaft abnimmt.162

Angst entsteht auch infolge von Unzufriedenheit mit 
Demokratie sowie dann, wenn das Gefühl besteht, 
dass die Bedenken einfacher Bürgerinnen und Bürger 
nicht ernst genommen werden. EU-Bürger, die sich um 
den Zustand der Gesellschaft sorgen und die Ängste 
hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Lage haben (ein Drittel 
bis die Hälfte der Bevölkerung),163 sind weniger zufrieden 
mit der EU-Politik. Ängstliche Menschen fühlen sich eher 
der populistischen oder der extremen Rechten verbunden 
(bzw. lehnen alle politischen Parteien ab). Sie sind eher 
der Überzeugung, dass die Bewältigung von Migration, 
die Bekämpfung von Terrorismus und der Schutz 
der Bürgerrechte in den kommenden Jahren zu den 
Hauptanliegen der EU-Politik zählen sollten. Allerdings 
gibt auch ein erheblicher Anteil der pessimistisch 
eingestellten Bürgerinnen und Bürger an, keinerlei engere 
Affinität zu einer politischen Partei zu haben.164

 3.1.6 Positive Emotionen sind maßgeblich 
für soziale Kooperationsbereitschaft 
und die Funktionsfähigkeit 
von Gesellschaften

Positive Emotionen signalisieren Wohlbefinden bei 
gemeinsamen Bindungen und begünstigen gemeinsames 
Handeln. Daher ist die Furcht vor dem Schmerz infolge 
sozialer Ausgrenzung eine starke Motivation für 
soziale Bindungen.165 Aufgrund zwischenmenschlicher 
Interaktionen werden neuronale Verknüpfungen gebildet, 

die die Entwicklung unserer Hirnstruktur prägen. 
Empathie entsteht an der „Schnittstelle zwischen sozialen 
Interaktionen und individuellen Gemütszuständen“ 
und begünstigt die Kooperation mit anderen.166 Sie ist 
wesentlich für ein wirksames emotionales und soziales 
Funktionieren167 und ermöglicht es, die Handlungen und 
Intentionen anderer abzuschätzen.168 Außerdem motiviert 
Empathie, sich in einer bestimmten Weise zu verhalten. 
Lange Zeit wurde Empathie beschrieben als Fähigkeit, 
zu fühlen, was andere empfinden. Neurologische 
Forschungen haben gezeigt, dass beim Anblick eines 
Gesichts, das eine bestimmte Emotion (z. B. Angst) 
ausdrückt, die gleichen Hirnareale beteiligt sind, die auch 
beim persönlichen Erleben der betreffenden Emotion 
aktiviert werden.169 Empathie beschränkt sich jedoch nicht 
auf eine automatische emotionale Reaktion gegenüber 
anderen, sondern wirkt auf komplexe Hirnstrukturen.170 
Menschen, die Empathie zeigen, sind sich im Klaren, 
dass sie eine bei einem anderen beobachtete Emotion 
nicht selbst erleben. Insofern scheint Empathie eine 
bestimmte Selbstwahrnehmung vorauszusetzen.171 
Menschen zeigen größere Empathie für Menschen, 
die ihnen eher ähnlich sind, sowie für andere 
Mitglieder einer Gruppe, der sie selbst angehören, 
und für als fair eingestufte Menschen.172

 3.1.7 Negative Emotionen behindern 
soziales Funktionieren 
und Kooperation

In mehreren Untersuchungen wurde ein Zusammenhang 
zwischen Schmerz und Stress und Beeinträchtigungen 
des Denkens festgestellt.173 Dies ist für Gesellschaften 
insgesamt von Bedeutung, da mindestens 20 % 
der erwachsenen Bevölkerung in Europa unter 
chronischen Schmerzen leiden.174 Einsamkeit, eine 
Form „sozialen Schmerzes“, wird vielfach als schlimme 
Form von Bedürftigkeit betrachtet, die schwere 
gesundheitliche Folgen hat: Das Sterblichkeitsrisiko 
aufgrund von Einsamkeit ist vergleichbar dem 
Risiko aufgrund von Fettleibigkeit oder Rauchen. 
Einsame Menschen sind anfälliger und ängstlicher. 
Sie neigen eher zu pessimistischen Beurteilungen 
und fühlen sich vom Leben stärker bedroht als 
nicht einsame Mitmenschen. Einsamkeit wird als 
politisch und sozial relevant betrachtet, da das 
Gefühl von Einsamkeit den sozialen Zusammenhalt 
erheblich beeinträchtigen kann (Abbildung 4).

Abbildung 4: Häufigkeit von Einsamkeit in Europa 
Fonte: JRC, 2019175
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 3.2 Was bedeutet das für Politik 
und Verwaltung?

 3.2.1 Sensibilisierung politischer 
Entscheidungsträger 

Die Entwicklung der Politikgestaltung hin zu einem 
System, das empfindlicher auf Emotionen sowohl von 
Bürgerinnen und Bürgern als auch von politischen 
Entscheidungsträgern reagiert, ist von wesentlicher 
Bedeutung. Emotionen haben erheblichen Einfluss auf die 
politischen Entscheidungen von Bürgerinnen und Bürgern. 
Aus diesem Grund sowie angesichts der Tatsache, dass 
wir Emotionen nicht von Vernunft trennen können, 
ergeben sich wichtige Konsequenzen dafür, wie wir 
sicherstellen können, dass politische Entscheidungsträger 
bei ihren Entscheidungen sowohl ihre eigenen Emotionen 
als auch die der Bürgerinnen und Bürger berücksichtigen.

Emotionen beeinflussen die politischen Einstellungen 
und Verhaltensweisen von Bürgerinnen und 
Bürgern ebenso wie ihr Denken und ihre 
Wahrnehmung von Sachverhalten. Statistiken und 
qualitative Untersuchungen vermitteln politischen 
Entscheidungsträgern ein detailliertes Bild der 
sozioökonomischen Lebensumstände von Bürgerinnen 
und Bürgern. Diese Informationen geben aber keinen 
Aufschluss über das subjektive Erleben und die 
Emotionen der Bürgerinnen und Bürger, obwohl das 
Erleben und Empfinden sich stärker auf ihre Einstellungen 
zu politischen Themen auswirken können. Die 
Herausforderung besteht daher darin, Instrumente zur 
Erfassung emotionaler Befindlichkeiten zu entwickeln. Das 
Erkennen der Bedenken, Befürchtungen, Hoffnungen und 
Nöte von Bürgerinnen und Bürgern könnte zu wichtigen 
neuen Informationen führen, an denen sich politische 
Entscheidungen orientieren könnten.176

Besonders die bessere Identifikation von Angst 
oder Wut könnte hilfreich sein. Mit vorhandenen 
Erhebungsinstrumenten wird gelegentlich nach Sorgen 
bereitenden Themen gefragt. Diese Instrumente könnten 
weiterentwickelt werden. Beispielsweise könnten unter 
Nutzung der bei klassischen Medien und in sozialen 
Medien verwendeten Text-Mining- und Text-Monitoring-
Verfahren Emotionsindikatoren (und -karten)177 
entwickelt werden. Dadurch könnten Emotionen in Medien 
erkannt, eingestuft und aggregiert werden, um allgemein 
Aufschluss über die Emotionen zu erlangen, die Bürger 
an unterschiedlichen geografischen Orten zum Ausdruck 
gebracht haben. Selbst bei einer Bewertung unabhängig 
von den Themen, mit denen die jeweiligen Emotionen 
in Zusammenhang stehen, würden sich so wertvolle 

Informationen über eine bestehende Unzufriedenheit 
bzw. Zustimmung ergeben. Die festgestellten Tendenzen 
könnten später in Verbindung mit sozioökonomischen 
Daten analysiert werden, um Zusammenhänge mit 
Spannungen zu erkennen, die bei herkömmlichen 
Analyseverfahren nicht auffallen würden. (Beispielsweise 
könnte festgestellt werden, dass die geografischen 
Regionen, in denen „Angst“ am stärksten verbreitet ist, 
nicht zwangsläufig auch die Regionen mit dem größten 
Handlungsbedarf sind.) Diese Ansätze könnten durch 
qualitative Diskursanalysen ergänzt werden. Dies könnte 
zu erkennen helfen, welche politischen Themen besonders 
stark emotional besetzt sind. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen auch Schmerz und 
Einsamkeit. Die Bedeutung chronischer Schmerzen wird 
sowohl von staatlichen Stellen als auch von Beschäftigten 
des Gesundheitssektors anerkannt.178 In Untersuchungen 
wurden durch Schmerzen ausgelöste negative Emotionen 
und Stress mit kognitiven Beeinträchtigungen in 
Verbindung gebracht. Wiewohl Schmerzen naturgemäß 
subjektiv sind, spiegeln sie auch kulturelle und 
gesellschaftliche Befindlichkeiten wider. Die Messung 
chronischer Schmerzen könnte dazu beitragen, Regionen 
oder Bevölkerungsgruppen zu bestimmen, die in 
besonderer Weise belastet sind.

 3.2.2 Bildungsmaßnahmen zur Steigerung 
der emotionalen Kompetenz

Zu lernen, Emotionen anzuerkennen, einzubeziehen 
und zu nutzen, statt Emotionen auszublenden, 
könnte ein zentraler Bildungsinhalt für politische 
Entscheidungsträger sein. Einerseits wird über Emotionen 
wichtige soziale Intelligenz transportiert, andererseits ist 
die Schaffung eines psychologisch sicheren Raums von 
großer Bedeutung für gute Zusammenarbeit. Eine höhere 
emotionale Intelligenz politischer Entscheidungsträger 
wird daher vor allem erheblich zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit und kollektiver Entscheidungsprozesse 
innerhalb von Regierungen und Verwaltungen beitragen. 
Da Menschen, die einander nicht leiden können, auch eher 
weniger voneinander lernen, kann höhere emotionale 
Intelligenz auch Lernprozesse in Einrichtungen auf 
staatlicher Ebene unterstützen. Kompetenzen im Bereich 
des Aufmerksamkeitsmanagements und eine proaktivere 
Auseinandersetzung mit negativen Emotionen kann 
förderlich für das Engagement, die Motivation und die 
Produktivität sowohl Einzelner als auch von Gruppen sein.

Zunehmend werden Maßnahmen zur emotionalen 
Alphabetisierung u. a. unter Anwendung von 
Achtsamkeitstechniken durchgeführt. Diese Ansätze 
werden inzwischen auch in demokratischen Institutionen 
verfolgt: Mehrere Parlamente in Europa sowie die 
Kommission nutzen diese Techniken, da mit diesen 
Ansätzen möglicherweise Arbeitsgewohnheiten auf 
persönlicher und auf zwischenmenschlicher Ebene 
verändert werden können. Diese Maßnahmen können 
zur Entwicklung besserer Bewältigungsstrategien, zu 
stärkerer Zielorientierung und zu klarerem Denken in 
Zeiten komplexer politischer Herausforderungen führen. 
Einschlägige Forschungsergebnisse sind noch nicht 
verfügbar. Politische Entscheidungsträger haben jedoch 
über den persönlichen Mehrwert von Verfahren zur 
Kontrolle von Emotionen, zur Impulskontrolle und zur 
Förderung von Achtsamkeit und Empathie berichtet. 
Schulungen zur Steigerung emotionaler Kompetenz 
auf individueller und auf kollektiver Ebene könnten in 
politischen Organisationen als routinemäßige Angebote 
eingeführt werden. Besondere Aufmerksamkeit könnte 
darauf verwendet werden, der nächsten Generation 
politischer Entscheidungsträger diese Kompetenzen zu 
vermitteln. Im Rahmen solcher Schulungen und eines 
umfassenderen Programms zur Förderung kritischen 
Denkens und metakognitiver Kompetenzen könnte 
Wissen darüber vermittelt werden, wie körperliche und 
physische Empfindungen sich auf das Bewusstsein und 
auf Entscheidungsprozesse auswirken.

 3.2.3 Entwicklung politischer Reaktionen 
auf die emotionalen Bedürfnisse 
von Bürgerinnen und Bürgern

Maßnahmen zur emotionalen Alphabetisierung könnten 
nicht nur politische Entscheidungsprozesse innerhalb 
von Regierung und Verwaltung verbessern, sondern auch 
zur Entwicklung politischer Ansätze beitragen. 
Beamten sollten nicht als Technokraten gesehen 
werden, und es sollte nicht ausschließlich Sache 
von Politikern sein, die Emotionen von Wählern zu 
berücksichtigen und darauf zu reagieren. Vielmehr 
könnte verstärkte emotionale Intelligenz allen 
politischen Entscheidungsträgern helfen, politische 
Optionen zu entwickeln, die die emotionalen Bedürfnisse 
und die Werte von Bürgerinnen und Bürgern ansprechen.

Diese Vorstellung ist möglicherweise alternativlos, denn 
selbst wenn politische Entscheidungsträger Emotionen 
aus ihren Prozessen und aus ihrer Kommunikation 
ausblenden, nutzen einzelne Akteure Emotionen 
vielleicht doch in manipulativer Weise, um Stimmungen 
seitens der Wählerschaft für eigene Zwecke zu 
instrumentalisieren. Dass Wut und Furcht Triebkräfte 
für politisches Verhalten sind, wird inzwischen 
allgemein anerkannt. Die Herausforderung besteht 
darin, Emotionen in ethischer Weise zu nutzen und den 
demokratischen Prozess mit neuem Leben zu füllen.179 
Wenn Kommunikation stark auf emotionale Reaktionen 
setzt (beispielsweise auf Wut oder Furcht), sollte dies 
durch vertretbare Gründe gerechtfertigt sein. Politiker 
können im Zusammenhang mit zu behandelnden 
Themen offener über ihre eigenen Emotionen sprechen 
und versuchen, sich ein Bild von den emotionalen 
Reaktionen der Bürgerinnen und Bürger zu machen.

 Ein genaueres Bild 
von den Sorgen, Äng-
sten, Erwartungen 
und Problemen der 
Bürgerinnen und 
Bürger könnte wichtige 
Informationen für  
politische Entscheidun-
gen liefern.
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 4.1 Hauptergebnisse

 4.1.1 Gruppenidentitäten sowie Werte, 
Weltbilder, Ideologien und 
Persönlichkeitsmerkmale wirken sich 
auf politische Entscheidungen aus

Politische Entscheidungen werden von 
Gruppenidentitäten, Werten, Weltanschauungen, 
Ideologien und Persönlichkeitsmerkmalen stark 
beeinflusst. Eine Voraussetzung für die Analyse 
politischer Entscheidungen und für die Bewertung von 
Wählerverhalten besteht daher darin, Gruppenidentitäten 
und die Wertegefüge von Menschen und politischen 
Bewegungen zu verstehen. Diese Gefüge können 
jedoch nicht angemessen verstanden werden, da eine 
eindeutige Wissenschaft der Werte nicht existiert. 
Angesichts unterschiedlicher Wertetheorien besteht unter 
Wissenschaftlern auch kein allgemeiner Konsens darüber, 
was Werte eigentlich sind. Eines der Hauptprobleme 
besteht darin, dass Werte geistige Konstrukte sind, 
die nur abgeleitet, aber nicht unmittelbar gemessen 
werden können.180

 4.1.2 Gruppenidentitäten werden durch 
Werte und Weltbilder bestimmt 

Menschen sind auf die Zugehörigkeit zu Gruppen 
angewiesen. Aktuelle neurowissenschaftliche 
Erkenntnisse haben gezeigt, dass das Bedürfnis 
nach sozialer Zugehörigkeit ebenso stark ist wie 
das Bedürfnis nach Nahrung oder Unterkunft.181 
Das menschliche Gehirn reagiert auf Schmerzen 
und auf Wohlbefinden nämlich nicht nur im 
körperlichen, sondern auch im sozialen Bereich.182

Wenn Menschen sich einer (oder auch mehreren) 
Gruppe(n) anschließen, geht es vor allem darum, 
sich mit Gleichgesinnten zusammenzutun. Menschen 
teilen also die Einstellungen, Werte und Weltbilder 
der Gruppen, denen sie angehören. Die Zugehörigkeit 
zu einer oder mehreren Gruppen und die mit dieser 
Zugehörigkeit verbundene emotionale Bedeutung trägt 
zur individuellen sozialen Identität bei.183 

In der Regel gehören Menschen mehreren einander 
überschneidenden Gruppen an. Politische Vereinigungen 
bzw. Parteien spielen jedoch eine wichtige Rolle für das 
Identitätsverständnis. Vielfach ist zu beobachten, dass 
Menschen ihre politische Identität im Laufe der Zeit 
u. U. wichtiger wird als andere Identitäten. Wenn dies 
zutreffend ist, hat dies Auswirkungen auf das politische 
Verhalten. Untersuchungen haben nämlich gezeigt, dass 
Einzelpersonen viele politische, aber auch unpolitische 
Entscheidungen partei- bzw. gruppenkonform treffen.184 
Dies gilt nicht nur für Werte, sondern auch für politisch 
relevante Informationen sowie für die Einstellungen von 
Menschen gegenüber wissenschaftlichen Erkenntnissen. 
Daher ist der Verweis auf Sachinformationen 
in der Absicht, tiefsitzende durch Partei- oder 
Gruppenbindungen bedingte Fehlwahrnehmungen zu 
korrigieren, häufig nicht geeignet, Änderungen in Bezug 
auf falsche und unbegründete politische Überzeugungen 
zu bewirken.185

Forschungen in den USA haben gezeigt, dass 
Einzelpersonen mit starker politischer Orientierung eher 
skeptisch gegenüber wissenschaftlichen Erkenntnissen 
sind, insbesondere, wenn sie ihren Vorstellungen 
zuwiderlaufen. Und politisch sehr informierte Menschen 
können mit komplexen Denkprozessen wissenschaftliche 
Erkenntnisse zurückweisen.186

In der bislang noch nicht entschiedenen wissenschaftlichen 
Debatte zur Erklärung von Parteien- oder Gruppenbindungen 
werden zwei Modelle unterschieden:

WERTE UND 
IDENTITÄT

Werte und Identitäten 
sind Triebfedern 
politischen Verhaltens, 
werden aber nicht 
angemessen verstanden 
oder erörtert.
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i) das instrumentale Modell, bei dem 
ideologische und politische Erwägungen im 
Vordergrund stehen, und

ii) das expressive Modell, das von der Theorie der 
sozialen Identität ausgeht.187 

Nach dem instrumentalen Modell entscheiden 
Einzelpersonen anhand einer kombinierten Bewertung 
des Verhaltens einer Partei sowie ihrer ideologischen 
Einstellungen und ihrer Nähe zu bevorzugten politischen 
Haltungen über ihre Parteibindungen. Diese Art der 
Parteibindung entspricht der Theorie der rationalen Wahl 
(Rational-choice-Theorie), nach der die Maximierung 
des persönlichen Nutzense als wesentliche Triebkraft 
politischer Entscheidungsprozesse betrachtet wird.

Das expressive Modell erklärt Parteibindungen als 
Ausdruck einer „fortbestehenden Identität, die durch 
soziale Bindungen an geschlechtsbezogene, religiöse, 
ethnische und rassische Gruppen gestärkt wird“. 
Diese Bindungen sind durch eine emotionale Verbindung 
zu einer Partei sowie durch längerfristige Stabilität 
und geringere Empfindlichkeit gegenüber kurzzeitigen 
Ereignissen gekennzeichnet. Nach dieser Theorie wird 
die Entscheidung für eine politische Partei nach der 
Identifizierung mit einer sozialen Gruppe getroffen. 
Kurzum: Im Gegensatz zum instrumentalen Modell geht 
dieses Modell davon aus, dass Menschen sich für die 
Partei entscheiden, von der sie annehmen, dass sie ihrer 
Gruppe am nächsten steht. 

Das expressive Modell erläutert, warum politische 
Urteile häufig gruppenkonform getroffen werden 
und warum Parteibindungen so starken Einfluss auf 
die Bewertung politischer Argumentationen durch 
Einzelpersonen haben. Einzelpersonen, die sich als 
einer Partei verbunden bezeichnen, halten sich an den 
Grundsatz des „Vorrangs der Partei gegenüber einer 
Politik“ (party over policy)188 und sind bereit, eigene 
Haltungen zu einer bestimmten Politik entsprechend 
der Position ihrer bevorzugten Partei anzupassen189. 
Außerdem revidieren Einzelpersonen unter Umständen 
ihre moralischen Grundsätze, um ihre Bindung an eine 
politische Partei aufrechterhalten zu können. Sie richten 
die Anerkennung und Verurteilung mutmaßlich 
unmoralisches Verhalten von Politikern entsprechend 
der Linie ihrer Partei aus. Dies führt dazu, dass Verstöße 
von Politikern anderer Parteien strenger bewertet 
werden als bei Mitgliedern der eigenen Partei.190

 4.1.3 Persönlichkeitsmerkmale prägen 
unsere politische Identität

Einzelpersonen werden von politischen Ideologien 
angezogen, wenn diese drei grundlegende und 
miteinander zusammenhängende psychologische 
Bedürfnisse erfüllen:191

3. epistemische Bedürfnisse — Vermittlung eines 
Gefühls der Sicherheit, der Berechenbarkeit und 
der Kontrolle, 

4. existenzielle Bedürfnisse — Vermittlung von 
Schutz, Sicherheit und Bestätigung und 

5. beziehungsbezogene Bedürfnisse und Motive — 
Vermittlung von Identität und Zugehörigkeit und 
gemeinsames Erleben der Wirklichkeit.

Manche Ideologien erfüllen bestimmte Bedürfnisse 
besser als andere. Zunehmend wird festgestellt, dass 
grundlegende politische Orientierungen (Ideologien) 
im Wesentlichen davon abhängen, welchem von 
zwei gegensätzlichen Persönlichkeitstypen eine 
Person zuzurechnen ist: offene Persönlichkeiten und 
verschlossene Persönlichkeiten. Offene Persönlichkeiten 
sind gewöhnlich politisch liberal (progressiv), 
verschlossene eher konservativ. Diese Strukturen sind 
stabil und kulturübergreifend anzutreffen.192

Konservative Ideologien beispielsweise beruhen auf 
Werten wie Respekt gegenüber Tradition und Ordnung, 
die unmittelbar das menschliche Bedürfnis ansprechen, 
mit Unsicherheiten und Bedrohungen fertig zu werden 
und dazu das bestehende soziale System zu bewahren. 
Liberale Ideologien ziehen Bestehendes in Zweifel.

Ebenso unterscheiden sich Einzelpersonen darin, in 
welchem Umfang sie Werten Bedeutung beimessen, 
die die Förderung individueller Rechte, Freiheiten und 
Unterschiede implizieren, oder die auf die Bewahrung 
von Sicherheit und Ordnung gerichtet sind.

Diese unterschiedlichen Persönlichkeitstypen liegen 
jedoch selten in reiner Ausprägung vor. Vielmehr 
sind Menschen durch ein vielschichtiges Spektrum 
von Merkmalen gekennzeichnet, die sich eher als 
„offen“ oder eher als „verschlossen“ einstufen 
lassen. Auch politischen Themen kann nur selten 
ausschließlich mit der einen oder anderen Einstellung 
begegnet werden. Häufig müssen Werteabwägungen 
vorgenommen werden.

 4.1.4 Unser politisches Verhalten 
wird durch tief verwurzelte 
Werte bestimmt

Vor dem Hintergrund der US-amerikanischen Politik 
hat der Sozialpsychologe Jonathan Haidt die Theorie 
der moralischen Grundlagen entwickelt, indem er die 
Affinität von Bürgerinnen und Bürgern zu politischen 
Haltungen (konservativ vs. liberal) anhand der Vorlieben 
untersuchte, die für sechs moralische Grundwerte 
(Fürsorge, Fairness, Treue, Autorität, Reinheit und Freiheit) 
geäußert wurden. Nach Haidt messen Menschen, die als 
politisch liberal (progressiv) anzusehen sind, Fürsorge 
und Fairness höheren moralischen Wert bei als den 
übrigen moralischen Grundlagen. Konservative hingegen 
gewichten Autorität und Reinheit höher, betrachten 
aber alle sechs Grundlagen als wertvoll. Dieser 
evolutionspsychologische Ansatz ist nicht unumstritten, 
stellt aber eine interessante Herangehensweise zur 
Analyse von Werten dar.

Die Werte europäischer Bürgerinnen und Bürger werden 
auch mit verschiedenen Ausgaben der Eurobarometer-
Berichte sowie im Rahmen der Europäischen Wertestudie 
(EVS) und der Weltweiten Werteerhebung (WVS) seit 
Jahrzehnten untersucht und beobachtet. Das Standard-

Eurobarometer 89 vom März 2018 enthält einen 
eigenen Abschnitt zu europäischen Werten. Europäische 
Bürgerinnen und Bürger wurden aufgefordert, unter zwölf 
vorgegebenen Werten jene drei Werte auszuwählen, 
die ihnen am wichtigsten waren.f Als (individuell) 
wichtigste Werte wurden Frieden, Menschenrechte und 
die Achtung des menschlichen Lebens genannt. Frieden, 
Menschenrechte und Demokratie wurden als die drei 
Werte angegeben, die am ehesten die Europäische 
Union charakterisieren. 

Im Allgemeinen haben Europäer in den meisten Ländern 
und in unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen ähnliche 
Werte. Bei einigen Gruppen bestehen jedoch klare 
Unterschiede hinsichtlich der Akzeptanz bestimmter 
Werte. Über 75-Jährige beispielsweise zählen Gleichheit 
seltener zu den drei wichtigsten Werten als Menschen 
zwischen 15 und 24 Jahren (15 % gegenüber 32 %). 
Menschen, die sich der Oberschicht zugehörig fühlen, 
nennen weitaus häufiger Demokratie als einen 
ihrer zentralen Werte als Menschen, die sich dem 
Arbeitermilieu zurechnen (55 % gegenüber 23 %). 
Die Achtung des menschlichen Lebens bezeichnen 
sie hingegen deutlich seltener als zentralen Wert als 
Menschen, die sich als Mitglieder der Arbeiterklasse 
verstehen (18 % gegenüber 40 %).
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Die Weltweite Werte-Erhebung (WVS) ist eine umfassende 
transnationale Langzeiterhebung zu menschlichen 
Grundwerten. Seit 1981 wird sie alle neun Jahre in einer 
unterschiedlichen Anzahl an Ländern durchgeführt. Auf 
der Grundlage von WVS-Daten wurden umfangreiche 
Forschungen durchgeführt. 
Dabei wurden u. a. zwei Ausrichtungen mit jeweils eigenen 
Grundwerten unterschieden.193 Die erste verläuft entlang 
der Achse „Traditionell/säkular-rational“, die auf der einen 
Seite die verschiedenen religiösen und traditionellen Werte, 
die in der Regel in ländlichen Gemeinschaften vertreten 
werden, und auf der anderen Seite die verhältnismäßig 
säkularen, verwaltungsbezogenen und rationalen Werte 
urbaner und industrialisierter Gemeinschaften ausdrückt. 
Die zweite Ausrichtung lässt sich als „Fortbestand/
Selbstverwirklichung“ beschreiben und drückt, unter 
Einbezug vielfältiger Überzeugungen und Werte, 
eine generationenübergreifende Verlagerung von der 
Bedeutung wirtschaftlicher und physischer Sicherheit hin zu 
verstärkten Bedenken im Hinblick auf Selbstverwirklichung, 
subjektives Wohlbefinden und Lebensqualität aus. 

2019 veröffentlichte die Open Society Foundation 
Ergebnisse des Forschungsvorhabens „Voices on 
Values: How European publics and policy actors 
value an open society“ (Stimmen zu Werten: 
Wie die Öffentlichkeit und politische Akteure in 
Europa zur offenen Gesellschaft stehen).

In der Untersuchung wurde ermittelt, wie europäische 
Bürgerinnen und Bürger in sechs Ländern (Frankreich, 
Deutschland, Griechenland, Ungarn, Italien und Polen) 
Werten in Verbindung mit offenen bzw. geschlossenen 
Gesellschaften gegenüberstehen. Dazu wurden 
Bürgerinnen und Bürger aufgefordert, jeweils sieben 
Attribute eher offenen und eher geschlossenen 
Gesellschaften zuzuordnen.g Die Befragten sollten 
angeben, welche Bedeutung sie den einzelnen Attributen 
für eine gute Gesellschaft beimaßen. Die 14 Attribute 
wurden in zufälliger Reihenfolge genannt.

Die Ergebnisse zeigen, dass manche Befragte den 
Werten offener Gesellschaften hohe Bedeutung 
beimessen und die Werte geschlossener 
Gesellschaften weniger stark gewichten (bzw. 
umgekehrt). In Frankreich und Deutschland 
bewertete jedoch fast die Hälfte, in den anderen 
vier Ländern die Mehrheit der Befragten die Werte 
offener und geschlossener Gesellschaften entweder 
gleichermaßen positiv oder gleichermaßen negativ.

Die Forscher erklären dies wie folgt: „Mit einfachen 
Worten: Viele Menschen verstehen die Begriffe 
offene und geschlossene Gesellschaft nicht als 
Gegensatz. Für sie ist es durchaus in Ordnung, 
beide als gleich wichtig oder gleich unwichtig 
für eine gute Gesellschaft anzusehen.“

Tabelle 1: Mit offenen bzw. geschlossenen Gesellschaften verbundene Attribute 
Quelle: Open Society Foundation194

 4.1.5 Eine stärker polarisierte 
politische Landschaft?

In den letzten Jahren hat die Polarisierung in der 
Politik weltweit zugenommen. In US-amerikanischen 
Forschungen wurde teilweise festgestellt, dass 
Polarisierung zwar durch wirtschaftliche Ungleichheit 
begünstigt werden kann. Wichtiger scheint jedoch 
die Identifikation mit einer Gruppe zu sein.196 
Politiker in den USA polarisieren in ihren Haltungen 
zu Wirtschaftsfragen offensichtlich zunehmend, 
und auch die Wählerinnen und Wähler, die sich 
als politisch engagiert für eine der beiden großen 
US-amerikanischen Parteien betrachten, neigen in 
moralischen Fragen immer stärker zu Polarisierungen.197

Eine kürzlich durchgeführte Analyse der Ergebnisse 
von Erhebungen, die über einen Zeitraum von mehr 
als 20 Jahren regelmäßig vom Pew Research Center 
durchgeführt wurden, ergibt weiteren Aufschluss über 
dieses Phänomen.198 Seit 1994 werden US-Bürger zu 
zehn Themen befragt (Einstellungen zu Zuwanderung, 
Rassendiskriminierung, Frieden usw.). 
Die Unterschiede zwischen Geschlechtern, Altersgruppen, 
Religionen, Ethnie und Bildungsschichten waren dabei 
verhältnismäßig stabil. Differenziert man die Antworten 
zu den verschiedenen Erhebungen hingegen nach der 
Zugehörigkeit zu einer der beiden großen politischen 
Parteien, so haben die Unterschiede drastisch 
zugenommen: von 15 % in 1994 auf 36 % in 2017.

Polarisierungen werden durch „Identitätskonvergenz“ 
(identity alignment) noch verstärkt. Einzelpersonen 
gehören jeweils mehreren Gruppen an, und 
wenn zwei oder mehr Identitäten miteinander in 
Einklang stehen (beispielsweise die gleichzeitige 

Zugehörigkeit zu einer religiösen Gruppe und zu 
einer ethnischen Minderheit oder einer politischen 
Partei), entwickeln sie eine stärkere Bindung mit 
Menschen, die den gleichen Gruppen angehören, und 
es ist leichter für sie, eine ausgeprägte Intoleranz 
und Wut gegenüber Angehörigen anderer Gruppen 
(sogenannter „Outgroups“) zu entwickeln.199

Ein gutes Beispiel ist die Debatte über den 
Klimawandel. Verschiedene Forscher haben beobachtet, 
dass Bürgerinnen und Bürger, die über eine hohe 
wissenschaftliche Kompetenz verfügten und bestimmten 
Gruppen angehörten, stark polarisiert waren und 
dazu neigten Sympathien für jene Standpunkte zu 
empfinden, die am ehesten in Übereinstimmung 
mit den Standpunkten anderer Gruppenmitglieder 
standen. Sie entwickelten so ihre Standpunkte 
entlang politischer und religiöser Orientierungslinien. 
Außerdem war bei Personen, die politisch besser 
informiert waren und sich mit Energiefragen sowie 
mit Wissenschaft im Allgemeinen befassten, eine 
stärkere ideologische Kluft im Hinblick auf die 
Einstellung zur Erderwärmung zu beobachten.200 

Wegen der zentralen Rolle des politischen Umfelds für 
die Entwicklung von Werten und Identitäten können 
Erkenntnisse über politisches Verhalten in den USA nicht 
ohne Weiteres auf andere Gesellschaften übertragen 
werden. Politische Polarisierungen haben aber auch 
in Europa zugenommen. Die wachsenden Wahlerfolge 
extremer Parteien haben zur Entstehung einer neuen 
„tripolaren Ordnung“ geführt.201 Die beiden traditionell 
dominanten politischen Lager – Mitte-rechts und 
Mitte-links – sehen sich heute einem dritten Lager 
gegenüber, das hauptsächlich durch Parteien vom 
äußeren rechten Rand bestimmt wird (siehe Tabelle 1).

fff Bewertungen (%)

Länder
Offene Gesellschaft 
hoch Geschlossene 
Gesellschaft gering

Offene Gesellschaft 
gering Geschlossene 

Gesellschaft hoch

Offene Gesellschaft 
hoch Geschlossene 
Gesellschaft hoch

Offene Gesellschaft 
gering Geschlossene 
Gesellschaft gering

Deutschland 50 3 44 3 

Frankreich 41 6 48 5 

Italien 29 3 65 3 

Ungarn 18 6 73 3 

Griechenland 23 7 68 2 

Polen 29 5 58 8 

Gesamt 32 5 59 4 

Tabelle 2: Bewertungen offener bzw. geschlossener Gesellschaften für alle Befragten aller sechs einbezogenen Länder 
Quelle: Open Society Foundation195

Mit eher OFFENEN Gesellschaften 
verbundene Attribute

Mit eher GESCHLOSSENEN Gesellschaften 
verbundene Attribute

Menschen, die erst vor Kurzem nach [LAND] 
eingewandert sind, sollten gleich behandelt werden.

Nach [LAND] sollten möglichst wenig Einwanderer 
kommen.

Jeder kann seine Religion ausüben.
Die Regierung muss dafür sorgen, dass die 
Berichterstattung in den Medien immer ein positives 
Bild von [LAND] vermittelt.

Jeder kann seine Meinung äußern. Jeder muss die nationalen Werte und Normen von 
[LAND] respektieren.

Regierungskritische Gruppen und Einzelpersonen 
können in einen Dialog mit der Regierung eintreten.

Nicht-Christen können ihre Religion nur zu Hause 
oder in ihren Gottesdiensträumen ausüben.

Die Rechte von Minderheiten werden geschützt. Gleichgeschlechtliche Paare sollten sich in der 
Öffentlichkeit nicht küssen.

Im Parlament können alle politischen Ansichten 
vertreten sein.

Die Standpunkte der Regierung decken sich immer 
mit den Standpunkten der Mehrheit.

Medien können die Regierung kritisieren.
Die Staatsbürgerschaft von [LAND] können nur 
Menschen erlangen, deren Eltern bereits Staatsbürger 
von [LAND] waren oder [LAND] ethnisch zugehören.
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Diese Entwicklung hat zwar eine wirtschaftliche 
Dimension. Die kulturelle Dimension des politischen 
Konflikts scheint jedoch an Bedeutung zuzunehmen. 
Eine neue Form der Polarisierung ist entstanden, 
bei der die rechts außen Parteien sich in Bezug auf 
Einwanderung, Multikulturalismus, europäische 
Integration und die Haltung zu europäischen Werten 
in Opposition sowohl zu Mitte-links als auch zu Mitte-
rechts befindet. Die meisten Politiker der rechts 
außen Parteien, häufig auch als „autoritätsorientierte 
Populisten“ bezeichnet, scheinen ein Weltbild zu teilen, 
das bestimmte liberale Werte sowie den sozialen 
Zusammenhalt multikultureller Gesellschaften 
offen in Frage stellt. Sie bestreiten die Vorstellung 
einer offenen und kosmopolitischen Gesellschaft, 
indem sie eher nationale Lösungen vorschlagen 
und zur Verteidigung nationaler Identität zur 
Bewältigung der Herausforderungen aufrufen, die 
sich aus wirtschaftlichen Krisen, Globalisierung und 
Migration ergeben.

Derzeit konkurrieren im politischen Raum in der 
EU mehrere politische Ideologien, die jeweils auf 
unterschiedlichen Wertvorstellungen beruhen. Diese 
reichen vom expliziten Bekenntnis zu Werten der EU 
(Toleranz, Gleichheit, Unterstützung des Binnenmarkts 
usw.) bis hin zu EU-feindlichen und euroskeptischen 

Bewegungen (die nationalistische und fremdenfeindliche 
Ziele verfolgen und eine weitere europäische Integration 
ablehnen). In den vorgenommenen Analysen herrscht 
Konsens darüber, dass politische Spaltungen vielfältig 
sind und sich über mehrere Achsen mit Konflikten 
zwischen verschiedenen Identitäten politischer Gruppen 
erstrecken können.

Mit zunehmender Heterogenität europäischer 
Gesellschaften sind diese kultur- und wertebezogenen 
Konflikte in den letzten Jahren weiter in den Vordergrund 
gerückt. In einer kürzlich veröffentlichten Analyse 
der Migrationsbehörde der Vereinten Nationen 
wurde argumentiert, der Widerstand gegenüber 
Einwanderung sei bei Menschen stärker verbreitet, 
die autoritätsbezogene Werte unterstützten (etwa 
strenge Kindererziehung oder Befürwortung der 
Todesstrafe).203 Diese Haltungen korrelieren erheblich 
stärker mit der Ablehnung von Zuwanderung als mit 
bestimmten Einkommens- oder Gesellschaftsschichten.

 4.2 Was bedeutet das für Politik 
und Verwaltung?

 4.2.1 Berücksichtigung von Werten 
schon zu Beginn politischer 
Entscheidungszyklen

Werte sind für politisches Verhalten so wichtig, 
dass sie schon ganz zu Beginn des Kreislaufes 
der Politikgestaltung berücksichtigt und bis in die 
Kommunikations- und Informationsphase einbezogen 
werden müssen. Werte beeinflussen nicht nur 
unser politisches Verhalten, sondern auch unsere 
Wahrnehmung von Fakten erheblich. Sie haben offenbar 
eine gewisse Grundlage in unserer Persönlichkeit, 
Identität und Psyche, und noch ist unklar, wie sie 
sich auf individueller Ebene verändern und ob die 
Veränderungen auf gesellschaftlicher Ebene stattfinden. 
Drei Arten von Veränderungen kommen in Betracht: 

• Zyklische Wirkung: Einstellungen ändern sich 
im Laufe der Zeit innerhalb der gesamten 
Bevölkerung einheitlich. 

• Wirkung über den Lebenszyklus: Menschen 
ändern ihre Einstellungen im Laufe ihres 
Lebens, d. h. Einstellungen können sich je nach 
Lebensalter sowie abhängig von bestimmten 
Ereignissen ändern. 

• Kohortenwirkung: Alterskohorten haben 
unterschiedliche Einstellungen, und diese 
Unterschiede bleiben im Laufe der Zeit bestehen.

Sowohl auf individueller als auch auf kollektiver 
Ebene ist zudem unklar, in welchem Umfang 
unser Denken Einfluss auf Wertvorstellungen hat. 
Unabhängig von Antworten auf diese Fragen scheint 
ein tiefes Verständnis spezifischer Werte, die bei 
den jeweiligen politischen Themen zum Tragen 
kommen, im gesamten Kreislauf der Politikgestaltung 
ein unverzichtbarer Bestandteil zu sein.

Die Bedeutung von Werten sowohl im politischen 
Diskurs als auch in der Politikgestaltung ist nichts 
Neues. Politiker appellieren regelmäßig an Werte 
und formulieren ihre Ziele häufig wertebezogen. 
Die konstituierenden Verträge der EU und nationale 
Verfassungen beinhalten Aussagen zu Grundwerten. 
Auch politische Entscheidungen gehen zwangsläufig mit 
Kompromissen im Hinblick auf komplexe Wertekonflikte 
einher. Problematisch ist, dass die Instrumente zur 
Analyse und Diskussion von Werten noch nicht so weit 

entwickelt sind wie beispielsweise Instrumente zur 
Analyse wirtschaftlicher oder sozialer Auswirkungen. 

Dies ist allerdings nicht überraschend. Wie 
die vorangegangene Analyse zeigt, bestehen 
unterschiedliche Rahmenwerke zur Analyse von 
Wertvorstellungen. Es herrscht kein allgemeiner 
Konsens darüber, was Werte eigentlich sind. Theorien, 
Definitionen und Rahmen unterscheiden sich je nach 
Fachgebiet, aber auch innerhalb einzelner Fachgebiete. 
Ohne diesen Konsens ist es schwierig, politische 
Themen im Hinblick auf Wertvorstellungen einheitlich 
zu behandeln und politischen Entscheidungsträgern 
eine Richtschnur für die Entwicklung von Kompromissen 
an die Hand zu geben. Wie in Kapitel 8 erläutert, hat 
die JRC ein Projekt zur Entwicklung eines solchen 
praktischen Analyserahmens eingeleitet, den politische 
Entscheidungsträger analog zu Instrumenten 
zur Bewertung rechtlicher, ökologischer und 
sozioökonomischer Auswirkungen verwenden könnten.

 4.2.2 Eigene Werte und die Werte von 
Bürgerinnen und Bürgern verstehen

Da unsere Wertebasis offensichtlich in unseren 
Persönlichkeiten, Identitäten und psychologischen 
Profilen angelegt ist, sollten politische 
Entscheidungsträger und Wissenschaftler sorgfältig 
darauf achten ihre eigenen Wertvorstellungen nicht 
als universelle Wertvorstellungen aller Bürgerinnen 
und Bürger zu betrachten. Dies erfordert allerdings 
eine beträchtliche Empathie-Leistung, da das 
emotionale Element unserer Werte es uns erschwert, 
uns in Menschen mit anderen Wertvorstellungen 
hinein zu versetzen. Die Entwicklung emotionaler 
Kompetenz sowie umfassendere Diskussionen 
mit Bürgerinnen und Bürgern über Wertefragen 
werden politischen Entscheidungsträgern helfen, 
das mit einem bestimmten Thema verbundene 
Wertespektrum in vollem Umfang zu berücksichtigen.

Abbildung 5: Kombinierter Anteil der Wählerstimmen für 31 europäische Länder, 1998–2018 
Quelle: Oesch and Rennwald, 2018.202
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FRAMING, METAPHERN 
UND ERZÄHLUNGEN

 5.1 Hauptergebnisse

 5.1.1 Das menschliche Gehirn ist darauf 
ausgelegt, Muster zu erkennen, 
um Bedeutungen zu erfassen204

Im antiken Griechenland beobachteten Menschen den 
Sternenhimmel, stellten vor dem Hintergrund ihrer 
geografischen und sozialen Umgebung Verbindungen 
zwischen den „Bildpunkten“ her und erkannten einen 
großen Jäger (Orion). Die nordamerikanischen Lakota-
Indianer hingegen sahen im Sternbild Orion einen 
Bisonrücken (Tayamnicankhu).205 Diese Suche nach 
Bedeutungen verleiht demjenigen Erzähler Macht, 
der die Welt und ihre Probleme am eindrücklichsten 
beschreibt. Die Beherrschung der Verwendung von 
Metaphern, Framing und Erzählungen ist insofern 
von wesentlicher Bedeutung, als damit Verständnis 
und Vorstellungen geprägt werden können.206

Wie aber können Metaphern, Framing und Erzählungen 
in politischen Entscheidungsprozessen am besten 
genutzt werden? In jedem Fall ist die Bedeutung dieser 
Elemente nicht zu unterschätzen. Viele Beobachter der 
Debatten hinsichtlich des Erstarkens des autoritären 
Populismus in der EU und in den USA haben sich 
mit der Bedeutung stringenter Erzählungen für 
die Entwicklung und die Verbreitung populistischer 
Diskurse sowie von Propaganda und euroskeptischen 
Haltungen durch institutionelle und individuelle Akteure 
auseinandergesetzt.207

 5.1.2 Kommunikation über Frames

Framing ist erheblich mehr als nur ein leistungsfähiges 
Kommunikationsinstrument. Die wissenschaftliche 
Fachliteratur behandelt Framing jedoch zu 
einem großen Teil nur im Zusammenhang mit 
Kommunikation. Beispielsweise heißt es: „[B]
eim“ Framing werden einige Aspekte einer 
wahrgenommenen Wahrheit ausgewählt und in 
einem Kommunikationstext stärker so hervorgehoben, 
dass eine bestimmte Problembeschreibung, eine 

kausale Erklärung, eine moralische Bewertung und/
oder Handlungsempfehlung betont wird.“208 Frames sind 
mehr als Kommunikationsinstrumente. Sie sind mentale 
Modelle oder Heuristiken, die eine Weltsicht prägen.

Fakten sprechen 
nicht für sich selbst. 
Framing, Metaphern 
und Erzählungen 
(„Narrative“) müssen 
verantwortungsbewusst 
verwendet werden, 
wenn Sachinformationen 
ankommen und 
verstanden werden sollen.

 Es gibt immer eine 
Möglichkeit, etwas so 
auszudrücken, dass 
es sich überhaupt 
nicht anhört, wie das 
zuvor Gesagte.
Richard P. Feynman — Nobelpreis für Physik, 1965.
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Im Allgemeinen werden Frames als Wissen verstanden, das

i) eine bestimmte Weltsicht betont,

ii) mit bestimmten Begriffen zum Ausdruck 
gebracht wird und

iii) bestimmte Erwartungen und Haltungen 
hervorruft.209.

Ein neutrales Framing existiert nicht: Etwas mit 
einzubeziehen bedeutet auch immer, etwas anderes 
außen vor zu lassen. Daher wird das Verstehen von 
Aussagen auch immer durch Frames bestimmt, und 
die Art der Darstellung wissenschaftlicher Ergebnisse 
oder politischer Probleme kann erheblichen Einfluss auf 
inhaltliche Überzeugungen haben. 

Viele Frames sind durch folgende Elemente 
gekennzeichnet:

• Wertebezug – Der Frame spricht 
zugrundeliegende Werte an, um ein bestimmtes 
Verhalten zu bewirken. 

• Gewinn – Der Frame konzentriert sich darauf, was 
Adressaten durch bestimmte Verhaltensweisen 
(bzw. das Unterlassen dieser Verhaltensweisen) 
gewinnen. 

• Verlust – Der Frame konzentriert sich darauf, was 
Adressaten durch bestimmte Verhaltensweisen 
(bzw. das Unterlassen dieser Verhaltensweisen) 
verlieren.

Da das Verlustrisiko stärker wirkt als die Aussicht 
auf Gewinne,211 könnte man erwarten, Appelle mit 
verlustbezogenen Framings seien wirksamer als Framings 
mit gewinnbezogenen Appellen. In Forschungen zum 
Framing von Botschaften wurde jedoch weder ein 
schwacher noch ein starker Zusammenhang mit einer 
Risikoaversion nachgewiesen. In einer Meta-Analyse 
von 93 Studien mit über 20 000 Teilnehmern und 

KASTEN 1 Risikoaverse vs. risikobehaftete Alternativen210

In ihrem Experiment aus dem Jahr 1981 haben die 
Wissenschaftler Tversky und Kahneman gezeigt, 
dass rationale Entscheidungen wesentlich durch 
die Beschreibung eines Problems geprägt werden. 
Sie „framten“ dasselbe Problem – den Ausbruch 
einer asiatischen Krankheit in den USA – auf zwei 
unterschiedliche Weisen: 

„Stellen Sie sich vor, die USA bereiten sich auf den 
Ausbruch einer seltenen asiatischen Krankheit vor, an 
der voraussichtlich 600 Menschen sterben werden. Ein 
mögliches Programm zur Bekämpfung der Krankheit 
wurde vorgeschlagen. Nehmen wir an, die exakte 
wissenschaftliche Abschätzung der Folgen dieses 
Programms lautet wie folgt:

Einigen Probanden wurden die Möglichkeiten A und B 
zur Wahl gestellt: 

A: Wenn dieses Programm durchgeführt wird, werden 
200 Menschen überleben.

B: Wenn dieses Programm durchgeführt wird, besteht 
eine Wahrscheinlichkeit von einem Drittel, dass alle 
600 überleben und eine Wahrscheinlichkeit von zwei 
Dritteln, dass niemand überlebt.

Anderen Probanden wurden die Alternativen C und D erläutert:

C: Wenn dieses Programm durchgeführt wird, werden 
400 Menschen sterben. 

D: Wenn dieses Programm durchgeführt wird, werden 
400 Menschen sterben. 

Dieser unter Studierenden durchgeführte Versuch zeigte, 
dass die Probanden bei der Aussicht auf Gewinne eher 
risikoavers entschieden (72 % der Probanden entschieden 
sich für Option A) und sich bei zu erwartenden Verlusten 
überwiegend für das Risiko aussprachen (nur 22 % der 
Probanden wählten Option C).

Im Jahr 2018 wiederholten Wissenschaftler diesen 
Versuch mit 154 Politikern in drei nationalen Parlamenten: 
der belgischen Abgeordnetenkammer, dem kanadischen 
Unterhaus und der israelischen Knesset.

80 % der Befragten entschieden sich für die risikoaverse 
Alternative. Die Wahrscheinlichkeit, dass sich die Politiker für 
die risikobehaftete Alternative entschieden, war um 38 % 
höher, wenn beim Framing der betreffenden Informationen 
die Anzahl der möglichen Todesfälle (im Unterschied zur 
Anzahl der möglicherweise Überlebenden) betont wurde.“

Versuchen zu gesundheitsbezogenen Botschaften konnte 
nicht eine einzige Situation dokumentiert werden, in 
der verlustbezogene Appelle statistisch nachweislich 
überzeugender waren als gewinnbezogene Appelle.212 
Vielmehr wurde bei Botschaften zur Vermeidung von 
Erkrankungen festgestellt, dass gewinnbezogene Appelle 
statistisch wirksamer waren als verlustbezogene Appelle.213

Die experimentelle Forschung mit politischen 
Entscheidungsträgern über die Auswirkungen von Framing 
ist ein wichtiges und wachsendes Forschungsgebiet. In 
einer Studie aus dem Jahr 2017 wurde nachgewiesen, 
dass 233 dänische Kommunalpolitiker zutreffend 
erkannten, ob eine öffentliche oder eine private 
Schule bessere Ergebnisse erzielte, wenn die 
Antwort so formuliert war, dass sie im Widerspruch 
zu den Wertvorstellungen der Politiker stand.214

Außerdem haben Sondierungsforschungen ergeben, 
dass Probanden durch Strategien beeinflusst wurden, 
bei denen Sachverhalte hinsichtlich ihrer zentralen 
Werte geframt wurden.215 Vor allem machen diese 
Forschungen deutlich, dass Framing nicht funktioniert, 
wenn die Quelle, die Framing nutzt, nicht als 
glaubwürdig betrachtet wird. Eine weitere Untersuchung 
hat gezeigt, dass nur eine vermeintlich glaubwürdige 

Abbildung 6: Beziehung zwischen früheren Einstellungen 
und korrekten Auslegungen statistischer Daten bei 233 
dänischen Politikern.
Quelle: Baekgaard et al (2017)

Quelle durch Framing die Wahrnehmung der Bedeutung 
unterschiedlicher Optionen so verändern kann, dass die 
allgemeine Meinung beeinflusst wird. Die mutmaßliche 
Glaubwürdigkeit der Quelle scheint also eine 
Voraussetzung für erfolgreiches Framing zu sein.216

Daher setzt sich nicht die Seite mit den meisten 
oder stärksten Fakten durch, sondern diejenige, die 
das plausibelste Szenario liefert, das intuitiv als 
zuverlässig empfunden und von einer als glaubwürdig 
betrachteten Quelle vorgetragen wird.217 Politische 
Entscheidungsträger müssen also nicht nur erhaltene 
Botschaften prüfen, sondern auch sehr sorgfältig darauf 
achten, von wem eine Botschaft stammt.218

 5.1.3 Metaphern – mehr als eine 
rhetorische Figur

Im Durchschnitt verwenden Menschen in schriftlichen 
Texten alle 100 Wörter etwa 5 Metaphern und beim 
Sprechen pro Minute etwa 2 neue und 4 tote oder 
verblasste Metaphern (z. B. Tischbein).219 In der 
Kommunikation haben Metaphern vor allem drei 
Funktionen: a) komplizierte Sachverhalte einfach 
auszudrücken, b) sich rascher und wirksamer verständlich 
zu machen und c) Befindlichkeiten und Erfahrungen 
treffend und ausdrucksstark zu beschreiben.220

Viele Fachleute meinen, Metaphern sollten nicht nur in 
Literatur, Rhetorik und Philosophie verwendet werden. 
Jahrzehntelange Forschung kognitiver Linguisten sowie 
Psychologen im weiteren Sinne haben nachgewiesen, 
dass Metaphern Menschen helfen, sich auszudrücken, 
zu denken und ihre Umgebung zu strukturieren. 
Metaphern wirken sowohl auf sprachlicher als auch auf 
konzeptioneller Ebene und sind maßgeblich nicht nur 
dafür, wie Sachverhalte ausgedrückt werden, sondern 
auch dafür, wie sie verstanden werden und welches 
Verhalten daraus folgt.221 

Metaphern (von griechisch metapherein = Übertragung) 
sind ein Hilfsmittel zur sprachlichen Überzeugung. Sie 
stellen eine Verbindung zwischen zwei unterschiedlichen 
Begriffen her und ergeben ein partielles Bild, das 
einzelne Merkmale einer Bedeutung hervorhebt und 
andere in den Hintergrund treten lässt. Aufgrund von 
Metaphern können Menschen Sachverhalte erkennen 
und verstehen. Metaphern sorgen aber auch dafür, dass 
Aspekte ausgeblendet werden, die nicht in der jeweiligen 
Metapher enthalten sind.222 Wenn sie innerhalb einer 
Gemeinschaft oft genug verwendet werden, können 
Metaphern Einstellungen von Menschen ändern.223
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Metaphern rufen Einstellungen und Emotionen hervor 
und knüpfen dazu an praktisches Wissen an. Die 
Hirnforschung hat gezeigt, dass an der Herstellung 
der erforderlichen Verknüpfung zwischen den beiden 
begrifflichen Ebenen einer Metapher Hirnareale beteiligt 
sind, die auch bei der Verarbeitung freudiger Emotionen 
angesprochen werden. Daher kann die Bedeutung von 
Metaphern Fachleuten zufolge nicht in wörtliche Begriffe 
übertragen werden.224 

Das Herstellen dieser Verknüpfungen ähnelt stark der 
geistigen Verarbeitung abstrakter Konzepte. Metaphern 
können die Kommunikation auf einer persönlicheren 
und intuitiveren Ebene erleichtern. Und Reaktionen auf 
Metaphern können vielfältiger sein, da Metaphern zu 
Übertragungen der zugrundeliegenden Konzepte anregen.

Häufig werden Metaphern zum Framing politischer 
Themen verwendet. Diese metaphorischen Frames 
beeinflussen offenbar die Überlegungen der Menschen 
zu den jeweiligen Inhalten.225

Politiker beschreiben sich selbst ebenso wie Gegner 
und ihre politischen Programme mit Metaphern und 
verwenden metaphorische Sprache in politischen 
Debatten, um bei Bürgerinnen und Bürgern bestimmte 
Haltungen hervorzurufen.227

 5.1.4 Die Macht von Erzählungen 
und von Storytelling

Das Leben ist reich an Erzählungen (Narrativen). 
Seit über 100 000 Jahren entwickeln Menschen Sprache 
und geben Wissen über Geschichten an künftige 
Generationen weiter. 27 000 Jahre alte Höhlenmalereien 
zeugen davon, dass wir seit Langem Vorstellungen in 

Konzepte fassen und durch Bilder und Erzählungen 
weitergeben können.228 Neue Forschungen haben 
gezeigt, dass das im angelsächsischen Sprachraum 
beliebte Märchen „Jack and the Beanstalk“ (Jakob 
und die Bohnenranke), von dem man annahm, dass 
es einige Hundert Jahre alt sei, tatsächlich seit mehr 
als 5000 Jahren erzählt wird.229 Mit anderen Worten: 
Menschen sind Geschichtenerzähler („storyteller“).230

Menschen versuchen, Strukturen und Bedeutungen zu 
erfassen, und wenn sie Strukturen und Bedeutungen 
erkannt haben, begründen sie mit „Information 
Shortcuts“ rasch und einfach abrufbare emotionale 
Weltsichten, die mit ihrem Selbstbild und mit bereits 
vorhandenem Wissen in Einklang stehen. Informationen 
werden in dem Kontext mit Bedeutung gefüllt, in dem 
sie aufgenommen und verwendet werden. Erzählungen 
(Narrative) beruhen auf Denkprozessen, die darauf 
abzielen, solche kontextabhängigen Bedeutungen zu 
vermitteln.231 Daher sollten Geschichtenerzähler immer 
bedenken, dass die Zuhörer Erzählungen vielfältig 
auslegen können und je nach ihrer individuellen 
Weltsicht ihre eigenen Fassungen erschaffen.232

Ein guter Geschichtenerzähler sollte immer bestrebt 
sein, seine Geschichten so überzeugend vorzutragen, 
dass möglichst wenig alternative Auslegungen 
entstehen können. Der Einfluss einer Geschichte 
auf das Denken sowie auf Wertvorstellungen 
und Entscheidungen kann anhand von zwei 
Schlüsselfaktoren gemessen werden: der Kohärenz, d. h. 
dem Umfang, in dem eine Geschichte einen Sinn ergibt 
und glaubwürdig ist, und der Glaubwürdigkeit, d. h. dem 
Ausmaß, in dem der Zuhörer an die erzählte Geschichte 
anknüpfen kann.233 Selbst wenn die Sachverhalte, 
auf denen eine Geschichte beruht, nachweislich 
falsch dargestellt werden, können Kohärenz und 
Glaubwürdigkeit dafür sorgen, dass eine Erzählung 
akzeptiert wird.234

Zunehmend wird zum Modell des Narrative Policy 
Framework (NPF) geforscht, das von der Vorstellung 
ausgeht, dass Menschen universell erzählen und 
daher auch das Verständnis von Erzählungen am 
besten Aufschluss darüber geben kann, wie politische 
Meinungsbildung funktioniert. Erste Ergebnisse zeigen, 
dass Erzählungen mit einem Rahmen, Figuren, einer 
Handlung und einer Moral messbare politische Wirkungen 
haben können.235 Vor allem aber scheint die Untersuchung 
dieses Modells darauf hinzudeuten, dass Erzählungen 
dann am wirksamsten sind (und zu Handlungen führen), 
wenn sie bestehende Überzeugungen bestärken.236 
Diese kongruenten Erzählungen stärken nachweislich 
politische Überzeugungen, erhöhen die Akzeptanzchancen 
neuer politischer Ansätze, prägen günstige Strukturen 
dafür, wie Menschen künftig aus dieser Politik 
resultierende Informationen einordnen, und führen zu 
größerer Empathie.237

Die Reaktionen auf Erzählungen reichen jedoch über 
Emotionen und Denkvorgänge hinaus. Daher sollten bei 
der Entwicklung von Erzählungen auch physiologische 
Mechanismen berücksichtigt werden.238

Die Erzeugung von Spannung durch Erzählungen bewirkt 
einen Dopaminanstieg im Gehirn, der die Konzentration, 
die Motivation und das Erinnerungsvermögen fördert. 
Wenn Geschichten Empathie hervorrufen, wird vermehrt 
Oxytocin ausgeschüttet. Dieses Hormon bewirkt soziales 
Verhalten, Großzügigkeit und Vertrauen und fördert 
die Bindungsfähigkeit. Die Endorphinausschüttung bei 
lustigen Erzählungen unterstützt die Konzentration und 
die Kreativität und hat eine entspannende Wirkung. Vor 
allem aber deuten neue empirische Studien darauf hin, 
dass emotional ansprechende Erzählungen sich auf 
spätere Verhaltensweisen auswirken.239

Wenn Erzählungen dagegen stärkere Cortisol- und 
Adrenalinausschüttungen bewirken (beängstigende oder 
belastende Geschichten), werden Menschen intolerant, 
reizbar, unkreativ und kritisch. Insbesondere aber werden 
sie in ihrer Entscheidungsfähigkeit beeinträchtigt.

 5.1.5 Die hohe Kunst der Rhetorik

Rhetorik wird gelegentlich mit Unehrlichkeit oder 
Manipulation aussoziiert. An den Ursprüngen der 
Rhetorik im antiken Griechenland erkennen wir 
jedoch, dass diese Assoziationen nicht zwangsläufig 
angemessen sind, sondern dass Rhetorik vielmehr eine 
wesentliche Kompetenz darstellt, die gewährleistet, 
dass Wissen nicht nur gehört, sondern auch verstanden 
wird. Aristoteles definiert Rhetorik als die Fähigkeit, die 

verfügbaren Mittel der Überzeugung zu erkennen. Diese 
ordnet er drei Grundsätzen oder Appellen zu: Logos, 
Ethos und Pathos. 

• Ethos ist die Überzeugung durch die Autorität des 
Autors/Sprechers/Rhetors. 

• Logos ist die Überzeugung durch Logik und 
durch Tatsachen. 

• Pathos ist die Überzeugung durch 
Emotionen und Sympathie.

Der Rhetor (d. h. die Partei, die zu überzeugen 
versucht) nutzt alle drei Appellfunktionen bei seinem 
Publikum (d. h. der zu überzeugenden Partei). Um das 
Publikum zu überzeugen, müssen nicht immer alle drei 
Appellfunktionen eingesetzt werden. Häufig sind jedoch 
gewisse Elemente aller drei Funktionen beteiligt.240

Untersuchungen auf verschiedenen Gebieten (u. a. 
im Hinblick auf Risikowahrnehmung, Überzeugung 
und Verhaltensänderungen) haben die Bedeutung der 
emotionalen Ansprache zur Bewirkung einer öffentlichen 
Reaktion auf gesellschaftliche Themen betont. 
Daher muss verstanden werden, wie Emotionen legitim 
hervorgerufen werden können.241 

In politischen Entscheidungsprozessen zielt 
persuasive Kommunikation darauf ab, die 
subjektiven Überzeugungen des Publikums in Bezug 
auf ein bestimmtes politisches Thema oder eine 
bestimmte Politik zu verändern. Entscheidend für 
die Überzeugungskraft ist daher die Entwicklung 
überzeugender Argumente und Diskurse, die den 
Überzeugungen der Öffentlichkeit Rechnung tragen. 

 5.1.6 Ethische Nutzung moderner 
Kommunikationstechniken

Da bei einigen der wirksamsten Kommunikationsstrategien 
Sachinformationen missbraucht oder manipuliert werden 
können,242 müssen mögliche ethische Auswirkungen der 
Nutzung der betreffenden Verfahren und ihrer potenziellen 
Konsequenzen für den demokratischen Prozess 
geprüft werden.243

Vieles lässt sich daraus ableiten, wie nicht gehandelt 
werden sollte. Insbesondere die politikwissenschaftliche 
Forschung vermittelt wertvolle Erkenntnisse dazu, wie 
Sachinformationen vorsätzlich und unbeabsichtigt in den 
Vordergrund rücken können, indem

KASTEN 2

Wenn Zuwanderung mit 
Metaphern aufgrund von 
Begriffen zur Bezeichnung von 
Naturkatastrophen beschrieben 
wird (beispielsweise „eine Flut von 
Migranten“), werden Elemente 
des ursprünglichen Begriffsfeldes 
„Katastrophe“ in das 
Bedeutungsfeld des Zielbegriffs 
„Zuwanderung“ übertragen. 
Dadurch wird Zuwanderung 
negativ konnotiert.226

 Geschichten sind 
die stärkste Waffe einer 
Führungspersönlichkeit.
Howard Gardner, Professor für Kognition und Bildung an der 
Harvard Graduate School of Education.
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i) die Reihenfolge der Behandlung von Themen 
festgelegt wird,

ii) eine Debatte mit Konkurrenten verweigert wird und

iii) Themen so geframt werden, dass sie möglichst 
wenig Aufmerksamkeit erfahren bzw. dass 
Sachinformationen mit der Rhetorik zynischer 
Politiker verbunden werden.244

Politische Akteure wiederum können Machtpositionen 
nutzen, um Aufmerksamkeit auf bestimmte Themen zu 
lenken und diese Themen zu Lasten anderer Themen 
durch geeignetes Framing als politische Probleme 
darzustellen.

Um diesen Gefahren zu begegnen, sind in allen Phasen 
von Entscheidungsprozessen Offenheit und Transparenz 
seitens aller Akteure hinsichtlich der genutzten 
Verfahren erforderlich.

 5.2 Was bedeutet das für Politik 
und Verwaltung?

 5.2.1 Sich zu Subjektivität bekennen

Angesichts ihrer Bedeutung in der wissenschaftlichen 
und der politischen Kommunikation muss die 
Funktion von Framing, Erzählungen und Metaphern 
berücksichtigt werden. Alle drei Elemente werden 
zwangsläufig verwendet, da Sachverhalte und politische 
Maßnahmen nicht neutral geframt werden können 
und da Erzählungen und Metaphern eben wesentliche 
Bestandteile jeder sprachlichen Kommunikation sind. 
Die Überschätzung der Möglichkeit eines neutralen 
Framing und der neutralen Vermittlung von 
Informationen kann insoweit tatsächlich kontraproduktiv 
sein, als sich die Kommunizierenden dann ihrer eigenen 
durch die gewählte Ausdrucksweise und die erzählten 
Geschichten transportierten Frames und Weltsichten 
weniger bewusst sind. 

Die wesentliche Herausforderung besteht daher darin, 
zu klären, wie Framing, Erzählungen und Metaphern 
auf ethisch vertretbare Weise stärker berücksichtigt 
werden können. Wesentliche Voraussetzung wäre, 
dass alle Fassungen der Kommunikation zu einem 
bestimmten Thema öffentlich bereitgestellt und zur 
Prüfung durch die Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
würden. Dabei sollte mit der gebotenen Sorgfalt 
sichergestellt werden, dass die Kommunikation keine 
widersprüchlichen Botschaften enthält. Bei der Prüfung, 
ob Argumentationstechniken erforderlich sind, um sich 

besser verständlich zu machen, müssen die jeweiligen 
Rollen (Befürwortung oder Wissensmakler) und die 
Zwecke (überzeugen oder erklären) eindeutig bezeichnet 
werden. Auf Überzeugung gerichtete Kommunikation 
kann dann gelingen, wenn ein weitgehender Konsens 
darüber herrscht, dass die Wissenschaft – insbesondere 
mit Blick auf das Verhalten in Notfällen – „die besten 
Vorgehensweisen vorgeben kann“. Außerdem könnten 
Erzählungen in der wissenschafts- oder sachbezogenen 
politischen Kommunikation eingesetzt werden, um die 
„Diskussion mit Blick auf eine informierte Politik zu 
erleichtern“, zugrundeliegende Werte zu bestätigen, zu 
einem besseren Verständnis politischer Probleme und 
vorliegender Sachinformationen beizutragen und im 
Dialog weitere politische Optionen zu erschließen.

 5.2.2 Die eigene Perspektive und die 
Werte der anderen

In der Erkenntnis, dass Frames unterschiedliche 
Wertvorstellungen berühren können, muss darauf 
geachtet werden, nicht die Frames anderer zu 
übernehmen und dadurch einen marginalen Diskurs 
zum allgemeinen Thema zu machen. Besonders 
wichtig ist dies im Hinblick auf Wechselwähler, die 
leicht durch Reframing-Verfahren beeinflusst werden 
können. Reframing und die Aktivierung neuer Frames 
können Grundinstrumente und tragende Säule von 
Kommunikationsstrategien sein.

Wichtig für wissenschaftliches und politisches Framing ist 
die Empfehlung von George Lakoff: „Framen Sie immer 
anhand von Werten.“ Die Fähigkeit zur Verwendung 
wirksamer Frames, die bei unterschiedlichen Gruppen 
ankommen, hängt daher von der bereits zuvor in diesem 
Bericht beschriebenen wertebezogenen Arbeit ab.

 5.2.3 Kulturelle Anpassung

Zur Unterstützung der ausgewählten Frames 
müssen Formulierungen und Bilder in geeigneter 
Weise verwendet werden. Beide Elemente sind stark 
kultur- und sprachspezifisch. Daher muss gründlich 
untersucht werden, welche Botschaften, Metaphern und 
sprachlichen Mittel bei der vorgesehenen Zielgruppe 
funktionieren und ein optimales Verständnis bewirken. 
Dabei geht es nicht nur um eine reine Übersetzung. 
Um die gewünschte Wirkung zu erzielen, muss eine 
Anpassung auf kultureller Ebene vorgenommen werden.

Da Frames, Erzählungen und Metaphern sowohl an 
einen kulturellen Kontext als auch an soziale Strukturen 
gebunden sind, kann der Kontakt mit Bürgerinnen und 

Bürgern helfen, „produktive Erzählungen“ zu entwickeln, 
um Fehlwahrnehmungen seitens der Öffentlichkeit 
zu begegnen bzw. um sich mit anderen politischen 
Sichtweisen auseinanderzusetzen. Bei der Konzeption 
einer Kommunikationskampagne zur Unterstützung 
einer besseren Politik für ältere Menschen erwiesen 
sich als hilfreiche Schritte zur Bekämpfung von 
Altersdiskriminierung beispielsweise die Identifikation 
der bei den Bürgerinnen und Bürgern mit bestimmten 
Begriffen verbundenen Konnotationen („ältere 
Erwachsene“ wurde als stärker kompetenzbezogen 
empfunden als „Senioren“), die Vermeidung von 
Kommunikationsfallen (dem Wissen darüber, welche 
Erzählungen dazu führen, dass Kommunikation abbricht 
oder aus dem Ruder läuft), die Erprobung mehrerer 
positiver Erzählungen anhand demografischer Variablen 
(um festzustellen, bei welchen Erzählungen die größte 
Unterstützung zu erwarten ist), und die Nutzung dieser 
Erzählungen zum Framing von Botschaften in der 
öffentlichen Kommunikation. In Deliberationen können 

kurze Geschichten dazu beitragen, Aufschluss über die 
Präferenzen von Bürgerinnen und Bürgern zu erhalten 
und das Vertrauen in Prozesse zu fördern. 

 5.2.4 Evidenzinformierte Politikgestaltung 
ist ein politisches Unterfangen

Und schließlich müssen gerade Wissenschaftler zur 
Kenntnis nehmen, dass Kommunikation im politischen 
Kontext eine politische Handlung ist, die Entscheidungen 
über das Framing themenbezogener Sachinformationen 
erfordert. Dabei geht es nicht einfach darum, einen 
Bericht zu kürzen oder in einfacher Sprache zu 
schreiben. Allerdings müssen Genauigkeit und Integrität 
der Kommunikation im Hinblick auf wissensbasierte 
Inhalte gewahrt werden, und die bei allen Sachfragen 
bestehenden inhärenten Unsicherheiten sollten 
respektiert werden. Dabei sollte der Versuchung 
widerstanden werden, eine unechte Balance herzustellen 
oder zu übertreiben.

G7-Gipfel 2018 – offizielle Fotos aus (im Uhrzeigersinn): Deutschland, Italien, Frankreich und Kanada.
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VERTRAUEN UND 
OFFENHEIT

 6.1 Hauptergebnisse

 6.1.1 Vertrauen in Wissenschaftler und die 
Wissenschaftsgemeinde

Wissenschaftler zählen zu jenen gesellschaftlichen 
Gruppen, die das höchste Vertrauen genießen.245 In 
politischen Debatten wird die Autorität wissenschaftlicher 
Informationen jedoch zunehmend in Zweifel gezogen. 
Diese Entwicklung erfolgt in einer Zeit politischer 
Polarisierung, in der der Bedarf an vertrauenswürdigen 
Wissensquellen besonders hoch ist, da die traditionellen 
„Informationswächter“ an Bedeutung verloren haben.246 
Vertrauenswürdigkeit ist abhängig von Erfahrung und 
Ehrlichkeit sowie gemeinsamen Interessen und Werten.247

Das Vertrauen auf Wissenschaftler als Gruppe mag 
abstrakt gesehen verhältnismäßig hoch sein. 
Langfristig erschwert die Erosion wissenschaftlicher 
Autorität bei bestimmten Themen jedoch die Entwicklung 
von Lösungen. Damit der Begriff des Vertrauens in die 
Wissenschaft genau bewertet werden kann, müssen nicht 
nur Wissenschaftler, sondern auch die wissenschaftlichen 
Methoden, wissenschaftliche Organisationen und die 
Funktion von Wissenschaft als gesellschaftliches System 
im Allgemeinen berücksichtigt werden.248 

Forschung zum Thema Vertrauenswürdigkeit eröffnet 
wertvolle Erkenntnisse dazu, wie dieser Erosion begegnet 
werden kann. Vertrauenswürdigkeit wird nicht nur durch 
die Kompetenz oder die Exzellenz der Wissenschaft 
begründet. Menschen schätzen die Vertrauenswürdigkeit 
einer Informationsquelle sowohl nach ihrer fachlichen 
Kompetenz als auch nach ihrer Ehrlichkeit ein.249 Beide 
Elemente müssen gegeben sein, damit eine Quelle als 
glaubwürdig erachtet werden kann, und von Fachleuten 
wird größere Ehrlichkeit erwartet als von Laien.

Was wir über die Welt wissen oder zu wissen glauben, 
beruht größtenteils auf Aussagen Dritter. 
Vertrauen und Vertrauenswürdigkeit kommt daher 
wesentliche Bedeutung zu.250

Aus philosophischer Sicht sind Aussagen an sich 
keine Beweise für Überzeugungen, sondern eher 
Zusicherungen.251 Die Aussagen von Fachexperten 
implizieren die Zusicherung, dass Fachwissen genau, 
sorgfältig, kritisch und unabhängig von etwaigen 
Interessen mitgeteilt wird. Ein Experte ist vielleicht auf 
einem bestimmten Gebiet anerkannt. Erheblich schwieriger 
ist jedoch zu beurteilen, ob er auch über Fachkenntnis zu 
einem konkreten Thema verfügt. Beispielsweise könnte 
ein bekannter Meteorologe, der kein anerkannter Experte 
für den Klimawandel ist, durchaus über relevantes 
Wissen verfügen. Um beurteilen zu können, ob der 
Experte über relevantes Wissen verfügt, muss nicht nur 
eingeschätzt werden können, was er weiß, sondern auch 
das zu behandelnde Thema verstanden werden. Dies ist 
eine komplexe und immer schwierigere Aufgabe, da das 
vorhandene Wissen ständig wächst und Fachgebiete durch 
eine immer stärkere Spezialisierung gekennzeichnet sind. 

Dem Vertrauensschwund, 
mit dem Experten 
und Regierungen 
konfrontiert sind, kann 
nur durch größere 
Aufgeschlossenheit und 
öffentliche Debatten über 
Interessen und Werte 
begegnet werden.
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 6.1.2 Gemeinsame Interessen mit 
einem Experten sind eine wichtige 
Voraussetzung für Vertrauen252

Wissenschaftliche Erkenntnisse untermauern zudem 
die Vorstellung, dass Menschen selbst bei unpolitischen 
Themen eher auf die Meinung politisch ähnlich 
orientierter Menschen hören und davon ausgehen, 
dass jemand, der ihre politische Sicht teilt, auch in 
anderweitigen Zusammenhängen kompetenter ist.253 
Dadurch können Echokammern und Fehlurteile 
entstehen, was wiederum erhebliche Auswirkungen auf 
diejenigen hat, die politischen Entscheidungsträgern 
Sachinformationen bereitstellen sollen. 

In den Vereinigten Staaten berichten Konservative über 
ein schwindendes Vertrauen in die Wissenschaft als 
Institution im Laufe der letzten Jahrzehnte. Liberale 
(Progressive) teilen diese Einschätzung nicht.254 
Für Europa lassen Eurobarometer-Statistiken aus 
dem Zeitraum 1989 bis 2005 auch für die Zeit 
vor Fehlinformationen durch Online-Medien keinen 
signifikanten ideologischen Unterschied hinsichtlich einer 
Beurteilung der Wissenschaft erkennen. Allerdings liegen 
Daten zum Vertrauen in die Wissenschaft in Europa 
im Zusammenhang mit politischen Präferenzen nur in 
begrenztem Umfang vor. Im Spezial-Eurobarometer 
2010 wurde festgestellt, dass fast drei von fünf 
(58 %) Europäerinnen und Europäern der Ansicht sind, 
Wissenschaftler seien zunehmend von Finanzmitteln 
aus der Industrie abhängig und daher weniger 
vertrauenswürdig.255 Dem Spezial-Eurobarometer 
2014 zufolge erklärte hingegen mehr als die Hälfte der 
Befragten, man erwarte in den nächsten 15 Jahren einen 
positiven Einfluss von Wissenschaft und Technologie in 
verschiedenen politisch relevanten Bereichen.256 

 6.1.3 Auch Wissenschaft ist nicht wertfrei 

Nach dem Ideal einer wertfreien Wissenschaft sollten 
Wissenschaftler keine Interessen verfolgen und 
unparteiisch, objektiv, rational und moralisch objektiv 
bzw. unabhängig sein. 

Wenn dieses Ideal leicht zu erreichen wäre und 
wissenschaftliche Prozesse daher vollständig wertfrei 
wären, würde sich die Beziehung zwischen der 
Wissenschaft und politischen Entscheidungsträgern 
unkompliziert gestalten. Die Wissenschaft würde dann 
einfach die relevant objektiven Fakten bereitstellen, und 
die politischen Entscheidungsträger würden diese Fakten 
als Entscheidungsgrundlage heranziehen. 

Die Wirklichkeit ist aber komplexer. Werte spielen 
in wissenschaftlichen Prozessen eine Rolle, wenn 
Wissenschaftler

• sich am Anfang eines Forschungsvorhabens an 
bestimmten Hintergrundinteressen orientieren, die 
für das jeweilige Fachgebiet von Bedeutung sind, 

• eine Frage ausgehend von diesen Interessen 
formulieren,

• den zu untersuchenden Gegenstand beschreiben,
• entscheiden, welche Art von Daten erhoben 

werden,
• Stichproben oder Generierungsverfahren 

festlegen und durchführen,
• ihre Daten mit ausgewählten Verfahren 

analysieren,
• entscheiden, wann die Analyse ihrer Daten 

beendet wird, und 
• Schlussfolgerungen aus ihren Analysen ziehen257 

und ihre Ergebnisse auf der Grundlage ihrer 
Wertvorstellungen beschreiben.258

In welchem Umfang die verschiedenen 
wissenschaftlichen Disziplinen dem Ideal der 
Wertfreiheit nahekommen, lässt sich generalisierend nur 
schwer beantworten. Es scheint jedoch klar, dass dieses 
Ideal in den Naturwissenschaften leichter und in den 
Sozialwissenschaften schwieriger zu erreichen ist. 

Kulturelle Normen und Hintergründe haben sich in 
Bereichen von der Primatenforschung, der Evolution 
und der Entwicklung des Menschen bis hin zur 
Statistik und sogar zur Physik auf wissenschaftliche 
Prozesse und Ergebnisse ausgewirkt. Zu Asthma, 
Adipositas und anderen Erkrankungen liegen zahlreiche 
Studien vor, bei denen kulturbedingte Annahmen 
bezüglich einer Bevölkerungsnorm, Einstufungen nach 
ethnischer Zugehörigkeit und die geringe Beteiligung 
von Minderheiten Ergebnisse verzerren. Allerdings 
auch dank der wissenschaftlichen Methodik an sich 
war die Gesellschaft in der Lage, diese Verzerrungen 
zu erkennen und Fortschritte im Hinblick auf die 
Verwirklichung des Ideals der Wertfreiheit zu erzielen. 

Dass dieses Ideal schwierig zu erreichen ist, bedeutet 
nicht, dass der Wissenschaft nicht zu trauen wäre 
oder dass die wissenschaftliche Methode falsch wäre. 
Vielmehr zeigt dies einfach, dass größere Transparenz 
hinsichtlich der Bedeutung von Werten in der 
Wissenschaft erforderlich ist, da Wissenschaftler in der 
Regel bestimmte Werturteile treffen müssen und bei 
Prozessen zur Erlangung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
zwangsläufig Werte beteiligt sind.259

 6.1.4 Risiko und Ungewissheit abwägen

Wissenschaftler wägen zwischen dem Vertrauen 
auf ihre Ergebnisse und ihrem Verständnis der mit 
falschen Ergebnissen verbundenen Risiken für die 
Gesellschaft ab.260 Wissenschaft ist gesellschaftlich 
relevant, und Wissenschaftler sind tief in die Gesellschaft 
eingebettet.261 Insbesondere wenn Wissenschaftler in 
politischen Fragen beraten, beinhalten ihre Beurteilungen 
auch Wertungen, beispielsweise wenn Wissenschaftler 
entscheiden, welche Ergebnisse hervorgehoben 
werden, wie die Ergebnisse dargestellt werden und 
welche Ergebnisse als zuverlässig und welche als 
falsch eingeschätzt werden.262 Daher kann größere 
Transparenz hinsichtlich wertebezogener Entscheidungen 
berechtigterweise entscheidend dazu beitragen, 
das Vertrauen in die Wissenschaft und in Fachwissen 
zu erhöhen.263

 6.1.5 Dass die Öffentlichkeit 
Gelegenheit zur Überprüfung von 
Sachinformationen erhält, ist 
entscheidend für die Bewahrung 
wissenschaftlicher Autorität 

Die Auswahl von Fachexperten und der Umfang, 
in dem Beurteilungen von Experten vorrangig 
berücksichtigt werden, sind entscheidende Aspekte 
für ein demokratisches System.264 Wissenschaftliche 
Prozesse und Ausdrucksweisen können als elitär oder 
als von Partikularinteressen bestimmt wahrgenommen 
werden. Die Autorität der Wissenschaft versteht 
sich nicht von selbst. Aus der Geschichte wissen 
wir, dass eine ständige öffentliche Debatte über die 
künftige Rolle der Wissenschaft in der Gesellschaft 
geführt werden muss.265 Die Öffnung zur Überprüfung 
durch die Öffentlichkeit kann die Unterstützung für 
wissenschaftliche Erkenntnisse fördern.266

Deliberative Demokratie und Bürgerbeteiligung können 
wirksam dazu beitragen, das verlorene Vertrauen 
in demokratische Einrichtungen wiederherzustellen. 
Ungeachtet der Vielzahl an Plattformen ist allerdings 
festzustellen, dass Diskussionen auf diesen Plattformen 
häufig nicht mit der gebotenen fachlichen Sorgfalt 
geführt werden. Diskussionen über kontroverse Themen 
in der Öffentlichkeit oder in Online-Medien münden 
häufig in polarisierte Debatten, die das Vertrauen 
in demokratische Einrichtungen untergraben. Diese 
Entwicklungen dürften sich in der näheren Zukunft kaum 
ändern. Daher müssen mit Politikgestaltung befasste 
Einrichtungen dringend neue Wege für Diskussionen mit 
den Bürgerinnen und Bürgern finden.

Der Dialog über Deliberations- und Ko-Kreation-Verfahren 
sowohl im persönlichen Kontakt als auch online kann 
politische Entscheidungsträger und Wissenschaftler 
gleichermaßen wirksam bei der Entwicklung zivilisierter 
und informierter Diskurse unterstützen.267 Außerdem 
können mit diesen Verfahren Meinungsverschiedenheiten 
bei kontroversen Themen durch Zuhören und Lernen 
von Bürgerinnen und Bürgern und von anderen 
Interessenträgern sowie durch die Erläuterung 
unterschiedlicher Sichtweisen überwunden werden.268 

Fundierte Erkenntnisse belegen, dass der Austausch 
mit den Bürgerinnen und Bürgern, etwa über 
Bürgerversammlungen, Bürger-Jury (citizens‘ juries) oder 
umfangreiche Online-Deliberationen, für Bürgerinnen 
und Bürger und für politische Entscheidungsträger 
gleichermaßen hilfreich ist. Darüber hinaus kann die 
repräsentative Demokratie angesichts des erstarkenden 
Populismus, des Vertrauensverlusts in der Öffentlichkeit 
und antiliberaler Tendenzen gestärkt werden.269 
Deliberationen können Bürgerinnen und Bürger ebenso 
wie politische Entscheidungsträger dabei unterstützen, 
komplexe Zusammenhänge in politischen und 
gesellschaftlichen Fragen zu erfassen und erforderliche 
politische Kompromisse besser zu verstehen.

Deliberationen und der Austausch mit Bürgerinnen und 
Bürgern sind nicht einfach. Die Gewährleistung eines 
sinnvollen, zivilisierten Dialogs in einer polarisierten 
Umgebung ist zudem ressourcenintensiv und erfordert 
eine sorgfältige Konzeption und Moderation.270 
Erfahrungsgemäß wirken Deliberationen stärker inklusiv. 
Dies ist teilweise darauf zurückzuführen, dass moderne 
Methoden eingesetzt werden − beispielsweise materielle 
Partizipation unter Einbeziehung von Klängen (z. B. 
Musik), Diskursen (z. B. Erzählungen), Materialien (z. B. 
Makerspaces) oder auch die Einbeziehung emotionaler 
Äußerungen.271 Diese Verfahren passen nicht überall, 
sondern sind kontextspezifisch anzuwenden und 
empfehlen sich deshalb, weil sie im gesamten 
Politikzyklus einbezogen werden können.272 Bei guter 
Gestaltung können mit diesen Verfahren ein informierter, 
zivilisierter, strukturierter und repräsentativer Austausch 
von Argumenten und fundierte Reflexionen über die zu 
behandelnden Themen erreicht werden.273 

Bislang liegen noch keine umfassenden Erkenntnisse 
vor. Einige erfolgreiche Beispiele deuten jedoch darauf 
hin, dass diese Verfahren das Vertrauen in das Handeln 
politischer Akteure stärken und schwierige politische 
Entscheidungen besser legitimieren können. Diese 
Erfolge können dann jedoch nicht erreicht werden, 
wenn diese Verfahren nur eingesetzt werden, um 
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 6.1.8 Selbst bei guter Organisation 
können Deliberationen misslingen

Finanzielle Beschränkungen, organisatorische 
Instabilität, politische Veränderungen und Ambivalenzen 
unter den ausgewählten Vertretern führen häufig zum 
Scheitern von Deliberationen.281 Initiativen zur Online-
Deliberation können auch durch Probleme mit der 
technischen Infrastruktur oder durch schlecht gestaltete 
Schnittstellen behindert werden.282

Dennoch deuten Erkenntnisse sowie Tausende von 
Deliberations- und Partizipationsverfahren zur Einbindung 
von Bürgerinnen und Bürgern darauf hin, dass diese 
Instrumente einen erheblichen Mehrwert haben können 
und von Bürgerinnen und Bürgern und von politischen 
Entscheidungsträgern sogar begrüßt werden.

 6.2 Was bedeutet das für Politik 
und Verwaltung?

 6.2.1 Wissensmakler können die 
Vertrauenswürdigkeit von 
Wissenschaft und Politik erhöhen

Durch größere Transparenz hinsichtlich ihrer Werte, 
Interessen, Methoden und Annahmen können 
Experten das Vertrauen von Bürgerinnen und Bürgern 
gewinnen. Organisationen und Einzelpersonen, die 
als ehrliche Wissensmakler handeln, können die 
Vertrauenswürdigkeit von Wissenschaft und Politik 
erhöhen. Um das zur Erreichung politischer Wirkungen 
erforderliche Vertrauen von Bürgerinnen und Bürgern zu 
gewinnen, können Wissenschaftler und Wissensmakler 
verschiedene Schritte unternehmen:

• Sie können sicherstellen, dass ihre Arbeit in 
Bezug auf Methoden und Annahmen überprüfbar 
ist, damit Ergebnisse leichter wiederholt und 
die Bedeutung von Werten und Interessen leicht 
ermittelt werden können; 

• sie können die Werte ihrer jeweiligen 
Gemeinschaften bei ihren Entscheidungen 
berücksichtigen; und  

• sie können aktiv mit denjenigen 
zusammenarbeiten, die von den Ergebnissen 
ihrer Tätigkeit beeinträchtigt sein können.

Die Erläuterung einfacher Kausalzusammenhänge kann 
ein Ansatz sein, um das Interesse von Bürgerinnen und 
Bürgern an Wissenschaft zu wecken, das Vertrauen 
auf Fachwissen zu fördern und Sachinformationen 
wirksamer und genauer zu übermitteln.283 Statt nur 
komplexes Fachwissen bereitzustellen, könnten politische 
Entscheidungsträger Informationen mitteilen, aus 
denen die Bürgerinnen und Bürger Zusammenhänge 
herstellen können (z. B. Wirbelstürme im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel oder Erkrankungen bei 
ernährungswissenschaftlichen oder pharmazeutischen 
Themen), und ein einfaches Kausalmodell für 
diese Sachinformationen anbieten. Auch wenn 
Entscheidungsprozesse mit diesen Verfahren bei Weitem 
nicht abgeschlossen sind, ist die Erläuterung bestehender 
Kausalzusammenhänge doch ein Ansatz, den Menschen 
leichter verstehen. Die Assoziierung solcher Erläuterungen 
mit einer bestimmten Gruppe von Experten kann dazu 
beitragen, das Vertrauen auf die fachliche Kompetenz 
dieser Gruppe ganz allgemein zu erhöhen.284

 6.2.2 Intensivere Deliberation und 
Einbeziehung der Bürger in 
politische Entscheidungsprozesse285

Politische Einrichtungen könnten verschiedene 
Elemente der Bürgerbeteiligung (beispielsweise 
Bürgerversammlungen oder Befragungen einer zufälligen 
repräsentativen Auswahl von Bürgerinnen oder Bürgern 
in Deliberationen) systematischer in den politischen 
Prozess integrieren. Mit Unterstützung durch Experten aus 
Wissenschaft und Politik könnten Inputs von Bürgerinnen 
und Bürgern in Deliberationen zur Entpolitisierung, 
zur Entschärfung, sowie zur Vermeidung politischer 
Sackgassen sowie als Grundlage in den verschiedenen 
Phasen des politischen Gestaltungsprozesses beitragen.

Politik im Zusammenhang mit kontroversen Themen 
einen „offenen Anstrich“1 zu verleihen. Politische 
Entscheidungsträger müssen die Ergebnisse von 
Deliberationen berücksichtigen. 

 6.1.6 Bewährte und leistungsfähige 
Deliberationsverfahren

Unabhängig davon, ob ein Konsens oder die 
gemeinsame Entwicklung politischer Lösungen 
angestrebt wird, liegt der Mehrwert dieser Verfahren 
darin, dass Bürgerinnen und Bürger, Politiker und 
Fachleute einander auf Augenhöhe begegnen. 
Dies fördert das Verständnis für unterschiedliche 
Sichtweisen.274 Politische Entscheidungsträger können 
sich ein genaueres Bild von den Werten, Interessen und 
Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger machen. 

Die gemeinsame oder partizipatorische Konzeption 
ist ein Ansatz, bei dem Konzeptionsverfahren 
genutzt werden, um in der Zusammenarbeit mit 
Interessenträgern gemeinsame Visionen, Lösungen, 
Projekte und andere politische Ergebnisse zu erzielen. 
Dadurch sollen in erster Linie Ergebnisse erreicht 
werden, die den Bedürfnissen derjenigen besser 
Rechnung tragen, die von den jeweiligen politischen 
Entscheidungen betroffen sein könnten, um letztlich zu 
Schlussfolgerungen zu gelangen, die möglichst viele 
Sichtweisen berücksichtigen.275

Eine Form der öffentlichen Deliberation, die 
inzwischen zunehmend untersucht wird, sind 
Bürgerversammlungen, d. h. Treffen über einen oder 
auch mehrere Tage mit etwa 100 Teilnehmern. 
Die Legitimität und die Repräsentativität dieser 
Versammlungen beruhen auf der Bildung zufälliger 
Stichproben der beteiligten Bürgerinnen und Bürger, 
die die Befindlichkeiten einer Gemeinschaft möglichst 
genau abbilden sollen. In den Versammlungen 
hören die Bürgerinnen und Bürger ein ausgewähltes 
Panel von Fachleuten aus Wissenschaft und Politik 
mit jeweils unterschiedlichen Perspektiven an 
und erhalten Informationsmaterial. In der Regel 
gewährleistet ein Lenkungs- oder Beratungsausschuss 
die Ausgewogenheit des Materials. Trotz begrenzter 
wissenschaftlicher Erkenntnisse gibt es Anhaltspunkte 
dafür, dass die Akzeptanz und die Legitimität von 
Bürgerversammlungen breite Unterstützung seitens 
aller politischen Akteure und ein klares offizielles 
Mandat erfordern. Ebenfalls wichtig ist, dass den 
Teilnehmern klar erläutert wird, wie erzielte Ergebnisse 
berücksichtigt werden, und dass die Teilnehmer 
Rückmeldungen erhalten.

Ungeachtet der Vorbehalte gegenüber 
Bürgerversammlungen sprechen Erkenntnisse doch 
zunehmend dafür, dass Bürgerinnen und Bürger in der 
Lage sind, über komplexe Themen zu diskutieren, und 
dass die Bürger ein Interesse an politischer Beteiligung 
und politischen Diskussionen haben.276

 6.1.7 Angemessen moderierte 
Deliberationen haben sich als 
wirksames Instrument gegen 
Polarisierungen erwiesen278

Moderationssysteme haben sich als wirksam zur 
Vermeidung von Polarisierungen erwiesen, indem 
sie in Online-Gruppen bei politischen Diskussionen 
Normen zivilisierten Verhaltens durchsetzen, 
ausgewogene, für die Teilnehmer relevante 
Informationen bereitstellen und dafür sorgen, 
dass in den Debatten alle gleichermaßen zu Wort 
kommen.279 In Online-Diskussionen kann der Einsatz 
von Software zur Abbildung von Argumentations- und/
oder Abstimmungsverhalten zu größerer Klarheit und 
zur Visualisierung von Argumentationen sowie von 
Gemeinsamkeiten bzw. von Meinungsunterschieden 
und von Problemen beitragen.280

KASTEN 3

Irland hat erfolgreich eine verfassungsgebende 
Versammlung und mehrere Bürgerversammlungen 
organisiert, um zufällig ausgewählte Bürgerinnen 
und Bürger mit Fachleuten und Politikern zu 
Diskussionen u. a. über Abtreibungen und über die 
gleichgeschlechtliche Ehe zusammenzubringen. 
In regelmäßigen Treffen und mit Unterstützung durch 
einen Expertenbeirat entwickelten die Teilnehmer im 
Laufe eines Jahres ein detailliertes Verständnis der 
Inhalte, Kompromisse und Alternativen. Die Ergebnisse 
wurden in mehreren Berichten dokumentiert und 
trugen erheblich zum Abbau der Polarisierung 
hinsichtlich der behandelten Themen bei. Auf diese 
Weise entstand ein zivilisierter öffentlicher und 
politischer Diskurs, in dem informierte Entscheidungen 
über diese kontroversen und emotional aufgeladenen 
Themen getroffen werden konnten.277

 Als ehrliche Wis-
sensmakler können 
Organisationen und 
Einzelpersonen die 
Vertrauenswürdigkeit 
von Wissenschaft und 
Staat erhöhen.
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 6.2.3 Regierungen können neue 
Formen des Dialogs fördern 
und die praktische Ausgestaltung 
unterstützen

Mehrere einschlägige Initiativen existieren bereits, 
darunter „My Country / Europe Talks“, ein europaweites 
Kooperationsprojekt von 17 Medienpartnern, bei dem 
Menschen mit gegensätzlichen Standpunkten von 
einem Algorithmus zu einem persönlichen Austausch 
zusammengebracht werden.287 Nach ersten Erkenntnissen 
stellen die Teilnehmer dabei nicht nur fest, was sie 
voneinander unterscheidet, sondern auch, was sie mit 
anderen verbindet. Politische Einrichtungen könnten 
zusammenarbeiten, um einen Austausch in ähnlicher Form 
auch auf regionaler, lokaler oder gesamteuropäischer 
Ebene zu fördern. 

„ChangeMyView“ auf Reddit und die kürzlich in Betrieb 
genommene Plattform „ChangeAView“ sind speziell für 
Online-Deliberationen und für den Meinungsaustausch 
vorgesehene Plattformen.288 Regierungen können 
ähnliche Räume zur öffentlichen Diskussion politischer 
Themen moderieren. 

Seit Anfang 2014 hat die Europäische Kommission mehr 
als 1572 Bürgerdialoge an 583 Standorten mit über 
194 000 Teilnehmern durchgeführt.289 In Zusammenarbeit 
mit der Bertelsmann-Stiftung hat die Kommission zudem in 
mehreren transnationalen, mehrsprachigen Bürger-Panels 
mit zufällig ausgewählten Teilnehmern Diskussionen über 
die Zukunft der Europäischen Union geführt.

KASTEN 4

Im Jahr 2015 wurde in Taiwan die Online-
Diskussionsplattform vTaiwan für Beratungsprozesse 
bei kontroversen Themen (z. B. Regulierung der 
Gig Economy) und zur gemeinsamen Entwicklung 
politischer Optionen in Betrieb genommen.286 Die Online-
Diskussionsplattform wird mit Veranstaltungen, an 
denen Bürgerinnen und Bürger sich „offline“ beteiligen 
können, und mit „Hackathons“ kombiniert. Bislang 
hat sich die Plattform als äußerst wirksam zur 
Überwindung von Regulierungsblockaden erwiesen. 
Argumentationen und Meinungen werden auf der 
Website visualisiert und je nach den Ratings der Nutzer 
höher oder niedriger eingestuft. Die Nutzer können 
sich jedoch nicht zu Posts äußern. Dadurch werden 
ein Aufheizen der Atmosphäre und missbräuchliches 
„Trolling“ verhindert. Ein offensichtlicher Effekt besteht 
darin, dass durch die Zusammenfassung von Nutzern 
nach gemeinsamen Sichtweisen Übereinstimmungen 
ermittelt und Vorschläge entwickelt werden können, 
die in der Gemeinschaft breite Unterstützung finden. 

Hunderttausende von Bürgerinnen und Bürgern haben 
sich bereits online an solchen Deliberationen beteiligt 
und vermitteln ein besseres Verständnis von Meinungen, 
Werten und Interessen, bringen aber auch Ideen für 
politische Optionen ein. Von den 26 bis Sommer 2018 
auf der Plattform behandelten Themen sind 20 in 
Entscheidungen der Regierung eingeflossen.

Mit der Regierungsplattform „Join“ ist Taiwan nun 
noch einen Schritt weiter gegangen und hat mehr als 
5 Millionen von insgesamt 23 Millionen Bürgerinnen und 
Bürgern zur Teilnahme an Online-Deliberationen bewegt. 
Diese Plattform ist noch stärker auf die Politikgestaltung 
ausgerichtet, und ab einem bestimmten 
Unterstützungsniveau seitens der Bürgerinnen und 
Bürger fließen gemeinsam entwickelte Vorschläge in den 
Politikzyklus ein.

Der irische Taoiseach Leo Varadkar auf einer Kundgebung zum Ausgang des Referendums über die Liberalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs am 26. Mai 2018 in Dublin. Das Referendum wurde nach einem Jahr intensiver Gespräche mit 
den Bürgervertretungen abgehalten. © REUTERS/Clodagh Kilcoyne - stock.adobe.com
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EVIDENZINFORMIERTE 
POLITIKGESTALTUNG

 7.1 Hauptergebnisse

 7.1.1 Der inhärent politische Charakter 
der Politikgestaltung

Das Framing eines politischen Problems und die damit 
einhergehenden Entscheidungen darüber, welche 
Sachinformationen beschafft und berücksichtigt 
werden sollen, werden manchmal als technische 
Fragen angesehen. Tatsächlich sind dies aber politische 
Fragen. Daher konkurrieren politische Akteure um die 
Durchsetzung ihrer jeweiligen Framings. 

Es gibt mehrere Ansätze zur Beschreibung politischer 
Probleme, und die gewählte Definition hat weit reichende 
Auswirkungen nicht nur darauf, welche Probleme es auf 
die politische Agenda schaffen, sondern auch, wie diese 
Probleme geframt werden und wie auf die Probleme 
reagiert wird.290

Die Anti-Tabak Politik beispielsweise stieß anfänglich auf 
Widerstand bei Rauchern, da die Tabakindustrie Rauchen 
als eine Frage der persönlichen Freiheit geframt hatte. 
Der spätere Erfolg der Anti-Tabak Maßnahmen war zum 
Teil auf das Framing in Richtung öffentliche Gesundheit 
und Arbeitnehmerrechte zurückzuführen. 

Fähige politische Akteure wissen, dass der erste 
Schritt zum erfolgreichen Framing eines Problems 
in der Prägung der politischen Debatte besteht. 
Entsprechend intensiv wird um die Durchsetzung von 
Framings konkurriert. Politische Akteure nutzen ihre 
Macht, um Aufmerksamkeit auf bestimmte Themen zu 
lenken und diese Themen zu Lasten anderer Themen 
durch geeignetes Framing als politische Probleme 
darzustellen. Ihr Ziel besteht darin, Aufmerksamkeit auf 
einige wenige Lösungen zu bündeln.291

Ungeachtet der zahlreichen Verwaltungsverfahren, die 
alle eine erhebliche Rolle in Entscheidungsprozessen 
spielen, bleibt die Politikgestaltung ein inhärent 
politischer Prozess.

Interessen und Weltsichten wirken sich darauf aus, wie 
Probleme beschrieben werden. Der technokratische 
Begriff „Politikgestaltung“ verschleiert den politischen 
Charakter des Prozesses etwas.

Der überaus politische Charakter der Auswahl und 
des Framings politischer Probleme wird jedoch nicht 
immer in vollem Umfang erkannt, insbesondere nicht 
von Wissenschaftlern. Wichtig ist die Erkenntnis, 
dass das Framing politischer Probleme über die 
Auswahl der durchzuführenden Untersuchungen, der 
zu berücksichtigenden Sachinformationen und die zu 
vernachlässigenden Aspekte entscheidet.

Entscheidend ist daher, ob Regierungssysteme gut 
gerüstet sind, um diese Entscheidungen zu treffen und 
die vielfältigen Wertepositionen zu berücksichtigen.

Der Grundsatz, 
dass Politik durch 
Sachinformationen 
fundiert sein sollte, 
wird nicht mehr als 
Selbstverständlichkeit 
akzeptiert. Politiker, 
Wissenschaftler und die 
Zivilgesellschaft müssen 
diesen Eckpfeiler der 
liberalen Demokratie 
verteidigen.
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 7.1.2 Polarisierung, Parteibindungen 
und Verpflichtung zu 
evidenzinformierter Politik

Diese Äußerung wurde einem namentlich nicht 
genannten Beamten der Regierung George W. Busch 
zugeschrieben, der einen Mitarbeiter als jemanden aus 
der „realitätsverhafteten Gemeinschaft“ ansprach.292

Dies zeigt, dass das Bekenntnis zu einer 
evidenzinformierten Politik nicht als selbstverständlich 
betrachtet werden kann. Allgemeine politische 
Stabilität ist ein wesentlicher Bestandteil des Umfelds 
einer evidenzinformierten Politik. Stabile politische 
Machtgefüge sind eher geeignet, vernunftgesteuerte 
Entscheidungen zu begünstigen. In stark polarisierten 
politischen Umgebungen beeinträchtigt die 
Bindung an Parteilinien jedoch die Fähigkeiten 
von Regierung und Verwaltung zur wirksamen 
Nutzung von Sachinformationen. Parteibindungen 
erschweren die Zusammenarbeit mit dem Erfolg, 
dass Interessengruppen um Deutungshoheiten 
konkurrieren.293

Deutlich wird dies an der mangelnden Bereitschaft 
zur Nutzung systematischer Evaluierungen zur 
Leistungsbewertung, der Politisierung der Besetzung 
öffentlicher Verwaltungspositionen sowie daran, dass 
hoch qualifizierte Beamte nur in begrenztem Umfang 
eingestellt und weiterbeschäftigt werden.294 Polarisierung 
führt auch dazu, dass einige Regierungen versuchen, 
unabhängige wissenschaftliche Autoritäten zu schwächen 
und die Sichtbarkeit von Sachinformationen zu verringern, 
die politische Führungspersonen in einem kritischen Licht 
erscheinen lassen.

Dies gilt für Länder, in denen ausgeprägte Polarisierungen 
zu verzeichnen sind, und in denen traditionell 
unabhängige Bildungs- und Forschungseinrichtungen 
unter Druck gesetzt werden.295 Wissenschaftler der US-
amerikanischen Umweltbehörde (EPA) beispielsweise 
wurden aus Beratungsgremien ausgeschlossen.296

Populisten und autoritäre Politiker können unabhängige 
Sachinformationen als Bedrohung ihrer Sicht des 
„öffentlichen Interesses“ verstehen. Dies zeigt, dass 
evidenzinformierte Politik zusammen mit Demokratie 
selbst als ein zentraler Wert anerkannt werden muss.

 7.1.3 Die Bedeutung von 
Sachinformationen für 
die Politikgestaltung

Fakten, Daten und Wissenschaft stehen für abstrakte 
Konzepte und Gegebenheiten und ermöglichen die 
Messung und den Vergleich von Konzepten und 
Realitäten. Sie ergeben ein Bild der Vergangenheit 
und der Gegenwart und tragen dazu bei, die Welt zu 
beschreiben, und Kausalzusammenhänge und Werte 
sowie Ansätze zu verstehen, die in der Vergangenheit 
funktioniert haben. Die Verständlichkeit von Inhalten 
wird verbessert, komplexe Themen werden erläutert, 
gängige Vorstellungen in Zweifel gezogen und Chancen 
für Veränderungen eröffnet.

Dass zwischen der Berücksichtigung sowie der 
Qualität und Relevanz von Sachinformationen 
in einem politischen Prozess unter Beteiligung 
zahlreicher Akteure und einer Verbesserung der 
Qualität und der Effizienz einer evidenzinformierten 
Politik ein Zusammenhang besteht, ist hinreichend 
dokumentiert.297 Die Berücksichtigung von 
Sachinformationen ist unabdingbar für eine bessere 
Beschreibung und das bessere Verständnis politischer 
Optionen. Sachinformationen tragen dazu bei, dass 
Entscheidungsträger „gut informierte Entscheidungen 
über politische Maßnahmen, Programme und Projekte 

[treffen], indem die besten verfügbaren Informationen 
ins Zentrum der Gestaltung und der Umsetzung von 
Politik gerückt werden“.298

Die Vorstellung, dass Politik sich an Sachinformationen 
orientieren sollte, ist nicht neu. Allerdings gilt es, ein 
Gleichgewicht herzustellen. Ende der 1990er Jahre 
wurde im Vereinigten Königreich in der Sozial- und 
Gesundheitspolitik ein scheinbar pragmatischer und 
unideologischer Kurs eingeschlagen, der sich daran 
orientierte, „was funktionierte“.299 Bei dieser Haltung 
besteht die Gefahr, dass verschleiert wird, welche 
Wertvorstellungen den Entscheidungen von Politikern 
zugrunde liegen. Wissenschaftliche Erkenntnisse sagen 
nicht, was getan werden „müsste“, sondern geben 
nur Aufschluss über die Art eines Problems und die 
wahrscheinlichen Auswirkungen der verschiedenen 
Optionen. Auch die irreführende Bezeichnung 
„evidenzbasierte Politik“ verdeckt den wichtigen Aspekt, 
dass politische und wertebezogene Kompromisse 
eingegangen werden müssen. 

Das Herstellen der richtigen Balance für die 
Berücksichtigung von Sachinformationen in der 
Politikgestaltung ist für gut funktionierende 
Verwaltungen von wesentlicher Bedeutung und stellt 
ein zentrales Element der Debatte über liberale 
Demokratie dar. Einerseits können Sachinformationen 
missverstanden, missbraucht, partiell in den 
Vordergrund gerückt oder auch – absichtlich oder 
versehentlich – aus Entscheidungsprozessen 
ausgeklammert werden. Anderseits können wirkliche 
Wertedebatten, beispielsweise über Abtreibung oder 
gleichgeschlechtliche Ehen, nicht gelöst, sondern nur 
durch wissenschaftliche Erkenntnisse untermauert 
werden. Im ungünstigsten Fall werden Debatten über 
grundlegende Werte vermieden und stattdessen 
Diskussionen über Fakten geführt. Die Unterscheidung 
zwischen diesen verschiedenen Ebenen von Debatten 
ist eine wichtige Funktion, mit der Wissensmakler 
Entscheidungsprozesse unterstützen können.

 7.1.4 Hindernisse für die Berücksichtigung 
von Sachinformationen in der 
Politikgestaltung

Politikgestaltung entspricht nicht dem Ideal eines 
linearen Politikzyklus mit klar definierten politischen 
Phasen und festen Rollen der politischen Akteure. 
Vielmehr ist Politikgestaltung ein zunehmend komplexes 
System mit vielen Akteuren, Einrichtungen, einander 
überschneidenden Phasen und Rückkopplungsschleifen. 
Daher werden „Aktionen“ meist in vielen verschiedenen 

Bereichen des Systems durchgeführt; es gibt zahlreiche 
„Spielregeln“, und häufig scheint sich Politik einfach zu 
„entwickeln“, ohne dass eine zentrale Richtung erkennbar 
ist. Diese Dynamik ist ein unvermeidbares Merkmal 
politischer Systeme und keine zu behebende Störung.300

Die zunehmende Komplexität politischer Probleme 
sowie die Fülle und die Ambivalenz wissenschaftlicher 
Erkenntnisse stellt Verwaltungen vor ein erhebliches 
Dilemma. Relevante, in geeigneter Weise 
zusammengestellte Empfehlungen von Fachleuten 
werden zunehmend benötigt. Die Autorität dieser 
Fachleute wird jedoch in Zweifel gezogen.

Außerdem sehen sich politische Entscheidungsträger 
bei der Nutzung von Sachinformationen vor erhebliche 
Hindernisse gestellt. Hinzu kommt, dass beide 
Gemeinschaften durch unterschiedliche Normen, 
Kulturen, Sprachen, falsche Anreize, Zeitbegriffe 
und finanzielle Zwänge gekennzeichnet sind.301 
Die Kluft zwischen den Bedürfnissen politischer 
Entscheidungsträger und der Art, in der Forscher 
Erkenntnisse darstellen, ist eines der wesentlichen 
Hindernisse für die Einbeziehung von Sachinformationen 
in die Politikgestaltung.302 Entscheidungsprozesse 
werden außerdem durch ungeeignete Sachinformationen 
und durch schlechte Zeitplanung behindert.303

Unzureichende wissenschaftliche Kompetenz politischer 
Entscheidungsträger und das Fehlen eines gemeinsamen 
Ansatzes für die Berücksichtigung von Sachinformationen 
auf Regierungsebene können Verwaltungen ebenfalls 
dabei behindern, Sachinformationen zu verstehen, zu 
bewerten und zu berücksichtigen. Ebenso verfügt auch 
die Zivilgesellschaft traditionell nicht über die nötigen 
Instrumente, um Sachinformationen zu verstehen und 
kritisch zu bewerten. Dadurch entsteht eine Kluft, die 
zur Durchsetzung von Partikularinteressen genutzt 
werden kann.

 7.2 Was bedeutet das für Politik 
und Verwaltung?

 7.2.1 Ein Neustart für den Politikzyklus

Die Entscheidungen über das Framing politischer 
Probleme und darüber, welche Sachinformationen zu 
berücksichtigen sind, könnte offener und demokratischer 
getroffen werden, um gesellschaftlichen Werten und 
Interessen besser Rechnung zu tragen. Ein neues Modell 
zur Konzeption und Umsetzung von Politik könnte helfen, 
zu einer innovativen, inklusiven und evidenzinformierten 
Politik zu gelangen. Dieses Modell würde von einem 

 Wir sind jetzt ein 
Imperium, und wenn wir 
handeln, schaffen wir unsere 
eigene Realität. Während Sie 
diese Realität betrachten – 
vernunftorientiert, wie Sie 
nun einmal sind – werden 
wir erneut handeln, andere, 
neue Realitäten schaffen, die 
Sie dann ebenfalls betrachten 
können. So lösen wir Dinge. 
Wir sind die Akteure der 
Geschichte ... und Sie, Sie alle, 
werden nur zuschauen 
können, was wir tun.
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wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung 
eines der Auswahlkriterien für die Bewilligung von 
Finanzmitteln sein. Politische Einrichtungen könnten 
Anreize für politische Entscheidungsträger zur Nutzung 
und Verwendung von Sachinformationen schaffen. 

Um tatsächlich eine Wirkung zu erzielen, werden 
in diesem Ökosystem außerdem Wissensmakler 
und Grenzorganisationen als ehrliche Makler 
benötigt. Der Wert dieser Organisationen der 
„Regulierungswissenschaft“ (regulatory science) im 
Grenzbereich zwischen Wissenschaft und Politik sollte 
stärker anerkannt werden. Auch wenn es bereits 
zahlreiche wissenschaftliche Beratungssysteme gibt, 
könnten sich politische Entscheidungsträger vermehrt an 
Wissensmakler wenden, die bei der Nutzung verfügbaren 
Wissens helfen. Diese vertrauenswürdigen Wissensmakler 
und Grenzorganisationen könnten enger mit Regierungen 
zusammenarbeiten. Sie könnten als Einstiegspunkte 
fungieren, über die Forscher ihre Erkenntnisse in Policy-
Debatten einbringen könnten.

 7.2.4 Anerkennung evidenzinformierter 
Politikgestaltung als zentraler Wert

Die Prognose, dass liberale Demokratie das „Ende der 
Geschichte“ darstellt, hat sich nicht bewahrheitet.304 
Die jüngsten Entwicklungen zeigen jedoch, dass 
liberale Demokratie angesichts der bestehenden 
Herausforderungen ständiger Erneuerung bedarf.

Das Bestreben, die öffentliche Politik durch 
wissenschaftliche Erkenntnisse zu fundieren, wird 
allgemein nicht als hoch politisches, sondern eher 
als verwaltungsrelevantes Thema angesehen. Die 
Erkenntnisse und Ergebnisse dieses Berichts machen 
deutlich, dass die Annahme, öffentliche Politik sei 
bestmöglich durch Sachinformationen unterrichtet, nicht 
mehr als Selbstverständlichkeit gesehen werden kann. 

Angesichts des neuen komplexen Informationsumfelds, 
in dem unlautere Akteure sich mit Fehlinformation, 
gezielter politischer Werbung oder Desinformation den 
vielfältigen Verhaltensdruck zunutze machen, dem 
Menschen ausgesetzt sind, muss aus politischen und aus 
wissenschaftlichen Gründen auf die Notwendigkeit von 
Sachinformationen und Fachwissen hingewiesen werden.

Der Grundsatz der Unterrichtung der Politik durch 
Sachinformationen könnte als wichtige Ergänzung der 
Grundsätze der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit 
anerkannt werden. Auch der Begriff der unabhängigen 
wissenschaftlichen Einrichtungen als Bestandteil der 
Kontrollmechanismen („checks and balances“) einer 
Demokratie sollte unterstützt und verteidigt werden.

Und schließlich könnte die legitime Bedeutung von 
Sachinformationen und Vernunft in der Politikgestaltung 
durch Rücksichtnahme und im Einklang mit den 
Wertvorstellungen der Bürgerinnen und Bürgern 
deutlicher unterstrichen werden.

offeneren und demokratischen Ausgangs-Framing 
politischer Probleme ausgehen. Dieses Framing könnte 
erfolgen, bevor die politische Debatte über spezifische 
Lösungen Problembeschreibungen beeinflussen kann.

Regierungen könnten versuchen, Einigkeit über die Art 
und das Framing von Problemen sowie darüber zu 
erzielen, welche Sachinformationen zur Beschreibung 
eines Problems benötigt werden, bevor über Lösungen 
diskutiert wird. Ein öffentlicher Aufruf zur Beschaffung 
von Sachinformationen zu Beginn des Prozesses und die 
Zulassung ausschließlich von Sachinformationen, die von 
der Öffentlichkeit überprüft werden können, würden das 
Vertrauen in die in politischen Prozessen verwendeten 
Sachinformationen erhöhen.

 7.2.2 Politische Entscheidungsträger 
und Wissenschaftler können 
Anfragen an die Wissenschaft 
gemeinsam definieren

Um geeignete wissenschaftliche Erkenntnisse zu 
erhalten, müssen politische Entscheidungsträger 
die richtigen Fragen stellen. Die Formulierung der 
richtigen Fragen ist ein Prozess, der umfassendere 
Diskussionen und mehrfache Ansätze erfordert. Statt 
Wissenschaftler und politische Entscheidungsträger 
auf Abstand zueinander zu halten und weiterhin 
lineare Wege zu verfolgen, könnten beide Seiten von 
Anfang an zusammenarbeiten und jeweils mehrfache 
Herangehensweisen erproben. Darauf aufbauend würde 
ein gut konzipiertes evidenzinformiertes politisches 
System Wissensmakler und Grenzorganisationen 
(boundary organisations) einbeziehen, die zwischen 
Wissenschaftlern und politischen Entscheidungsträgern 
vermitteln. Sie könnten Wissenschaftler und 
politische Entscheidungsträger auswählen und 
zusammenbringen und Wissensgemeinschaften 
zur Behandlung politischer Probleme aufbauen.

 7.2.3 Neue Kompetenzen und neue 
Anreize für Wissenschaftler und 
politische Entscheidungsträger

Die Verfügbarkeit kompetenter, bereitwilliger und 
durch Anreize motivierter Wissenschaftler und 
politischer Entscheidungsträger ist eine entscheidende 
Voraussetzung für eine stärker evidenzinformierte 
Politik. Sowohl Wissenschaftler als auch politische 
Entscheidungsträger könnten neue fachliche 
Kompetenzen erwerben. Zu den für politische 
Entscheidungsträger und politische Organisationen 
hilfreichen Kompetenzen zählen

• wissenschaftliche Kompetenz innerhalb von 
Regierungen, einschließlich des Verständnisses 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und ihres Charakters 
sowie Risikokompetenz, statistische Kompetenz und die 
Fähigkeit zum kritischen Denken und 

• die Fähigkeit zum Erwerb, zur Beschaffung, 
Bewertung und Berücksichtigung von 
Sachinformationen zur Lösung komplexer politischer 
Aufgabenstellungen einschließlich der Fähigkeit, die 
strategische Verwendung von Sachinformationen 
durch Interessengruppen zu erkennen. 

Zu den wichtigsten Kompetenzen für Wissenschaftler für 
die Gestaltung einer evidenzinformierten Politik gehören

• die Fähigkeit zur Bereitstellung fundierter und 
sachdienlicher wissenschaftlicher Erkenntnisse und die 
Fähigkeit zum Verständnis der wesentlichen Triebkräfte 
politischer Prozesse, 

• die Fähigkeit zur Zusammenfassung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie meta-analytische 
Ansätze, um die Fülle wissenschaftlicher Erkenntnisse 
besser einordnen und Expertengemeinschaften 
besser führen zu können, sowie die Entwicklung 
von Networking- und Vermittlungskompetenzen 
zur Überwindung interdisziplinärer und 
bereichsübergreifender Grenzen, 

• die Fähigkeit zur Vermittlung von Erkenntnissen 
in knapper Form und zur ethischen Entwicklung von 
Beschreibungen, aus denen die Relevanz dieser 
Erkenntnisse für politische Probleme besser deutlich 
wird, wobei diese Beschreibungen sowohl hinsichtlich 
der eingesetzten Verfahren als auch der Werte und 
Interessen transparent sein sollten, die diesen Verfahren 
zugrunde liegen, und 

• die Fähigkeit zum Austausch mit Bürgerinnen und 
Bürgern und mit Interessenträgern, um Vertrauen 
aufzubauen und die Legitimität der in der Politik 
verwendeten Sachinformationen zu begründen.

Es wäre unrealistisch, zu erwarten, dass alle politischen 
Entscheidungsträger oder Wissenschaftler jemals über 
all diese Fähigkeiten verfügen würden. Ziel ist jedoch der 
Aufbau von Teams aus politischen Entscheidungsträgern 
und Wissenschaftlern, in denen diese Fähigkeiten 
vereint werden.

Beide Gemeinschaften könnten bessere Anreize für 
diese Tätigkeit schaffen. Bei der Forschungsfinanzierung 
könnten die Auswirkungen auf die Politik neben der 

ENVI-Ausschuss des Europäischen Parlaments – Gedankenaustausch mit Greta Thunberg, Aktivistin für Klima und 
Wissenschaft © Europäische Union, 2019 - EP/Michel CHRISTEN
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KÜNFTIGE 
FORSCHUNGSAGENDA
Dieser Bericht ist das erste Ergebnis des mehrjährigen 
JRC-Forschungsprogramms „Enlightenment 2.0“. 
Auf Basis dieses Berichts wurden drei Schlüsselbereiche 
für künftige Forschungen entwickelt:

• Schaffung eines analytischen Rahmenwerks, 

• Ermittlung der Auswirkungen von Technologie 
auf politische Entscheidungsprozesse und 

• Entwicklung evidenzbasierter 
Kommunikationsstrategien. 
 
 

 8.1 Die Wissenschaft der Werte

Um Werte in politischen Debatten zu berücksichtigen, 
muss ein analytischer Rahmen für Werte geschaffen 
werden, an dem sich politische Entscheidungsträger im 
Zusammenhang mit wertebezogenen Kompromissen 
als Argumentationsgrundlage orientieren können. 
Daher wird die JRC ein neues Forschungsprojekt 
einleiten und koordinieren, in dem die Beiträge 
verschiedener wissenschaftlicher Disziplinen 
(Kulturanthropologie, Psychologie, Neurowissenschaften, 
Wirtschaftswissenschaften, Philosophie, Recht, 
Geschichte und Evolutionswissenschaften) 
zusammengeführt werden, um eine Taxonomie (bzw. 
erforderlichenfalls auch mehrere Taxonomien) und 
einen praktischen analytischen Rahmen zur Definition, 
Klassifizierung und Untersuchung einer „Wissenschaft 
der Werte“ zu entwickeln. Dabei wird auch die Dynamik 
der Werte eine Rolle spielen, d. h. die Art und Weise, 
in der die Präferenz und die Gewichtung von Werten 
beim Einzelnen und in Gesellschaften ermittelt werden, 
sowie wie diese Werte sich entwickeln, wie sie sich 
im Laufe der Zeit verändern und welchen Einfluss 
rationale Debatten auf die Werte haben. Das Projekt 
beinhaltet eine Eurobarometer-Umfrage über Werte, 
und die Ergebnisse der Umfrage werden mit den 
Ergebnissen der Weltweiten Werteerhebung (WVS) 
und der Europäischen Wertestudie (EVS) verglichen.h

Mit dem Projekt werden zwei Ziele verfolgt:

1. Klassifizierung, Analyse und Vergleich der Werte 
von Bürgerinnen und Bürgern und von politischen 
Bewegungen und  

2. Bereitstellung eines praktischen Analyserahmens 
für politische Entscheidungsträger, in dem diese 
politische Optionen wertebezogen entwickeln, 
diskutieren und kommunizieren können.

 8.2 Politischer Einfluss im 
technologischen Zeitalter

Das Internet wird von 3,5 Mrd. Menschen genutzt, 
und 3,03 Milliarden Menschen nutzen soziale Medien. 
Alle 15 Sekunden kommt ein neuer Nutzer sozialer 
Medien hinzu. Der Einfluss des sich wandelnden 
technischen Umfelds insbesondere auf politische 
Entscheidungsprozesse wurde in diesem Bericht nicht 
näher behandelt. 

Mit diesem neuen Forschungsprojekt soll ermittelt 
werden, inwieweit die Bürgerinnen und Bürger bei 
politischen Entscheidungen durch künstliche Intelligenz, 
Algorithmen, Desinformation und Deep-Fake-Bilder 

Als nächster Schritt wird 
ein analytischer Rahmen 
für Werte entwickelt und 
es soll nachvollzogen 
werden, wie diese den 
Entscheidungsprozess 
beeinflussen.

und -Videos beeinflusst werden, und was es bedeutet, 
in einer Gesellschaft zu leben, in der dem Augenschein 
nicht mehr zu trauen ist.

Im Rahmen des Projekts soll festgestellt werden, ob 
Falschnachrichten aufgrund von Motivated Reasoning 
oder aus Mangel an analytischem Denken geglaubt 
werden. Möglicherweise gewinnt motiviertes Denken 
die Oberhand, wenn analytisches Denken nicht 
zum Erfolg führt. Die Plausibilität einer Nachricht 
scheint eine Rolle zu spielen. Je plausibler eine 
Nachricht wirkt, desto größer ist die Bereitschaft zu 
einer analytischen Auseinandersetzung, die dann in 
einem zweiten Schritt zu einer Entscheidung über die 
Glaubwürdigkeit der Nachricht führt. Gruppenidentitäten 
und die Wertvorstellungen von Gruppen könnten bei 
Motivated Reasoning allerdings ebenfalls eine Rolle 
spielen, beispielsweise wenn die Aufrechterhaltung der 
Überzeugungen einer Gruppe oder die eigenen Werte im 
Widerspruch zu einem Beweismittel stehen. Wie diese 
verschiedenen Einflüsse in einer Online-Umgebung 
zusammenwirken, wird noch weiter untersucht. 

 8.3 Sinnvolle Kommunikation

Aufbauend auf dem analytischen Werterahmen 
und einem tieferen Verständnis des Online-Umfelds 
politischer Entscheidungsprozesse wird im Rahmen 
dieses Projekts untersucht, wie die in diesem Bericht 
erläuterten Erkenntnisse über politische Kommunikation 
unter Berücksichtigung von Werten, Erzählungen, 
Metaphern, Framings und Kausalzusammenhängen 
in die Entwicklung praktischer Instrumente und in 
Empfehlungen für öffentliche Einrichtungen zur 
ethischen Kommunikation einfließen können. 

 8.4 Ein Aufruf an 
Forschungsgemeinschaften

Im Laufe dieser Arbeit wurden mehrere Forschungslücken 
ermittelt. Die JRC kann diese Lücken nicht alle füllen. 
Im Interesse eines diesbezüglichen Austauschs mit der 
Wissenschaftsgemeinde empfehlen wir die Durchführung 
von Untersuchungen zu folgenden Fragen:

• Leben wir in einer Zeit, die durch einen Verlust 
an Vertrauen in Fachwissen und Autorität 
gekennzeichnet ist? Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass wir nur in begrenztem Umfang verstehen, 
was diese Prozesse antreibt und inwieweit 
diese Prozesse neu und reversibel sind;

• Zur Frage, ob Trends zur geographischen 
Polarisierung demografische Trends (die auf 
strukturellen sozioökonomischen Prozessen 
beruhen) oder gesellschaftliche Strukturen 
widerspiegeln oder durch lokale Gegebenheiten 
(beispielsweise eine unmittelbare Exposition) 
geprägt werden, sind bislang nur begrenzte 
Erkenntnisse verfügbar; 

• Viele der in der Literatur berücksichtigten 
Untersuchungen wurden in den USA durchgeführt. 
Daher fragt sich, in welchem Umfang die 
festgestellten Ergebnisse, insbesondere im 
Hinblick auf Gruppenidentitäten, Polarisierungen, 
motiviertes Denken und selektives Vertrauen auf 
wissenschaftliche Quellen verallgemeinert und 
auf Europa übertragen werden können; 

• Hinsichtlich eines umfassenden Systems an 
Indikatoren, mit denen bewertet werden kann, wie 
Sachinformationen in öffentlichen Verwaltungen 
und Regierungen berücksichtigt werden, 
müssen Untersuchungen durchgeführt werden. 
Diese Untersuchungen sollten mit Arbeiten zur 
Evaluierung der öffentlichen Verwaltung und 
einschlägiger Indikatoren verknüpft werden.

 
 DISKUTIEREN SIE MIT

Gibt es einen Governance-Maßstab, der besser 
Aufschluss über die Entwicklung neuer Ansätze 
für die Politikgestaltung gibt? Vorstellbar wäre 
beispielsweise, dass wirksamere Formen produktiver 
Zusammenarbeit auf lokaler und regionaler Ebene 
leichter entwickelt werden könnten als auf nationaler 
oder europäischer Ebene.

Möchten Sie sich an der Diskussion beteiligen? 
Möchten Sie eine Community gründen? Wenden Sie sich an:  
JRC-ENLIGHTENMENT2@ec.europa.eu

mailto:JRC-ENLIGHTENMENT2%40ec.europa.eu?subject=
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Wir danken den folgenden wesentlich an diesem Projekt beteiligten Experten:

Martina Barjaková, wissenschaftliche Mitarbeiterin, Fachbereich Verhaltensforschung des Economic and Social 
Research Institute (ESRI)
Arie Bleijenberg, Direktor, Koios Strategy & Business Direktor, TNO
Paul Cairney, Professor für Politikwissenschaften und öffentliche Politik, Universität Stirling
Stefano Cappa, Professor für Neurologie und Scientific Director des IRCCS, S. Giovanni di Dio, Institut für Höhere Studien 
der Universität Pavia
Michelangelo Conoscenti, Professor für Englische Sprache und Linguistik, Universität Turin 
Gavin Costigan, Direktor, Öffentliche Politik, Universität Southampton
Laura Cram, Professorin und Direktorin NRLabs Neuropolitics Research, School of Social & Political Science, Universität 
Edinburgh
Roberta D'Alessandro, Professor für Syntax und Sprachvariation, Universität Utrecht
Alfredo De Feo, Fellow, Robert Schuman Centre for Advanced Studies, Europäisches Hochschulinstitut
Marion Demossier, Professorin des Fachbereichs Kunst- und Geisteswissenschaften, Moderne Sprachen und Linguistik, 
Universität Southampton
Peter Ellerton, Direktor Critical Thinking Project, Universität Queensland 
Cengiz Erisen, Associate Professor des Fachbereichs Politikwissenschaft und internationale Beziehungen, Universität 
Yeditepe.
Stefanie Ettelt, Associate Professor Gesundheitspolitik, London School of Hygiene and Tropical Medicine
Dr. cand. Vivien Gain, Katholische Universität Leuven
Mauro Galluccio, Präsident, European Association for Negotiation and Mediation
Robert Geyer, Akademischer Direktor (International), Universität Lancaster
Peter Gluckman, Distinguished Professor, Director, Centre for Science in Policy, Diplomacy and Society, Universität 
Auckland
Ralph Hertwig, Director, Max-Planck-Institut für Bildungsforschung
Hannes Jarke, Analyst, RAND Europe
Will Jennings, Professor für Politikwissenschaften und öffentliche Politik, Universität Southampton
Míriam Juan-Torres González, Senior Researcher & Research Coordinator, More in Common
Byron Kaldis, Professor für Philosophie, Fachbereich Geisteswissenschaften, Sozialwissenschaften und Recht, Schule für 
angewandte Mathematik und exakte Naturwissenschaften – Nationale technische Universität Athen
Andrzej Klimczuk, freier Wissenschaftler, Kolleg für Sozioökonomie der Warsaw School of Economics
Małgorzata Kossowska, Vizedekanin der Philosophischen Fakultät der Jagiellonen-Universität und Leiterin des 
Zentrums für sozial-kognitive Studien des Instituts für Psychologie der Jagiellonen-Universität
Stella Ladi, Senior Lecturer Public Management, Queen Mary University London und Panteion-Universität Athen
Ilona Lahdelma, cand. DPhil., Brasenose College, Oxford
Maël Lebreton, Wissenschaftler, Universität Amsterdam
Robert Lepenies, Wissenschaftler, Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung
Stephan Lewandowsky, Royal Society Wolfson Research Fellow, School of Psychological Science and Cabot Institute, 
Universität Bristol
Magdalena Malecka, Marie Skłodowska-Curie Fellow, Universität Stanford und Universität Helsinki
Mita Marra, Associate Professor für Volkswirtschaft des Fachbereichs Sozialwissenschaften, Universität Neapel

Lorenzo Marvulli, Honorary Research Associate, School of Social Sciences, Universität Cardiff
Hugo Mercier, Wissenschaftler, Institut Jean Nicod, Département d’études cognitives, ENS, EHESS, Université PSL, CNRS
Adriana Mihai, Wissenschaftlerin, Fakultät für Fremdsprachen und fremdsprachige Literatur, Universität Bukarest
Donald Moynihan, Visiting Professor, Blavatnik School of Government, McCourt Chair, McCourt School of Public Policy, 
Universität Georgetown
Anand Murugesan, Assistant Professor of Economics, Central European University
Arto Mustajoki, Mitglied des Rats der Akademie Finnlands, Universität Helsinki
Adam Oliver, Associate Professor (Lehrbeauftragter), London School of Economics & Political Science
Kathryn Oliver, Associate Professor of Sociology and Public Health, Department of Public Health, Environments and 
Society − London School of Hygiene and Tropical Medicine
Stefano Palminteri, leitender Wissenschaftler und Gruppenleiter der Ecole Normale Supérieure (ENS) und des Institut 
National de la Santé et Recherche Médicale (INSERM)
Paula Pérez-Sobrino, Lehrbeauftragte für Angewandte Linguistik in Wissenschaft und Technologie der Universidad 
Politécnica de Madrid
Roger Pielke, Jr, Direktor, Sports Governance Center – CU AthleticsAffiliate, Center for Science and Technology Policy 
Research, University of Colorado Boulder, USA
Nat Rabb, Wissenschaftler am Sloman Lab, Brown University
Ortwin Renn, Direktor, wissenschaftlicher Direktor am Institut für Transformative Nachhaltigkeitsforschung (IASS), 
Potsdam, Deutschland
Lou Safra, Post-Doktorandin, Institut d'Etudes Cognitives, Ecole normale supérieure, Paris
Andreia Santos, Mitbegründer und Dr. der Neuropsychologie, Experte und Consultant für Psychologie und kognitiv-
affektive Neurowissenschaften
Daniel J. Schulte, Doktorand, Brown University
Steven Sloman, Kognitive, linguistische und psychologische Wissenschaften, Brown University
Maxim Stauffer, Forschungsdirektor, Effective Altruism Geneva, Program Associate, Geneva Science-Policy Interface
Holger Strassheim, Professor für politische Soziologie, Universität Bielefeld
Manos Tsakiris, Professor für Psychologie, Fachbereich Psychologie, Royal Holloway und The Warburg Institute, School 
of Advanced Study, University of London
Kal Turnbull, Gründer, Change My View
Gaby Umbach, Teilzeit-Professorin, Direktorin GlobalStat, Europäisches Hochschulinstitut
Koen Vermeir, Forschungsprofessor für Philosophie und Wissenschaftsgeschichte, Centre national de la recherche 
scientifique (CNRS), Paris
Jose Vila, Vorsitz DevStat, Universität Valencia
Michael Vlassopoulos, Associate Professor, Universität Southampton
Stavros Vourloumis, Doktorand, Wirtschaftsuniversität Athen
Jim Weatherall, Professor für Logik und Wissenschaftsphilosophie, University of California, Irvine
Thomas Wood, Assistant Professor, Department of political science, Ohio State University
Eva Zemandl, Postdoktorandin, Central European University, Center for European Union Research
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Außerdem haben die folgenden nicht am Projekt beteiligten Experten uns freundlicherweise ihre 
Erkenntnisse und Einschätzungen mitgeteilt:

Tateo Arimoto, Faculty Director, GRIPS, Principal Fellow, Japan Science and Technology Agency (JST), und 
stellvertretender Direktor, International Institute for Advanced Studies (IIAS), Kyoto
Iina Berden, Sonderberaterin der Regierung, Finnisches Ministerium für Bildung und Kultur, Abteilung Kunst und 
Kulturerbe, Bereich Kultur- und Kunstpolitik
Claire Craig, Chief Science Policy Officer, The Royal Society
William Davies, Co-Direktor, Political Economy Research Centre (PERC)
Bobby Duffy, Professor für öffentliche Politik, Policy Institute, King’s College, London
Nick Fahy, Senior Researcher, Nuffield Department of Primary Care Health Sciences, Research Fellow, Green Templeton 
College, Universität Oxford
Spriet Gerrit, Researcher, Department of Public Law, Vrije Universiteit Brüssel 
Heather Grabbe, Direktorin des Open Society European Policy Institute 
Michael Hallsworth, Managing Director, The Behavioural Insights Team (BIT) North America
Emma Harju, Expertin für EU-Angelegenheiten, Finnisches Ministerium für Bildung und Kultur, Bereich 
Urheberrechtspolitik und audiovisuelle Kultur
Jonathan Hill, Director of Communications, GML
Stephane Jacobzone, Senior Economist, Public Governance and Territorial Development, OECD
Rhys Jones, Professor, Aberystwyth Behavioural Insights, Universität Aberystwyth
Rachel Lilley, Forscherin Aberystwyth Behavioural Insights, Universität Aberystwyth
Raoul Mille, Direktor Internationale Beziehungen, IRSTEA (Institut national de recherche en sciences et technologies de 
l'environnement et de l'agriculture)
Justin Parkhurst, Associate Professor, Global Health Policy, Department of Health Policy, The London School of 
Economics and Political Science
Louise Shaxson, Leiterin des Programms RAPID, Overseas Development Institute
Tom Stafford, Cognitive Stream Leader, Universität Sheffield, Fachbereich Psychologie
Chris Tamdjidi, Direktor der Kalapa Academy
Garvan Walshe, Executive Director, TRD Policy
Kai Wegrich, Professor für Public Administration & Public Policy, Hertie School of Governance
Mark Whitehead, Professor, Aberystwyth Behavioural Insights, Universität Aberystwyth
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Dieses Glossar soll zum besseren Verständnis des 
Berichts beitragen. Die Definitionen sind nicht die einzig 
möglichen und sollen auch keine Vorschriften für eine 
bestimmte Verwendung der Begriffe sein. Vielmehr soll 
erläutert werden, wie die Begriffe in diesem speziellen 
Kontext verwendet werden.

Achtsamkeit/Achtsamkeitstraining: Als Achtsamkeit wird 
die bewusste Wahrnehmung der eigenen Gefühle aus 
einer weniger emotionalen Perspektive bezeichnet. Im 
Prinzip sind alle Menschen mehr oder weniger achtsam. 
Achtsamkeit kann durch besondere Trainingsformen 
geübt werden. Im Allgemeinen zielen diese Übungen 
darauf ab, die Aufmerksamkeit für die eigene körperliche 
Verfassung zu schärfen und Emotionen einzustufen, 
um so besser zwischen unterschiedlichen Emotionen 
unterscheiden und daher gezielter reagieren zu können. 
Wenn jemand weiß, dass er gereizt ist, wenn er Hunger 
hat, kann dies hilfreich sein, weil er seinen Unmut 
leicht abstellen kann, indem er etwas isst. Zunehmende 
Erkenntnisse deuten darauf hin, dass Achtsamkeit auch 
dazu führt, dass die Gemütszustände anderer besser 
beurteilt werden können.

Defizitmodell: In Untersuchungen dazu, wie die 
Öffentlichkeit wissenschaftliche Inhalte versteht, 
werden nach dem Informationsdefizitmodell (oder auch 
einfach dem Defizitmodell) oder dem Defizitmodell 
betreffend wissenschaftliche Kompetenzen/Kenntnisse 
Skepsis oder ablehnende Haltungen der Öffentlichkeit 
gegenüber Wissenschaft und Technologie dem Fehlen 
von Informationen zugeschrieben. Dieses Defizit wird 
auf die Kluft zwischen informierten Experten und nicht 
informierten Laien zurückgeführt. Nach diesem Modell 
sollte Kommunikation darauf gerichtet sein, dass Laien 
Informationen von Fachleuten besser vermittelt werden.

Emotionen: Eine allgemein akzeptierte exakte Definition 
des Begriffs „Emotionen“ existiert nicht, und je nach 
Definitionen werden unterschiedliche Aspekte betont. In 
diesem Bericht werden Emotionen als Gemütszustände 
von Menschen verstanden, die weniger stabil sind 
als Persönlichkeitsmerkmale, und von unmittelbaren 
Reaktionen auf Reize bis zu stabileren, häufig aber 
diffusen Stimmungen reichen. Häufig sind Emotionen 
kontextabhängig, d. h. sie äußern sich in Reaktionen auf 
besondere Gegenstände oder Erfahrungen, können aber 

auch zufällig, unterschwellig oder diffus sein. Sie können 
als positiv oder negativ eingestuft und daher als Signale 
dafür betrachtet werden, was ein Einzelner als gut oder 
schlecht betrachtet.

Evidenzbasierte Politikgestaltung (EBPM): 
Die evidenzbasierte Politikgestaltung (EBPM = Evidence-
Based Policymaking) misst Sachinformationen sehr hohen 
Wert für die Politikgestaltung und für Entscheidungen 
zwischen politischen Optionen bei. Bei der EBPM sollen 
Sachinformationen durch förmliche Verfahren in den 
Prozess der Politikgestaltung einbezogen werden. Dies 
wird als entscheidendes Element der Politikgestaltung 
verstanden.

Evidenzinformierte Politikgestaltung (EIPM): Ebenso 
wie die evidenzbasierte Politikgestaltung (EBPM) 
misst auch die evidenzinformierte Politikgestaltung 
(EIPM) Sachinformationen sehr hohen Wert für 
die Politikgestaltung und für Entscheidungen 
zwischen politischen Optionen bei. Bei der EIPM sind 
Sachinformationen jedoch nicht das zentrale Element der 
Politikgestaltung, sondern vielmehr eines von mehreren 
Elementen (darunter auch Werte und Emotionen). 
Außerdem werden Sachinformationen bei der EIPM 
(anders als bei der EBPM) eher informell einbezogen.

Filterblasen: Eine Filterblase besteht dann, wenn 
Informationen oder Nachrichten hauptsächlich von 
Menschen aufgenommen werden, die dieselben 
Standpunkte oder Erfahrungen teilen. Besonders häufig 
sind Filterblasen in sozialen Medien, wo Menschen sich 
nach eigenen Vorlieben informieren und die Algorithmen 
der besuchten Websites Empfehlungen aufgrund 
zuvor abgerufener Inhalte anzeigen. Dadurch erhalten 
Menschen in einer Filterblase ideologisch gefilterte 
Informationen.

Heuristik :Heuristiken sind fest gefügte geistige 
„Abkürzungen“, die wir alle in alltäglichen Entscheidungen 
und Beurteilungen nutzen. Sie ermöglichen 
Entscheidungen oder Urteile aufgrund der Konzentration 
auf die relevantesten Aspekte komplexer Probleme.

GLOSSAR
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SCHLUSSBEMERKUNGEN
a Messbare Parameter: kognitive Vielfalt – AEM-Cube, emotionale Intelligenz (Social Perceptiveness) – RME 

(Reading the Mind in the Eye), TEQ (Toronto Empathy Questionnaire).

b Im französischen Original « Le cœur a ses raisons que la raison ne connaît point. »

c „... Darwin hat eindeutig anerkannt, dass die Evolution nicht nur die physischen Merkmale von Organismen, 
sondern auch ihre mentalen Prozesse und seine Verhaltensweisen geformt hat“ (Nesse und Ellsworth, 2009, 
S. 129).

d Nach dem Modell der rationalen Wahl treffen Menschen rationale Entscheidungen, um Ergebnisse zu erreichen, 
die mit ihren persönlichen Zielen in Einklang stehen, d. h. um den größtmöglichen Vorteil (Nutzen) im maximalen 
Eigeninteresse zu erzielen.

e 1. Demokratie, 2. Gleichheit, 3. Menschenrechte, 4. Freiheit des Einzelnen, 5. Frieden, 6. Achtung des 
menschlichen Lebens, 7. Religion, 8. Achtung anderer Kulturen, 9. Rechtsstaatlichkeit, 10. Selbstverwirklichung, 
11. Solidarität, Unterstützung anderer Kulturen, 12. Toleranz.

f Die Reihenfolge aller 14 Attribute wurde in der Befragung randomisiert, und die Befragten sollten die 
Bedeutung der verschiedenen Attribute für eine gute Gesellschaft mit folgenden Bewertungen beschreiben: 
unbedingt notwendig, eher notwendig, eher nicht notwendig, überhaupt nicht notwendig.

g Die beiden Erhebungen beruhen auf denselben Fragebögen, werden aber unabhängig voneinander und zu 
unterschiedlichen Zeiten durchgeführt. 

h Die beiden Erhebungen beruhen auf denselben Fragebögen, werden aber unabhängig voneinander und zu 
unterschiedlichen Zeiten durchgeführt.

Kritisches Denken: Als kritisches Denken wird der 
intellektuell disziplinierte Prozess der aktiven und 
qualifizierten Begriffsbildung sowie der Anwendung, 
Analyse, Zusammenfassung und/oder Bewertung von 
Informationen bezeichnet, die durch Beobachtung, 
Erfahrung, Reflexion, Denken oder Kommunikation 
gesammelt oder gewonnen wurden und an denen sich 
Überzeugungen oder Handlungen orientieren.

Negative Verzerrung: Als negative Verzerrung wird 
das Phänomen bezeichnet, dass Menschen negativen 
Ereignissen gewöhnlich größere Bedeutung beimessen 
als positiven Ereignissen. Wenn Menschen also 
sehr negative Emotionen haben, reagieren sie mit 
Verhaltensänderungen, die dann noch drastischer sind als 
die Verhaltensweisen, die sie nach einem sehr positiven 
Ereignis gezeigt hätten.

Normativ: Normative Theorien, Vorstellungen, 
Untersuchungen oder Äußerungen im Allgemeinen sollen 
beschreiben, wie die Welt sein sollte, oder bestimmte 
Verhaltensweisen moralisch bewerten. Daher besteht bei 
normativen Äußerungen die Gefahr, dass tatsächliche 
Gegebenheiten vollständig ignoriert werden.

Persönlichkeitsmerkmale: Persönlichkeitsmerkmale 
sind allgemeine Gewohnheiten eines Menschen und 
in ihrer zeitlichen Ausprägung sowie unabhängig von 
bestehenden Gegebenheiten weitgehend stabil. Fünf 
grundlegende Persönlichkeitsdimensionen werden 
unterschieden, und allgemein wird davon ausgegangen, 
dass alle Menschen mit den folgenden Merkmalen 
beschrieben werden können: i) Offenheit für neue 

Erfahrungen (erfinderisch/neugierig vs. konservativ/
vorsichtig), ii) Gewissenhaftigkeit (effektiv/organisiert 
vs. unbekümmert/sorglos), iii) Extraversion (nach außen 
gewandt / tatkräftig vs. zurückhaltend/reserviert), 
iv) Verträglichkeit (freundlich/mitfühlend vs. provozierend/
distanziert) und v) Neurotizismus (empfindlich/nervös vs. 
selbstsicher/zuversichtlich).

Utilitaristisch: Dieser Begriff wird in Anlehnung an den 
Konsequentialismus verwendet, nach dem das primäre 
Ziel in der Maximierung von Glück bzw. darin besteht, 
möglichst viele Menschen glücklich zu machen.

Verzerrung / Kognitive Verzerrung :Eine kognitive 
Verzerrung ist ein systematischer Fehler in einem 
kognitiven Prozess (z. B. beim Denken, Lernen oder 
Erinnern). Fehler aufgrund kognitiver Verzerrungen sind 
systematische Fehler (d. h. Fehler, die immer in dieselbe 
Richtung gehen) und insoweit von zufälligen Fehlern zu 
unterscheiden. Bestätigungsfehler beispielsweise ergeben 
sich, wenn systematisch überwiegend bestätigende 
Sachinformationen berücksichtigt werden.
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